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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die
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Gemäßigtes Ja
zur Metropolregion
Der Bezirksvorsitzende des Landkreistags
Oberpfalz forderte, im LEP die besondere
Förderung des ländlichen
Raums zu verankern. Seite 16

Simon Wittmann:

Neue Vorsitzende der
fränkischen Rathauschefs
Die Würzburger Oberbürgermeisterin
wurde zur Nachfolgerin des Nürnberger
Stadtoberhaupts Dr. Ulrich
Maly bestimmt. Seite 16

Dr. Pia Beckmann:

Interkommunale
Kooperation erhalten
Die MdEP äußerte sich zu Bestrebungen der
Europäischen Kommission, die Kommunen
in punkto Vergaberecht mas-
siv einzuschränken. Seite 3

Dr. Angelika Niebler:

Nichts nimmt mehr für ei-
ne Stadt ein, als ein freund-
liches, buntes und blühen-
des Erscheinungsbild. Aus
diesem Grunde legt der
Bürgermeister auch so viel
Wert auf eine grüne Stadt
und sorgfältige Anpflan-
zungen. - Ein Marketing-
instrument, das Erfolg ver-
spricht. Seite 15

Bayerischer Landkreistag in Gersthofen:

Starke Landkreise für
Bayerns Zukunft

Zum Bayerischen Land-
kreistag lädt Landräte-Präsi-
dent Theo Zellner für den 10.
und 11. Mai in die Stadthalle
Gersthofen ein.

Die etwa 300 Kommunalpo-
litiker erwarten die Minister
Dr. Günther Beckstein, Erwin
Huber, Josef Miller und Sieg-
fried Schneider.

Auf der Tagesordnung ste-
hen die Regionalpolitik, inte-
grierte ländliche Entwicklung,
bayerische Innovationspolitik,
sowie aktuelle Probleme des
Schulrechts.

Die Veranstaltung beginnt
mit der internen Landkreisver-
sammlung am Mittwoch; im öffentlichen Teil begrüßt an-
schließend Theo Zellner um 13.30 Uhr. Über aktuelle kommu-
nalpolitische Themen diskutieren die Teilnehmer am zweiten
Tag mit dem bayerischen Innenminister. O

Kommunalforen in Dinkelsbühl und Rosenheim:

Gemeinsam für
ein starkes Bayern

Neue Diskussionsplattform
zwischen Staat und Kommunen

Konstruktiv waren die Gespräche bei den ersten soge-
nannten Kommunalforen der Bayerischen Staatsregie-
rung in Dinkelsbühl und Rosenheim, bei denen Minister-
präsident Edmund Stoiber und weitere Kabinettsmitglie-
der mit mehreren hundert Kommunalvertretern aktuelle
kommunalpolitische Themen erörterten.

Das Treffen wurde von den
Spitzenvertretern der kommuna-
len Verbände als insgesamt posi-
tiv bewertet: So nutzte der Vor-
sitzende des Bayerischen Städte-
tags, Regensburgs Oberbürger-
meister Hans Schaidinger, die
Gelegenheit, dem Ministerpräsi-
denten einige „offene Baustel-
len“ zwischen den Kommunen
und der Staatsregierung zu prä-
sentieren. Der Städtetagsvorsit-
zende monierte, dass der Frei-
staat immer noch nicht bereit sei,

und dann nicht bezahlen, das
kommt nicht in Frage.“

Billigere Varianten

Schaidinger wies in diesem
Zusammenhang die pauschale
Behauptung zurück, die Kom-
munen würden überzogen oder
zu teuer bauen. Wer so argumen-
tiere, müsse auch Auskunft darü-
ber geben, ob und welche billi-
gere Varianten realisierbar sind.
Es könne nicht sein, dass der
Bau von Personaltoiletten einer-
seits nach der Arbeitsplatzver-
ordnung zwingend vorgeschrie-
ben ist, anderseits aber von den
Zuschussstellen als nicht erstat-
tungsfähig qualifiziert wird.

Künftige Schullandschaft

Für problematisch hält der
Städtetagssprecher auch die be-
absichtigte Schließung von Teil-
hauptschulen. Damit würden den
Schülern künftig Schulwege von
mehreren Stunden täglich zuge-
mutet. Schaidinger forderte den
Ministerpräsidenten auf, ge-
meinsam mit den Kommunen
darüber nachzudenken, wie die
Schullandschaft in den Gemein-
den und Städten in Zukunft aus-
sehen soll. Nach Auffassung des
Vorsitzenden gehört dazu der

Zellner und Brandl zum LEP:

Nicht mehr auf
der Höhe der Zeit

Kritik von Bayerischem Landkreistag
und Bayerischem Gemeindetag

Alles andere als glücklich sind Landkreis- und Gemeinde-
tag mit dem Entwurf für einen Landesentwicklungsplan
(LEP), der nach dem Willen der CSU noch vor dem Som-
mer verabschiedet werden soll. Zwar hätten Staatsregie-
rung und CSU-Landtagsfraktion ihre Sorge um den ländli-
chen Raum wiederholt betont, doch finde dies im LEP-Ent-
wurf kaum Niederschlag, betonten Landkreistagspräsident
Theo Zellner und Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl
bei einer gemeinsamen Pressekonferenz in München.

„Der ländliche Raum Bayerns
würde kein Leitbild für eine ei-
genständige Entwicklung be-
kommen,“ betonte Brandl. Das
LEP sei viel zu kompliziert, in
weiten Teilen äußerst unbe-
stimmt und führe in der Praxis
nicht selten zu kaum nachvoll-
ziehbaren Ergebnissen. „Das LEP

ist nicht mehr auf der Höhe der
Zeit. Neuere Entwicklungen,
beispielsweise bei den Informa-
tionstechnologien oder hinsicht-
lich der demografischen Ent-
wicklung finden sich kaum oder
gar nicht im Entwurf“, fügte
Zellner hinzu.

Vision für den
ländlichen Raum

Gegenüber Staatsminister Er-
win Huber brachten die beiden
Präsidenten folgende Kritik-
punkte vor:

1. Im Landesentwicklungspro-
gramm muss eine Vision für den
ländlichen Raum enthalten sein.

2. Aussagen zur demografi-
schen Entwicklung Bayerns, zu
den Möglichkeiten der elektroni-
schen Datenübermittlung und zu
den politischen Konsequenzen
der schlechten Konjunkturlage

(Fortsetzung auf Seite 4)

Nachtragshaushalt 2006 steht
CSU billigt 35-Milliarden-Vorlage des Finanzministers

Nach konzentrierter Einzelberatung im Haushaltsausschuss hat
der Bayerische Landtag den Nachtragshaushalt 2006 mit den
Stimmen der CSU-Fraktion in Kraft gesetzt. Der Ausgleich zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben ohne jede Neuverschuldung
bei rund 35 Mrd. ist in der Wertung von Finanzminister Prof.
Kurt Faltlhauser und des Haushaltsausschussvorsitzenden
Manfred Ach „ein Signal für die gesamte Haushalts- und Fi-
nanzpolitik in Deutschland“ bzw. „gelebte Verantwortung für
unsere Zukunft“. Die Opposition blieb dabei, der Etat werde
den großen Zukunftsaufgaben nicht gerecht. Ihre Änderungs-
anträge wurden abgelehnt.

Faltlhauser hob hervor, dass
die Investitionsquote wieder auf
12,9 % aller Ausgaben angeho-

ben werden konnte. Die Solidität
der Finanzpolitik werde durch
die schwarze Null, also kein
Cent neuer Schulden, ergänzt. Er
betonte den festen Willen der
Staatsregierung, auch in den kom-
menden Haushalten an der
schwarzen Null festzuhalten, al-
lerdings seien dafür Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung.
unerlässlich. Der Opposition
warf er vor, für ihre zahlreichen
Anträge auf Mehrausgaben kei-
ne tragbaren Lösungen aufge-
zeigt zu haben. Als Schwerpunk-
te des Etats nannte der Minister
unverändert Schule und Bildung,
Innere Sicherheit und kommuna-
len Finanzausgleich (FAG).

Faltlhauser legte Wert auf die
Feststellung, dass für den FAG
mit den kommunalen Spitzen-

verbänden wieder ein einver-
nehmliches Ergebnis erzielt wor-
den sei. Er erwähnte besonders
das zusätzliche Investitionspaket
im Gesamtvolumen von 120
Mio. sowie die 17 Mio.
Schlüsselzuweisungen (GZ 6/
23. 03. 06). Mit diesem Verhand-
lungsergebnis habe sich der Frei-
staat aufs Neue als verlässlicher
und stets dialogbereiter Partner
der bayerischen Kommunen er-
wiesen. Die Behauptung der Op-
position, der Freistaat spare auf
Kosten der Kommunen, sei
„schlicht nicht nachvollziehbar“.
Das viel strapazierte Bild von
den armen, vom Staat zu kurz
gehaltenen Kommunen werde
von den Fakten widerlegt.

Langfristige
Verpflichtungen

Ach identifizierte sich mit
Faltlhausers Ausführungen. Der
Opposition konzedierte er, sich
mit 88 Änderungsanträgen ( 54
SPD, 34 Grüne) intensiv in die
Haushaltsberatungen einge-
bracht zu haben, leider ohne rea-
lisierbare Finanzierungsvor-
schläge. Während sich die Mehr-

den Städten die Kosten für zu-
sätzliche Baumaßnahmen im
Rahmen des achtjährigen Gym-
nasiums voll zu erstatten. Auf-
grund des Konnexitätsprinzips
sei der Staat dazu aber verpflich-
tet. Schaidinger: „Nach dem ver-
fassungsrechtlich garantierten
Konnexitätsprinzip gilt: Wer sich
ein bestimmtes Menü der Spei-
sekarte nicht leisten kann oder
will, muss ein anderes Menü
auswählen oder auf seine Bestel-
lung ganz verzichten. Bestellen

Landrat Theo Zellner. O

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber und Gemeindetagsprä-
sident Dr. Uwe Brandl. Bild: GZ-Archiv

Ausbau von Ganztagsschulen.
Schaidinger forderte die Staats-
regierung auf, deutlich zu sagen,
wie viel zusätzliches staatliches
Personal für diese große Aufga-
be zur Verfügung gestellt wird.

Mit Blick auf die aktuelle Dis-
kussion um die von Bundesfami-
lienministerin von der Leyen ge-
forderte Kindergartenpflicht
stellte Schaidinger klar, dass es
wünschenswert sei, allen Kin-
dern einen kostenfreien Besuch
des Kindergartens zu ermögli-
chen. Allerdings müsse man
auch erklären, wer die zwei Mil-
liarden Euro bezahlen soll, die
derzeit von den Eltern aufge-
bracht werden. Schaidinger: „Es
ist leicht auf Kosten Dritter, in
diesem Fall der Kommunen, den
Bürgern finanzielle Wohltaten zu
verkünden, ohne zugleich dafür

(Fortsetzung auf Seite 4)

forderungen der Grünen mit rund
52 Mio. vergleichsweise im be-
scheidenen Rahmen bewegten,
habe die SPD rund 1 Mrd. ver-
langt, großenteils Personalausga-
ben, also langfristige Verpflich-
tungen. Wie ein Hypochonder
seine Krankheit, pflege die SPD
ihre haushaltspolitischen Irrtü-
mer. Wenn der Landtag seit 1979
den Mehrausgabeanträgen der
SPD zugestimmt hätte, würde das
über 25 Mrd. mehr Schulden
bedeutet haben; mehr als das
Doppelte des tatsächlichen Schul-
denbestandes.

Der Freistaat spare sich nicht
auf Kosten der Kommunen ge-
sund. Der FAG halte sich mit ei-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Prof. Dr. Kurt Faltlhauser. OO

OB Hans Schaidinger. O
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Bürgermeister Gerhard Schärl
92277 Hohenburg

am 17.5.

Bürgermeister Erich Hallhuber
94099 Ruhstorf a. d. Rott

am 17.5.

Bürgermeister Peter Hänel
96346 Wallenfels

am 17.5.

Bürgermeister Jakob Bichlmaier
84574 Taufkirchen (Mühldorf)

am 18.5.

Bürgermeister
Reinhold Schilling

89443 Schwenningen
am 19.5.

Bürgermeister Peter Kaspar
94078 Freyung

am 21.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reiner Dunkel

82278 Althegnenberg
am 14.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jakobus Kötzner

96158 Frensdorf
am 15.5.

Bürgermeister Alfred Wölfle
87496 Untrasried

am 18.5.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Rainer Schnitzler
82343 Pöcking

am 22.5.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Schiff

97778 Fellen
am 11.5.

Bürgermeister Hermann Häußler
89296 Osterberg

am 22.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Hans-Georg Eichelbrönner
97523 Schwanfeld

am 11.5.

Bürgermeister Dr. Ludwig Fink
86391 Stadtbergen

am 12.5.

Bürgermeister Alfred Jäger
92442 Wackersdorf

am 12.5.

Bürgermeister
Herbert Dannhäußer

95491 Ahorntal
am 15.5.

Bürgermeister Dieter Oertel
95365 Rugendorf

am 17.5.

Bürgermeister Franz Zenk
96110 Scheßlitz

am 18.5.

Bürgermeister Albert Morasch
84106 Volkenschwand

am 22.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Gorbunov

93352 Rohr i. NB
am 16.5.

Wir gratulieren

(Fortsetzung von Seite 1)
nem Minus von 0,2 % „im We-
sentlichen auf dem Vorjahresni-
veau“. Das sei umso bemerkens-
werter, weil sich die Finanzen
der Kommunen seit 2004 deut-
lich besser entwickelten als die
des Staates. Allerdings seien die
Einnahmesteigerungen „bayern-
weit nicht gleich verteilt“. Um
die „Feinjustierung von Einzel-
fragen“, insbesondere der inter-
kommunalen Verteilungsgerech-
tigkeit - Stichwort Einwohnerge-
wichtung“ - werde sich eine ge-
meinsame Arbeitsgruppe der
Spitzenverbände sowie des Fi-
nanz- und des Innenministeriums
bemühen; auch um einen gerech-
ten Ausgleich für besonders
durch den Winterdienst belastete
Gemeinden und Landkreise.

Große Zukunftsausgaben

Jürgen Dupper, Nachfolger
von Dr. Heinz Kaiser als finanz-
politischer Sprecher der SPD-
Fraktion, sah die Haushaltpla-
nung des Finanzministers auf
dem „Prinzip Hoffnung“ aufge-
baut. Die schwarze Null sei nur
durch eine Rekordverschuldung
2004 zustande gekommen. Der
SPD gehe es nicht um’s
Schlechtreden, Aber das groß
angekündigte „Investitionspro-
gramm Zukunft“ stehe offenbar

schon für den kommenden Dop-
pelhaushalt noch nicht auf der si-
cheren Seite. Dabei würden
schon die Etatansätze im Nach-
tragsetat 2006 den großen Zu-
kunftsausgaben nicht gerecht.
Auch die „arg gefeierten Zusatz-
mittel für kommunale Investitio-
nen halten einer näheren Über-
prüfung nicht stand“. Statt der
offiziell angegebenen 120 Mio.

handle es sich bestenfalls um
30 Mio. frisches Geld. Der an-
geblichen Besserung kommuna-
ler Finanzen stehe gegenüber
dass die Verschuldung sich in
den letzten 30 Jahren mehr als
vervierfacht habe.

Wichtige Aufgaben

Auch Grünen-Sprecher Tho-
mas Mütze blieb bei den Zwei-
feln an der Haltbarkeit der
schwarzen Null: Achs Vorwurf,
nicht finanzierbare Forderungen
eingebracht zu haben, entgegnete
er, seine Fraktion habe zum Aus-
gleich Einsparungen bei anderen
Etattiteln vorgeschlagen. „Wir
waren uns der Verantwortung für
den Staatshaushalt bewusst“. Die
Staatsregierung weiche im Nach-
tragshaushalt nicht von ihrer
falschen Politik ab, sich zuguns-
ten vordergründiger Sparpolitik
von den wichtigen Aufgaben des
Landes abzuwenden. rm

Nachtragshaushalt ...

Leser-Mail an die GZMM
Zur bundesweiten Aktion Bücherverbrennung:

Gebrannt von den Stromschlägen
an der innerdeutschen Grenze

Sicher, rechtsradikale Kräfte
machen in Deutschland lautstark
auf sich aufmerksam. Das sollte
man jedoch nicht mit „Erstar-
ken“ gleichsetzen, auch wenn sie
es gern so sehen und die sicher
Wohlmeinenden ihnen auch den
Gefallen tun. Aber die linksradi-
kalen Kräfte haben hier nicht
aufgehört zu existieren, nur mei-
den sie auf sich aufmerksam zu
machen. Eloquente kleine Advo-
katen nutzen den Kampf gegen
Rechts, um sich durch Bundes-
tagsreden beim freundlichen
Bürger anzubiedern.

Biedermann und die Brand-
stifter nur auf die Nationalsozia-
listen zu beziehen - Max Frisch
würde sich im Grabe umdrehen.
Nur - der Normalmensch macht’s
und kommt sich edellinks und
aufgeklärt vor. Und die Linksex-
tremen wissen das, sie benutzen
jede Gelegenheit, sich des
Kampfes gegen Rechts für ihre
Ziele gern zu bedienen. Auch
darin helfen ihnen viele Wohl-
meinende. Sie müssen nur ein-
mal die Akteure von rechten De-
mos mit den Gegendemonstran-
ten von Links vergleichen. Ich
möchte nicht mit ihnen mar-
schieren, weder im Gleichschritt
rechts noch chaotisch links.

Wir sind gebrannte Kinder.
Gebrannt einmal von den Bü-
cherfeuern, gebrannt aber auch
von Stromschlägen an der inner-
deutschen Grenze. So sehr ich
die Rechten verachte - zusam-
men mit Linksextremen gegen
sie zu kämpfen, hieße den Teufel
mit dem Beelzebub austreiben

zu wollen. Und genau das pas-
siert beim linken Beifall für das
Bücherverbrennengedenken.

Mit der „Aktion Bücherver-
brennung“ soll deshalb nicht nur
an die Schandtaten der National-
sozialisten in Deutschland erin-
nert werden.

Die real existierenden Soziali-
sten in der DDR haben zwar kei-
ne Bücher öffentlich verbrannt
hat (sie hätten es sicher gern ge-
tan, fürchteten aber den nahe lie-
genden Vergleich mit den Na-
zis), aber man konnte schon we-
gen der Weitergabe eines Karl-
May-Buches von der weiter
führenden Schule ausgeschlos-
sen werden, von Orwells „1984“
ganz zu schweigen. Daran muss
auch erinnert werden.

Das ist kaum mehr als 15 Jah-
re her; die Bücherverbrennung
der Nationalsozialisten liegt über
70 Jahre zurück. Von denen, die
damals Bücher ins Feuer warfen,
leben nur noch wenige; von de-
nen, die bei uns Zensur ausübten
oder uns die Zukunft verbauten,
lebt noch der größte Teil, und
niemand hat sie ernsthaft zur Re-
chenschaft gezogen. Sie beteili-
gen sich selbst wahrscheinlich
nach dem Motto „Haltet den
Dieb“ am Gedenken gegen
Bücherverbrennungen.

Ich bin gern bereit, die Aktion
zu unterstützen, wenn sie auch
diese Komponente, die wir hier
selbst erlitten haben, mit gleicher
Vehemenz verurteilt.
Mit freundlichem Gruß
Dr. Walter Siegemund
Dresden

Europäisches Vergaberecht:

Interkommunale
Zusammenarbeit nicht schwächen!

Von Dr. Angelika Niebler, MdEP
Gemeinden, Städte und Landkreise sind in hohem Maße beun-
ruhigt: Jüngere Entscheidungen des Europäischen Gerichts-
hofes und Initiativen der Europäischen Kommission zum Ver-
gaberecht drohen die Kommunen massiv in ihrer Organisati-
onshoheit einzuschränken.

Anfang 2005 hatte sich bei-
spielsweise die niedersächsische
Gemeinde Hinte entschieden,
die Abwasserbeseitigung auf ei-
nen Zweckverband zu übertra-
gen. Durch eine vertragliche
Vereinbarung hatte sich die Ge-
meinde gegenüber dem Zweck-
verband Informations- und Kon-
trollrechte vorbehalten. Die Eu-
ropäische Kommission rügte
hierzu, dass kein transparentes
Vergabeverfahren mit öffentli-
cher Bekanntmachung stattge-
funden habe.

In-House-Vergaben

Ähnlich beunruhigend für die
Kommunen war auch die sog.
„Teckal“-Entscheidung des Eu-
ropäischen Gerichtshofes vom
Januar 2005 (Az: C-84/03). Eine
italienische Gemeinde hatte di-
rekt und ohne Ausschreibung
einen grundsätzlich ausschrei-
bungspflichtigen Auftrag an ein
öffentliches Unternehmen verge-
ben, das sich zu 100 % in öffentli-
chem Eigentum befand. An die-
sem öffentlichen Unternehmen
waren 45 Gemeinden beteiligt,
die betreffende Gemeinde jedoch
nur mit einem Anteil von 0,9 %.

Der Europäische Gerichtshof
ging in dieser Entscheidung der
Frage nach, inwieweit solche
Kooperationsvereinbarungen,
d.h. In-House-Vergaben an reine
Eigengesellschaften, nicht unter
das Vergaberecht fallen. Der Ge-
richtshof formulierte in seiner
Entscheidung die Kriterien, die
einzuhalten sind, um keiner Aus-
schreibungspflicht zu unterlie-
gen. Diese Kriterien werfen je-
doch, wie weitere Fälle zeigen,
wieder Auslegungsfragen aus,
die zu einer erheblichen Rechts-
unsicherheit führen.

Private Beteiligung

Noch schwieriger wird die
Beurteilung, wenn bei der In-

House-Vergabe ein Privater be-
teiligt ist, wie dies im sog. Halle-
Fall gegeben war (Az: C-26/03).
Die Stadt Halle hatte einen aus-
schreibungspflichtigen Auftrag
direkt und ohne Ausschreibung
an eine Gesellschaft vergeben, an
der die Stadt mittelbar über die
Stadtwerke mit 75,1 % beteiligt

Europäische Parlament in einem
langwierigen Gesetzgebungsver-
fahren gemeinsam mit dem Rat
eine Revision der bestehenden
Richtlinien zum Vergaberecht
durchgesetzt, die gegenwärtig
von den EU-Mitgliedstaaten um-
gesetzt werden.

Verbesserungen
für die Kommunen

Ein Ziel des Parlaments war es
dabei, mit den neuen Bestimmun-
gen erhebliche Verbesserungen
für die Kommunen zu schaffen.
Das Parlament hatte sich gerade
aus Gründen der Vereinfachung
und Praktikabilität für höhere
Schwellenwerte bei den Vergabe-
verfahren ausgesprochen, um den
Kommunen bei Projekten mit ge-
ringerem Volumen die Durch-
führung eines aufwändigen, teu-
ren Ausschreibungsverfahrens zu
ersparen. Durch die neuesten
Überlegungen der Kommission
und die Rechtsprechung des
EuGH, die auch unterhalb der
Schwellenwerte eine Art Verga-
beverfahren „light“ fordern, wer-
den diese Bemühungen massiv in
Frage gestellt.

2. Interkommunale Zusam-
menarbeit ohne Beteiligung
Privater von Vergabeverfah-
ren freistellen

Politisch gewollt sind in Zeiten
knapper Kassen Bemühungen
auf kommunaler Ebene, Syner-
gieeffekte durch die verschieden-
sten Formen der kommunalen
Zusammenarbeit zu schaffen und
zu nutzen. Gerade auch PPP-Mo-
delle sind gewollt und müssen
gefördert werden. Diese politi-
sche Zielsetzung steht jedoch
klar im Widerspruch zu den ge-
schilderten Entscheidungen und
der sich hieraus ergebenden un-
klaren Rechtslage, wann Model-
le der Zusammenarbeit einer
Ausschreibung unterliegen oder
ausschreibungsfrei sind.

Wünschenswert wäre, reine
Inhouse-Geschäfte zwischen
Kommunen von der Vergabe
freizustellen und darüber hinaus
genau zu definieren, wann bei ei-
ner Beteiligung eines Privaten
die Vergaberegelungen anzu-

wenden sind. Diese Klarstellun-
gen sind nicht Aufgabe des Ge-
richtshofes oder der Europäi-
schen Kommission, sondern des
europäischen Gesetzgebers.

Das Europäische Parlament
hat bereits die ersten Schritte
eingeleitet, um die Kommunen
zu unterstützen. So fand kürzlich
im Europäischen Parlament eine
Anhörung zu diesem Thema
statt. Das Thema steht damit auf
der politischen Tagesordnung. In
den nächsten Monaten gilt es,
auf der Grundlage der durch die
Anhörung gewonnenen Erkennt-
nisse weitere Schritte einzulei-
ten, um die für die Kommunen
erforderliche Rechtsicherheit zu
schaffen. Nur dann ist die inter-
kommunale Zusammenarbeit
nicht gefährdet. O

Dr.Angelika Niebler, MdEP. OO

war. An dieser Gesellschaft war
auch eine Privatfirma mit 24,9 %
als Gesellschafter beteiligt. Der
EuGH hatte im Fall Halle eine
Ausschreibung gefordert.

Rechtsunsicherheit

Welche Lehren sind aus all
diesen Entscheidungen zu zie-
hen? Es besteht eine erhebliche
Rechtsunsicherheit darüber, wel-
che Formen der interkommuna-
len Zusammenarbeit auch verga-
berechtlich zulässig sind. Nicht
nur die Kommunalpolitiker sind
alarmiert. Gerade auch im Eu-
ropäischen Parlament formiert
sich aus einer Reihe von guten
Gründen erheblicher Widerstand.

1. Vergabeverfahren nur bei
Überschreitung der gesetzli-
chen Schwellenwerte

Erst im Jahre 2004 hatte das

Die Bundesvereinigung der
kommunalen Spitzenverbän-
de hat darauf hingewiesen,
dass derzeit verschiedene eu-
roparechtliche Entwicklungen
eine effiziente Aufgabenerle-
digung durch die Kommunen
bedrohen. Sie fordern, dass
interkommunale Kooperatio-
nen nicht dem EU-Vergabe-
recht unterstellt werden.

Die gemeinsame Erledigung
öffentlicher Aufgaben sei für
die Bürger unverzichtbar. Das
Modell der interkommunalen
Zusammenarbeit als Instru-
ment der inneren staatlichen
Organisation wird nach An-
sicht der Spitzenverbände
durch das europäische Wettbe-
werbs- und Vergaberecht im-
mer stärker ausgehöhlt. Ein
„öffentlicherAuftrag“ liegt im-
mer dann vor, wenn zwischen
einem oder mehreren Unter-
nehmen und einem öffentli-
chen Auftraggeber entgeltliche
Verträge abgeschlossen wer-
den.Bei der interkommunalen
Zusammenarbeit finde ledig-
lich eine interne Neuordnung
öffentlicher Zuständigkeiten
und Befugnisse statt. DK

Stellungnahme der
Spitzenverbände

Ehrenamt ist kein Beruf
Weissenburg (wefa) - Feuerwehrführungskräfte sind ehrenamt-
lich tätig, erhalten eine Aufwandsentschädigung, aber der Land-
kreis ist für sie nicht sozialversicherungspflichtig. Das Bundes-
sozialgericht ist jetzt der Rechtsposition des Landkreises
Weißenburg-Gunzenhausen gefolgt und hat damit ein Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts München bestätigt. Der
Spruch ist für alle bayerischen Landkreise bedeutungsvoll.

Der Streit währt seit dem Jahr
2000, als die Spitzenverbände
der Krankenkassen, des damali-
gen Verbands deutscher Renten-
versicherungsträger und die Bun-
desagentur für Arbeit übereinge-
kommen waren, dass ehrenamt-
liche Feuerwehrführungskräfte
in einem abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnis stehen und Auf-
wandsentschädigungen grund-
sätzlich als Arbeitsentgelt anzu-
sehen sind. Mit dieser Meinung
begründeten sie die Sozialversi-
cherungspflicht für die Ehren-
amtlichen.

Der Landkreistag hatte aber
dem Kreis Weißenburg-Gunzen-
hausen empfohlen, in dem vor-
liegenden Streit mit einem ehe-
maligen Kreisbrandrat Rechts-
mittel einzulegen. Dessen Kran-
kenkasse hatte vom Landkreis
entsprechend ihrer Rechtsauffas-
sung Beiträge eingefordert. Der
Widerspruch des Kreises wurde
zurückgewiesen, ebenso die von
ihm vor dem Sozialgericht in
Nürnberg erhobene Klage. Da
sich aber der Kreis damit nicht

abfinden wollte, legte er beim
Landessozialgericht Berufung
ein. Das Gericht entschied im
August 2005 zugunsten des
Kreises. Es fehle an den typi-
schen Voraussetzungen eines Ar-
beitsverhältnisses, so z.B. an ei-
ner Eingliederung in die Arbeits-
organisation des Kreises und der
Fremdbestimmtheit der Tätig-
keit. Die bezahlte Entschädigung
sei kein Arbeitsentgelt, sondern
stelle lediglich einen Ausgleich
für den finanziellen Aufwand
des Kreisbrandrats dar. Da zu-
nächst eine Revision zum Bun-
dessozialgericht nicht zugelas-
sen wurde, hatte der Kreisbrand-
rat Beschwerde beim Bundesso-
zialgericht eingelegt. Das ent-
schied am 4. April 2006 diese als
unzulässig zu verwerfen. Land-
rat Georg Rosenbauer: „Der
Kreis hat damit in allen Punkten
obsiegt.“ Es sei jetzt Rechtsklar-
heit erreicht worden, und das sei
für alle Feuerwehrführungskräf-
te der Landkreise von erhebli-
cher rechtlicher und finanzieller
Bedeutung. O
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der Europaabgeordnete
Bernd Posselt hat in einer
Aussendung kürzlich mitge-
teilt, dass das Europäische
Parlament beschlossen hat,
zukünftig finanzielle Mittel
nicht nur für das Gedenken
an die Opfer der Nationalso-
zialisten, sondern auch für
diejenigen des Stalinismus
zur Verfügung zu stellen.

Dieser Beschluss geht zu-
rück auf Drängen von Abge-
ordneten aus Litauen und aus
Estland. Diese wurden nach-
drücklich von dem britischen
Europaabgeordneten Chri-
stopher Beaz-
ley unter-
stützt.

Diese Ent-
scheidung be-
grüße ich
sehr. Damit
wird die historische Wahrheit
erheblich verbreitert. Es ist
nämlich schon erstaunlich,
mit welcher Nonchalance die
extreme Linke in vielen Län-
dern, die einst dem War-
schauer-Pakt angehörten,
wie selbstverständlich ihre
frühere Identität abgestreift
haben. Viele davon, nicht zu-
letzt die PDS bei uns, gerie-
ren sich jetzt als die „Ober-
demokraten“! In Wirklichkeit
aber sind sie die Epigonen
eines Systems, das hundert-
tausend- und millionenfach
Opfer in Mittel- und Osteuro-
pa und in der Sowjetunion
gefordert hat. Gerade auch
nach der Besetzung der drei
baltischen Länder aufgrund

der Kumpanei zwischen Hit-
ler und Stalin wurden zigtau-
sende Menschen deportiert
und in vielen
Fällen umgebracht. Nach

dem Ende des
Zweiten Welt-
krieges ging
diese Praxis
weiter. Viele
Jahre lang
haben sich

baltische Partisanen nach
1945 gegen die Rote Armee
gewehrt.

Aber erst der Zusammen-
bruch der Sowjetunion
brachte diesen Ländern die
Freiheit und dann den Bei-
tritt in die Europäische Uni-
on. Auch die Mitgliedschaft
in der Nato sichert diesen
Staaten ihre Zukunft.

Nochmals: Der Europäi-
schen Union ist für diese In-
itiative zu danken!

KolumneGZ Luitpold Braun

Gedenken auch
für die Opfer des

StalinismusAnzeigen in der
Ihre Ansprechpartnerin:
Viktoria Bertele

Telefon: 08171/9307-11
Fax: 08171/80514
Internet: http://www.gemeindezeitung.de
eMail: info@gemeindezeitung.de
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„Wo befreundete Wege
zusammenlaufen ...“

Beginn des zweiten Literaturfestivals in Bayern
Mit einem Großereignis feiert der Freistaat auch in diesem
Jahr wieder seine Dichter. Acht Wochen lang wird beim bay-
ernweiten, zum zweiten Mal stattfindenden Festival „Die Lite-
raturlandschaften Bayerns“ Literatur in Stadt und Land, in
Schlössern und Gärten, Bergen und Seen präsentiert - vertont
und begleitet von Musik und Tanz.

Wie Gesamtkoordinatorin Dr.
Christine Fuchs auf einer Presse-
konferenz erläuterte, laden 133
Städte zu 280 Veranstaltungen
ein, lesen 160 Autoren aus eige-
nen Werken und treten 170 Mu-
siker auf. 19 Ausstellungen und
Literaturmuseen bieten Gelegen-
heit, die literarischen Landschaf-
ten Bayerns kennen zu lernen.
Rund 60 Veranstaltungen wer-

Festival sorgt dafür, dass die Li-
teratur in Bayern gut beheimatet
bleibt. Es ist ein Forum für Bay-
erns Schriftstellerinnen und
Schriftsteller und trägt dazu bei,
dass unser literarisches Gedächt-
nis bewahrt wird.“ Goppel zufol-
ge zeigt das Programm der Lite-
raturlandschaften Bayerns die
Vielfalt und Lebendigkeit des li-
terarischen Kulturraums Bayern.

Den Spuren „lauschen“

Unter dem Hesse-Motto „Wo
befreundete Wege zusammen-
laufen“ treffen befreundete
Schriftsteller aufeinander. Die
Veranstaltungen lauschen den
Spuren literarischer Freund-
schaften nach und präsentieren
jeden Text im passenden musika-
lischen Rahmen.

Dem Freundschaftsthema tra-
gen die Städte auf ihre Weise
Rechnung. Ingolstadt entdeckt
einen unbekannten Freund von
Marieluise Fleißer, München die
schwierige Freundschaft zwi-
schen Oskar Maria Graf und
Ödön von Horváth, Landshut
den Schriftwechsel von Hans
Carossa und Emerenz Meier.

Die Brechtfreunde Arnold
Schönberg, Kurt Weill und Frie-
drich Holländer erklingen in
Augsburg, während in Sont-
hofen Martin Hehl Mundart-
dichtung in klassische Kompo-
sitionen einspielt. Das musikali-
sche Talent des Dichters Jean
Paul ist in Bayreuth zu ent-
decken, Lichtenberg widmet
den Komponisten Max Reger
und Henri Marteau eine Aus-
stellung und in Bamberg mi-

schen Nora E. Gomringer und
Hip-Hop-DJ Roland Kräfft alte
Märchen neu ab.

Regionales Programm

Jede literarische Landschaft
präsentiert ein regionales Pro-
gramm: „Von den Alpen bis zur
Altmühl“ erstreckt sich die Lite-
raturlandschaft Oberbayern,
„Sprachwege kreuzen“ sich in
Niederbayern und Oberfranken
lädt zu „Literarischen Begeg-
nungen“ ein. In Unterfranken
treffen Autorenfreunde aufeinan-
der, Mittelfranken präsentiert
seine erlesene „Dichterland-
schaft“, Oberschwaben steckt
die literarische Karte zwischen
Allgäu-Krimi und Brecht in
Augburg ab und die Oberpfalz
verdichtet das Wegenetz durch
die Literaturlandschaft. Für Kin-
der und Jugendliche gibt es ein
breites Angebot an Veranstaltun-
gen: Lesungen bei Tag und
Nacht, in der Bücherei oder am
Lagerfeuer; von Filmvorführun-
gen, Theaterworkshops über
Stadtrallyes und Schreibwettbe-
werbe bis hin zu virtuellen Treffs
im Internet.

Gabriel Engert, Kulturreferent
der Stadt Ingolstadt zeigte sich
„froh und glücklich, dass es uns
gelungen ist die Literaturland-
schaften Bayerns ein zweites
Mal auf die Beine zu stellen“.
Nun habe man ein stabiles Netz-
werk für Literatur aufgebaut,
„das lebendige Lesekultur
schafft“. DK

Positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
Wirtschaftsminister Erwin Huber zu den Arbeitsmarktzahlen für April 2006 und

zum Frühjahrsgutachten 2006 der sechs führenden deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute
München. „Der Aufwärtstrend auf dem
bayerischen Arbeitsmarkt hat sich auch im
April erfreulich deutlich fortgesetzt“, kom-
mentierte Bayerns Wirtschaftsminister Er-
win Huber die neuesten Daten der Regio-
naldirektion Bayern. Die Zahl der Arbeits-
losen im Freistaat ging von März auf April
im Vergleich zum Bund überdurchschnitt-
lich stark von 535.960 auf 488.863 zurück.
Auch saisonbereinigt fiel der Rückgang mit
- 12.000 deutlich aus.

Die Arbeitslosenquote sank von 8,3 auf 7,5
Prozent und lag damit um 0,6 Prozentpunkte un-
ter dem Vorjahresniveau. Der Freistaat behaup-
tet damit nach Baden-Württemberg (6,9 %) un-
angefochten Platz 2 im Ländervergleich. Die so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung hat
sich weiter stabilisiert und übertraf im Februar
nach ersten Hochrechnungen das Vorjahresni-
veau um knapp 6.000. Wirtschaftsminister Hu-

ber erwartet, dass die Arbeitslosigkeit in den
kommenden Monaten nicht nur aus saisonalen,
sondern auch aus konjunkturellen Gründen wei-
ter zurückgeht und zur Jahresmitte unter die
Marke von 450.000 fallen könnte.

Bestätigt werde diese positive Einschätzung
auch vom Frühjahrsgutachten der sechs
führenden Wirtschaftsforschungsinstitute. Die
Institute prognostizieren für das laufende Jahr
bundesweit mit 1,8 Prozent das kräftigste
Wachstum seit dem Jahr 2000. „Für Bayern
mit seiner starken Wirtschaftsstruktur sollte
damit eine Zwei vor dem Komma erreichbar
sein. Damit steigen die Chancen auf neue, zu-
sätzliche Arbeitsplätze. Jetzt gilt es aber umso
mehr, die Verbesserung von Lage und Stim-
mung in der Wirtschaft und auf dem Arbeits-
markt durch eine konsequente Fortführung der
eingeleiteten Reformpolitik im Bund zu stär-
ken und abzusichern“, so Minister Huber. O

den gezielt für Kinder und Ju-
gendliche angeboten. Das Pro-
jekt wird unter anderem mit Mit-
teln des Kulturfonds unterstützt.

Freundschaft zwischen
Musik und Literatur

Mit gleich 28 Veranstaltungen
startete das Festival am Welttag
des Buches am 23. April. Dieser
Tag stimmte den gesamten Frei-
staat auf den bis zum 30. Juni an-
dauernden Event ein. Gewidmet
war der Eröffnungsabend im In-
golstädter Alf-Lechner-Museum
der Freundschaft zwischen Mu-
sik und Literatur. Thomas
Meinecke, Schriftsteller und
Musiker, las aus seinem Roman
„Musik“, Michael Krüger, Autor
und Verleger, aus seinem Roman
„Die Cellospielerin“. Angeregt
durch eine Erzählung von Mari-
eluise Fleißer arrangierte die jun-
ge holländische Komponistin
Cathy van Eck ein Stück für
Streicher und elektronische Mu-
sik, dass das „trio sonar“ (Ham-
burg/Berlin) aufführte. Durch
den Abend führte Martin Hiel-
scher, Programmleiter im C.H.
Beck Verlag München.

Literarische Tradition

Im Vorfeld der Auftaktveran-
staltung hatte Kunstminister Dr.
Thomas Goppel bereits die Be-
deutung der literarischen Tradi-
tion hervorgehoben: „Dieses

Beim Lesen erwischt
Traunstein/Inzell (AG) „Beim Lesen erwischt“ lautete eine
Initiative die nun zum „Tag des Buches“ am 23. 04.06 offiziell
zu Ende gegangen ist. Die Anregung dazu war von Dr. Angeli-
ka Niebler, MdEP und Vorsitzende des Bezirksverbandes
Oberbayern der Frauenunion (FU) ausgegangen. Denn: „die
Lesekompetenz nimmt ab und dem sollte entgegen gewirkt
werden“. Kooperationspartner der Kampagne waren die öf-
fentlichen Bibliotheken sowie Kindergärten und Schulen.

Für den Landkreis Traunstein
wurde der Vorschlag von der
Kreis-Frauenunion unter Dorle
Kandlberger und Annelie Gro-
moll vom Ortsverband Inzell
aufgegriffen. Schirmherr war
Landrat Hermann Steinmaßl.

Schmales Budget

Am Anfang stand ein Besuch
von Kandlberger und Gromoll
in der Inzeller Gemeindebüche-
rei, um sich über die vorhande-
nen Medien, die finanzielle-
und personelle Ausstattung so-
wie über büchereieigene Aktio-
nen und Ausleihzahlen zu infor-
mieren. Wie sich im Laufe der
Initiative und auch beim Ab-
schlusstreffen im Landratsamt
Traunstein herauskristallisierte,
müssen sich die meisten Büche-
reien mit einem schmalen Bud-
get zufrieden geben oder be-
kommen von ihren finanziell
klammen Gemeinden überhaupt
keine Mittel mehr zur Verfü-
gung gestellt. Sie sind auf
Eigeninitiative angewiesen,

um das Niveau ihres Bestan-
des erhalten und verbessern
zu können.

Attraktiv bleiben und
neue Leser werben

Die Aktionen hierzu sind viel-
fältig. Auf dem Programm ste-
hen zum Beispiel Flohmärkte,
Lesestunden und Autorenlesun-
gen oder Patenschaften für
Bücher. Aber auch mit einer
verstärkten Aufrüstung der mo-
dernen Technik sowie Vernet-
zungen über das Internet mit an-
deren Büchereien wird ver-
sucht, attraktiv zu bleiben und
damit Leser zu werben. Viel-
fach konnte eine kontinuierliche
Zusammenarbeit mit Kinder-
gärten und vor allem mit den
Schulen erarbeitet werden.
Denn Kinder sind eine wichtige
Zielgruppe und gerade sie sol-
len so bald wie möglich an das
Lesen heran geführt werden,
um ihnen die Welt der Bücher
dauerhaft „schmackhaft“ zu
machen.

„Beim Lesen erwischen“
ließen sich ein paar Schüler der
vierten Klasse der Grundschule
Inzell. Aber auch bekannte Per-
sönlichkeiten ließen sich bei ih-
rer Lieblingslektüre ertappen.
Landtagspräsident Alois Glück
liebt Literatur, die mit Bergen,
Bergsteigen und Landschaften
zu tun hat, schätzt aber auch
Philosophisches und Zeitge-
schichtliches.

Fundament
und Kursbuch

Sr. Theodolinde Mehltretter,
Generaloberin der Barmherzi-
gen Schwestern und bis 2005 in
Bad Adelholzen: „Die Bibel ist
Fundament und Kursbuch zu-
gleich“. Immer wieder mache
sie die Erfahrung, dass in be-
stimmten Zeiten oder Situatio-
nen dieselben Sätze plötzlich ei-
nen anderen Sinn bekommen
und sich damit wieder neue Ein-
blicke und Sichtweisen eröffne-
ten. Und Landrat Steinmassl
möchte gerne „über alle wichti-
gen Dinge des Lebens auf dem
Laufenden bleiben“.

Erfahrungsaustausch

Bei der Schlussveranstaltung
im Landratsamt, an der auch der
stellvertretende Landrat Georg
Klausner teilnahm, wurden Er-
fahrungen zwischen verschiede-
nen Bücherein ausgetauscht.

Eine Gruppe, die oft nicht so
bewusst im Blickfeld der Öf-
fentlichkeit steht, möchte von
Informationen und literarischer
Unterhaltung nicht ausgeschlos-
sen bleiben: Blinde und Sehbe-
hinderte. Für Ingrid Lischke
vom Blindenbund wird eine Art
von Medien immer wichtiger:
die Hörbücher. Denn Bücher in
Blindenschrift gäbe es kaum
und nur wenig Zeitschriften
stünden in Blindenschrift
(Braille) zur Verfügung. Allein
in Bayern, so Ingrid Lischke,
gibt es etwa 17.000 erfasste
blinde Personen, die jedoch ge-
nauso ein Interesse am Medien-
markt haben. Tatsächlich sei die
Nachfrage nach Hörbüchern in
den Bücherein gut, bestätigten
die im Landratsamt anwesenden
Büchereidamen und die Aus-
wahl werde immer weiter auf-
gestockt. O

Jahresgutachten 2005 erschienen:

Mobilfunkstandorte -
Konfliktpotenziale

Zusammenarbeit weiter verbessern
Mobilfunk gehört heute zur unverzichtbaren Infrastruktur.
Nicht nur die UMTS-Technologie, auch die von Nutzern ge-
wünschte flächendeckende Versorgung erfordern einen weiteren
Ausbau der Sendeanlagen. Dieser sollte jedoch möglichst weit-
gehend im Einklang zwischen Mobilfunkbetreibern, Städten
und Gemeinden sowie Bürgern geschehen.

Die Zusammenarbeit zwi-
schen Kommunen und Netzbe-
treibern hat sich in den meisten
Bereichen von Jahr zu Jahr ver-
bessert. Noch vorhandene Defi-
zite könnten vor allem durch ei-
ne bessere Kommunikation zwi-
schen Netzbetreibern, Städten
und Gemeinden sowie Bürgern
behoben werden. Dies ist die
zentrale Erkenntnis des Jahres-
gutachtens Mobilfunk 2005, das
im Auftrag des Informationszen-
trums Mobilfunk (IZMF) durch
das Deutsche Institut für Urbani-
stik (Difu) in Kooperation mit
Prof. Dr. Dietrich Henckel von
der Technischen Universität Ber-
lin, der Verbraucherzentrale
NRW und dem Wissenschaftli-
chen Institut für Kommunikati-
onsdienste (WIK) erstellt wurde.

Verbesserte
Kommunikationsprozesse

Konflikte, vor allem über die
Tauglichkeit von Standorten,
gibt es jedoch nach wie vor - bei
insgesamt relativ niedrigem Ni-
veau. Die nachweisbar verbes-
serten Kommunikationsprozesse
haben sicher dazu beigetragen,
dass trotz intensiven Netzaus-
baus kein Anstieg der Konflikt-
häufigkeit zu verzeichnen war.
Dennoch muss man sich über die
Ursachen für das auch weiterhin
zu erwartende Konfliktpotenzial
bewusst sein, wie sie in der aktu-
ellen Untersuchung benannt
sind. Nur dann lassen sich zu-

künftig Maßnahmen entwickeln,
um das positive Bild nicht zu ge-
fährden.

Verschiedene Ursachen

Nach den Einschätzungen von
Kommunen und Betreibern aus
der aktuellen Untersuchung gibt
es verschiedene Ursachen für
das auch weiterhin erwartete
Konfliktpotenzial:
` Höhere Sensibilität gegen-
über Mobilfunk in der Bevölke-
rung, auch verursacht durch den
UMTS-Ausbau . Eine besondere
Herausforderung wird hier die
Informations- und Kommunika-
tionspolitik gegenüber den Bür-
gern sein. Für die Informations-
politik der Betreiber wird emp-
fohlen, die guten allgemeinen In-
formationsangebote um zielge-
naue und fallbezogene Informa-
tionen zu ergänzen. So ließe sich
eine höhere Transparenz bei der
Standortplanung und Standort-
ausweisung und damit eine bes-
sere Information der Bürger er-
reichen.
` Probleme beim Vorschlag
und bei der Bewertung von alter-
nativen Standortvorschlägen der
Städte und Gemeinden. Ein stän-
diger Standortdialog mit den Be-
treibern könnte zur Erhöhung
der Akzeptanz kommunaler Al-
ternativvorschläge führen. Dies
würde die technische Expertise
der Betreiber sowie die Orts-
kenntnis und Verträglichkeits-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 1)
in die eigene Tasche greifen zu
müssen.“ Allein in Bayern wür-
den die ausfallenden Gebühren-
einnahmen die Kommunen ca.
350 Millionen Euro im Jahr ko-
sten. Dies könnten Städte und
Gemeinden nicht zahlen. Im
Übrigen sei es schon ein wenig
widersprüchlich, auf der einen
Seite den Gratisbesuch für Kin-
dergärten zu fordern und zu-
gleich von den Schülern ein
Büchergeld zu verlangen.

Ordentliches Resultat

Pluspunkte hingegen verteilte
der Städtetagsvorsitzende beim
Kommunalen Finanzausgleich
2006. Er lobte das Ergebnis aus-
drücklich, weil es gelungen sei,
gemeinsam mit den Verbänden
ein ordentliches Resultat zu er-
reichen. Dies ist seiner Meinung
nach nicht zuletzt darauf
zurückzuführen, dass die Kom-
munalen Spitzenverbände über-
zeugend und gemeinsam aufge-
treten seien.

Festhalten
an der Gewerbesteuer

Mit Blick auf die derzeitige
Steuerdiskussion stellte der Städ-
tetagschef fest, dass die Kom-
munen an der Gewerbesteuer
festhalten. Diese Steuer bringt
derzeit über 40 Prozent der ge-
samten Steuereinnahmen von
Städten und Gemeinden. Schai-
dinger erinnerte Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber an seine
beim Bayerischen Städtetag
2004 in Regensburg gegebene
Zusage, dass eine Reform der
Gewerbesteuer nur im Einver-
nehmen mit den Kommunen er-
folgen könne. Die derzeit in der
Öffentlichkeit diskutierten Vor-
schläge der Stiftung Marktwirt-
schaft lehnte der Städtetagsvor-
sitzende ab.

Tieferes Verständnis

Landkreistagspräsident Theo
Zellner (Landrat Cham) und Vi-
zepräsident Landrat Herbert
Eckstein (Roth) begrüßten die
Kommunalforen, da sie zu ei-
nem tieferen Verständnis zwi-
schen dem Freistaat Bayern und
den Kommunalpolitikern beitra-
gen können. Auch wenn die

(Fortsetzung von Seite 1)
sollten ins LEP aufgenommen
werden.

3. Die Ideen von Clusterbil-
dung und Regionalmanagement
sind in Ordnung, sofern hierfür
entsprechende Fördermittel des
Staates ausgereicht werden und
keine Rangordnungen entstehen.
Eine Clusterbildung darf nicht
einseitig städtische Regionen be-
günstigen.

4. Die derzeitige Fassung des
Ziels zu den Einzelhandels-
großprojekten im LEP-Entwurf
ist inakzeptabel; die Staatsregie-
rung sollte in eine intensive De-
batte mit den kommunalen Spit-
zenverbänden für die Fortschrei-
bung des Ziels eintreten.

Konnexitätsprinzip
auf Bundesebene

Durchaus konfliktbeladen ist
auch die Diskussion um den neu-
en kommunalen Finanzaus-
gleich. Hier sind Bayerischer
Gemeindetag und Bayerischer
Landkreistag der Auiffassung,
dass es dem Bund verwehrt sein
muss, den Gemeinden und
Landkreisen Ausgabenverpflich-
tungen aufzuerlegen, ohne
gleichzeitig für einen vollen Er-
satz der entstehenden Kosten zu
sorgen. Diesem Zweck würde
die Einführung eines strikten
Konnexitätsprinzips auf Bundes-
ebene ebenso dienen wie das im
Rahmen der Föderalismusre-
form angedachte Verbot der di-
rekten Aufgabenübertragung
vom Bund auf die Kommunen.

Die kommunalen Spitzenver-
bände fordern darüber hinaus
den Abbau kostenintensiver Vor-
gaben für die Erfüllung kommu-
naler Aufgaben. Es sei notwen-
dig, das Kommunale Entlas-
tungsgesetz umzusetzen. Auch
wird die Forderung nach Anhe-
bung des Kommunalanteils am
allgemeinen Steuerverbund auf
15 Prozent bekräftigt. Zur Ver-
besserung der Verteilungsge-
rechtigkeit im Kommunalen Fi-
nanzausgleich plädierten Brandl
und Zellner für Veränderungen
bei der Berechnung der Schlüs-

Mobilfunkstandorte ...
(Fortsetzung von Seite 3)
sicht der Kommunen zusam-
menführen.
` Teilweise eingeschränkte Ver-
fügbarkeit von geeigneten Stand-
orten aus Sicht von Kommunen
und Betreibern. Zwar geht die
Mehrheit der Befragten davon
aus, dass es auch künftig Stand-
orte gibt, die von beiden Seiten
akzeptiert werden. Allerdings
verringert sich diese Zahl, so
dass die Konsensbildung schwie-
riger wird. Einvernehmliche
Standorte müssen städtebaulich
verträglich und von Anwohnern
akzeptiert sein, sollten auf sensi-
ble Einrichtungen Rücksicht
nehmen sowie aus Betreibersicht
technisch und wirtschaftlich rea-
lisiert werden können. Im Zu-
sammenhang mit dem UMTS-
Ausbau, für den eine engere
Netzdichte erforderlich ist, ist
daher mit Knappheitssituationen
zu rechnen.

Weitere Ergebnisse des Jahres-
gutachtens sind, dass im Ver-
gleich zum Vorjahresgutachten
Verbraucherschutz und -infor-
mation in weiten Teilen verbes-
sert wurden. In den Bereichen
Forschungsförderung und Moni-
toring sind die Netzbetreiber
auch 2005 den aus der Selbstver-
pflichtung resultierenden Ver-
pflichtungen in vollem Umfang
nachgekommen.
Link zum Gutachten auf der
Difu-Homepage: http://edoc.
difu.de/orlis/DF10292.pdf. O

Landkreise und Bezirke durch
den Anstieg der Steuereinnah-
men 2004 und 2005 gewisse Er-
leichterung verspürten, so stie-
gen die Sozialausgaben der
Kommunen dennoch unverdros-
sen an. Der Bayerische Land-
kreistag forderte daher den Ab-
bau kostenintensiver Vorgaben
zur Erfüllung kommunaler Auf-
gaben und setzt sich weiterhin
für das von ihm initiierte kom-
munale Entlastungsgesetz ein.

Planungssicherheit

Wie Zellner darlegte, fehlt den
Kommunen die Planungssicher-
heit hinsichtlich der Beteiligung
des Bundes an den Unterkunfts-
kosten zu Hartz IV. Von kommu-
naler Seite bestünden bereits
Vorüberlegungen, der Bund habe
sich hierzu noch nicht geäußert.
Städte und Landkreise müssten
sich aber darauf einstellen kön-
nen, weil die Gespräche zum
kommunalen Finanzausgleich
für das Jahr 2007 bereits für den
27. Juli 2006 festgelegt seien.

Gemeinsame Arbeitsgruppe

Große Hoffnungen setzt der
Bayerische Landkreistag in die
gemeinsame Arbeitsgruppe aus
kommunalen Spitzenverbänden
und Finanz- und Innenministeri-
um zum Finanzausgleich. Wich-
tig sei den Landkreisen die aus-
reichende Berücksichtigung der
ländlichen Räume gegenüber
den Verdichtungsräumen, d. h.
vor allem über die sog. Einwoh-
nerveredelung müsse nachge-
dacht werden.

Die geplanten Änderungen des
Bayerischen Gesetzes über das
Erziehungs- und Unterrichtswe-
sen stoßen beim Bayerischen
Landkreistag auf massive Beden-
ken. Grundsätzlich haben Zellner
zufolge Schule und Staat die ver-
fassungsmäßige Pflicht, im Rah-
men der allgemeinen Schulpflicht
eine angemessene Bildung und
Ausbildung sicherzustellen; ein
„Hinwegdefinieren“ der schwie-
rigen Schüler auf Kosten der
Kommunen in Richtung Jugend-
hilfe dürfe nicht sein. Die Jugend-
hilfe habe keinen öffentlichen Er-
ziehungsauftrag, sie solle ledig-
lich die Erziehung durch die El-
tern unterstützen.

Vollkostenersatz

Der Anspruch auf Vollkosten-
ersatz beim G 8 sei durch ein
Gutachten wissenschaftlich be-
stätigt worden. Es sei allerhöch-
ste Zeit, so der Präsident, den
Kostenansprüchen der Kommu-
nen nachzukommen: „Klagen,
die eigentlich keiner will, sind
sonst unausbleiblich.“

Mehr Transparenz
bei Föderalismusreform

Das Präsidium des Bayeri-
schen Landkreistags plädierte
schließlich für mehr Transparenz
bei der Föderalismusreform be-
züglich der Verflechtungen zwi-
schen Bund und Ländern. Rich-
tigerweise werde das Ärgernis
der Aufgabenzuweisung zum fi-
nanziellen Nachteil der Kommu-
nen durch Bundesdurchgriff ent-
fallen. Ein Problem müsse je-
doch noch geregelt werden: Was
ist mit Aufgaben, die bundes-
rechtlich geregelt sind und aus-
geweitet werden?

„Die finanzschwachen Ge-
meinden Bayerns müssen nach-
haltig unterstützt werden. Der
kommunale Finanzausgleich
muss entsprechend umgestaltet
werden. Wir erwarten, dass das
Finanzministerium Vorschläge
zu einer besseren Verteilungsge-
rechtigkeit macht“ forderte Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl. An Ministerpräsident
Stoiber richtete er den Appell,
sich auch weiterhin dafür einzu-
setzen, dass die Kommunen „bei

Hartz IV nicht finanziell unter
die Räder kommen“. Brandl
dankte Stoiber für dessen Einsatz
in Berlin bei den Unterkunftsko-
sten für die Hartz IV-Empfänger,
forderte aber gleichzeitig eine
Beschränkung der stetig steigen-
den Ausgaben. „Andernfalls dro-
hen den bayerischen Kommunen
immense finanzielle Belastun-
gen, die sie trotz der inzwischen
verbesserten Einnahmesituation
nicht schultern können,“ so
Brandl.

Änderungen im System

Der Gemeindetagspräsident
wies darauf hin, dass zahlreiche
Gemeinden mangels Gewerbebe-
triebe am Ort vom Wiedererstar-
ken der Gewerbesteuer nichts
spüren. Daher bedürfe es Ände-
rungen im System des kommuna-
len Finanzausgleichs, um auf die-
se Weise das Gefälle bei der Fi-
nanzausstattung abzumildern.
Brandl: „Wer aufgrund ungünsti-
ger Rahmenbedingungen, wie
beispielsweise Lage oder topo-
grafische Gegebenheiten, über-
haupt keine Chance hat, gewerbe-
steuerstarke Betriebe anzusie-
deln, muss auf die kommunale
Solidarität, geregelt im Finanz-
ausgleichsgesetz, bauen dürfen.“

Visionäre Ziele
und Handlungsbedarf

Leidenschaftlich war Brandls
Appell für die Aufnahme vi-
sionärer Ziele für den ländlichen
Raum im Landesentwicklungs-
programm. An Stoibers Adresse
gerichtet meinte er: „Geben Sie

den Gemeinden im ländlichen
Raum eine Zukunftsperspektive!
Wenn es der Bayerischen Staats-
regierung ernst ist mit ihrer
Ankündigung, den Gemeinden
im ländlichen Raum entgegen-
zukommen, muss insbesondere
bei der Ansiedlung von Einzel-
handelsgroßprojekten mehr
Spielraum für die kommunale
Selbstverwaltung ermöglicht
werden.“ Auch wies der Präsi-
dent darauf hin, dass der vorge-
legte Entwurf des Landesent-
wicklungsprogramms auf The-
men wie Demografie und Breit-
bandentwicklung in den ländli-
chen Kommunen überhaupt
nicht eingehe: „Hier besteht
Handlungsbedarf.“

Positive Aussagen
zu Einzelhandelsprojekten

Nach dem Gipfel äußerte sich
Brandl hoffnungsvoll, dass die
Forderungen des Bayerischen
Gemeindetags nach einer stärke-
ren Berücksichtigung der Belan-
ge des ländlichen Raums auf
fruchtbaren Boden fallen. „Ich
freue mich, dass Ministerpräsi-
dent Stoiber dem ländlichen
Raum hohes Gewicht bei der
Fortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms zumisst.
Er hat zurecht darauf hingewie-
sen, dass die Mehrheit der Be-
völkerung des Freistaats in den
ländlichen Regionen lebt. Es ist
daher konsequent, dies auch
raumplanerisch zu würdigen. Ich
danke dem Ministerpräsidenten,
dass er sich für die weitere Ent-
wicklung in Bayern im Konsens
mit den betroffenen Gemeinden
festlegen will und dem Gemein-
detag hierzu Gespräche angebo-
ten hat.“ Brandl zeigte sich ins-

besondere zufrieden über die po-
sitiven Aussagen des Minister-
präsidenten zum Thema der Ein-
zelhandelsprojekte im ländlichen
Raum.

Keine neuen
Aufgaben vom Bund

In einer ersten Stellungnahme
bewertete Stoiber die Kommu-
nalforen als positiv. Von Dinkels-
bühl und Rosenheim gehe ein
Signal aus, „dass Staatsregierung
und Kommunen Hand in Hand
arbeiten wollen für ein starkes
Bayern“, sagte der CSU-Chef. Er
betonte, der Bund könne den Ge-
meinden als Folge der Föderalis-
musreform künftig keine neuen
Aufgaben mehr übertragen. Bei
Gesetzesänderungen werde Bay-
ern im Bundesrat nur zustimmen,
wenn den Städten und Gemein-
den dadurch keine zusätzlichen
Kosten entstünden. Das angekün-
digte Nein gelte auch für die im

selzuweisungen mit dem Ziel,
die finanzschwachen Städte,
Märkte und Gemeinden besser
zu unterstützen. Sie sprachen
sich dafür aus, die Vergabekrite-
rien für die Bedarfszuweisungen
auf strukturelle Haushaltsdefizi-
te auszudehnen, um so Haus-
haltskonsolidierungskonzepte
über mehrere Jahre hinweg fi-
nanziell zu unterstützen.

Klarer Schwerpunkt

Bayerns Wirtschaftsminister
Erwin Huber hat unterdessen die
Kritik der Spitzenverbände am
LEP-Entwurf der Staatsregie-
rung als unbegründet zurückge-
wiesen: „Das LEP setzt einen
klaren Schwerpunkt für den länd-
lichen Raum“, stellte Huber fest.
Ziel der bayerischen Landesent-
wicklungspolitik sei es, auch
künftig den Menschen überall in
Bayern in ihrer angestammten
oder gewählten Heimat beste
Perspektiven zu bieten.

Dazu sei in den aktuellen
LEP-Entwurf unter anderem das
sogenannte Vorrangprinzip ein-
geführt worden. Demzufolge ha-
ben die ländlichen Teilräume,
deren Entwicklung in besonde-
rem Maße gestärkt werden soll,
Vorrang bei einschlägigen staat-
lichen Aktivitäten zur Gewähr-
leistung gleichwertiger Lebens-
und Arbeitsbedingungen. Von ei-
ner nicht hinreichenden Berück-
sichtigung der Bedürfnisse des
ländlichen Raums könne daher
nicht gesprochen werden.

Die Bayerische Staatsregie-
rung habe mit dem Entwurf ein
straffes, lesbares und anwender-
freundliches LEP vorgelegt, das
die wesentlichen landesentwick-
lungspolitischen Prioritäten klar
herausstelle. „Zu Einzelfragen
wird es sicher immer unter-
schiedliche Meinungen geben.
Ich bin aber der festen Überzeu-
gung, dass das LEP in der vorlie-
genden Fassung der Entwick-
lung Bayerns bestmöglich ge-
recht wird und den individuellen
Stärken und Vorzügen der jewei-
ligen Regionen Rechnung trägt“,
betonte Huber. DK

Gemeinsam für ein starkes ... Zuge der Unternehmenssteuerre-
form diskutierte Abschaffung der
Gewerbesteuer. Diese könne,
wenn überhaupt, nur durch eine
gleichartige Gemeindeertrags-
steuer ersetzt werden, dann auch
ausschließlich mit Zustimmung
der Kommunen.

Kosten für G 8

Entgegenkommen signalisierte
der Ministerpräsident auch bei
anderen Themen. In der Ausein-
andersetzung über die Kosten für
die Einführung der achtjährigen
Gymnasialausbildung werde es
noch einmal Gespräche geben, so
Edmund Stoiber weiter. Die kom-
munalpolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, Helga
Schmitt-Bussinger, meinte wie-
derum, Stoibers Kommunal-
freundlichkeit bleibe verbal. Sei-
nen Worten seien seitens des Lan-
des bislang keine Taten zu Gun-
sten der Kommunen erfolgt. DK

Nicht mehr auf der ...

LfU-Präsident Albert Göttle zum Weltgesundheitstag:

Trinkwasser, das
bestuntersuchte Lebens-Mittel

Wasserversorger leisten wichtigen Beitrag zum
Gesundheitsschutz / Kontrollierte Qualität

(Augsburg/ Erlangen). Der Präsident des Bayerischen Landes-
amtes für Umwelt (LfU), Albert Göttle, hat zum Weltgesund-
heitstag die Bedeutung und den Wert des Trinkwassers her-
vorgehoben: „ Sauberes Trinkwasser guter Qualität ist ein un-
entbehrliches Lebens-Mittel“.

Über 2.500 Wasserversor-
gungsunternehmen stellen im
Freistaat rund um die Uhr Was-
ser mit Trinkwasserqualität zur
Verfügung. Zwei Drittel des Was-
sers kommen ohne jede Aufbe-
reitung aus dem Wasserhahn-
naturbelassenes Trinkwasser oh-
ne bedenkliche Schadstoffe und
auch ohne jeden Zusatz. Bayerns
Versorger leisten damit Göttles
Worten zufolge einen wichtigen
Beitrag zum Gesundheitsschutz,
denn jeder Mensch verbraucht
im Durchschnitt täglich vier Li-
ter Wasser zum Essen und Trin-
ken. Trinkwasser ist das bestun-
tersuchte Lebensmittel.

Hygiene-Qualität

Regelmäßig werden mehr als
50 verschiedene chemische Stof-
fe und Verbindungen untersucht.
Mikrobiologische Untersuchun-
gen auf spezielle Keime überwa-
chen die Hygiene-Qualität. Jedes
Jahr fallen in Bayern mehrere
Millionen Untersuchungsergeb-
nisse bei den Versorgern und bei
den staatlichen Überwachungs-
stellen an. Volker Hingst, Präsi-
dent des Landesamtes für Ge-
sundheit und Lebensmittelsi-
cherheit (LGL): „Kontrollierte
Qualität- das stimmt besonders

beim Trinkwasser. Trinkwasser
kann bedenkenlos getrunken
werden“.

Schutzwirkung des Bodens

Bayern setzt bei der Wasser-
versorgung auf die natürliche
Reinigungsleistung und Schutz-
wirkung des Bodens: Rund 92
Prozent des Trinkwassers wer-
den aus dem Grundwasser und
aus Quellen gewonnen. Rund
10.000 Brunnen und Quellwas-
serfassungen vor Ort und etwa
70.000 Kilometer Trinkwasser-
leitungen liefern das Wasser di-
rekt bis in die bayerischen Haus-
halte. Jährlich wird im Freistaat
fast eine Milliarde Kubikmeter
Trinkwasser gewonnen- das ent-
spricht rund dem dreifachen Vo-
lumen des Tegernsees. Mehr als
10.000 Versorgungsfachleute in
den Kommunen sorgen tagtäg-
lich dafür, dass jederzeit Wasser
geprüfter Qualität geliefert wird.
Ein Paradebeispiel ist die Stadt
München: Deren Trinkwasser
zählt - ohne jede Behandlung -
zum besten in ganz Europa. Täg-
liche Analysen stellen sicher,
dass die Qualität stimmt und die
strengen Anforderungen der
Trinkwasserverordnung jeder-
zeit sicher eingehalten werden.

Modernisierung der Wasserwirtschaft
Bericht der Bundesregierung belegt Fortschritte

„Die deutsche Wasserwirtschaft ist auf dem richtigen Weg. Wich-
tige Elemente einer Modernisierungsstrategie sind erarbeitet und
werden zum Teil auch bereits umgesetzt“, so Michael Schöneich,
Hauptgeschäftsführer des Verbands kommunaler Unternehmen
e. V. (VKU), anlässlich der Verabschiedung des Modernisierungs-
berichtes für die Wasserwirtschaft im Bundeskabinett.

Positiv bewertet der VKU,
dass die Bundesregierung her-
vorhebt, Städte und Gemeinden
sollten selbst entscheiden kön-
nen, wie sie Aufgaben der Was-
serversorgung und Abwasserent-
sorgung wahrnehmen wollen.
Diese Gestaltungsfreiheit soll
auch nicht durch europäisches
Vergaberecht eingeschränkt wer-
den dürfen. Unterstützt wird
außerdem das vom VKU und
den anderen Branchenverbänden
entwickelte Benchmarkingkon-
zept als einem wesentlichen Be-
standteil der Modernisierungs-
strategie. Darunter versteht man
einen Leistungsvergleich, der im
Wege des „Lernens vom Besten“
zu Effizienzsteigerungen führen
soll. Außerdem wird die Wasser-
branche so noch transparenter
für die Öffentlichkeit.

Der Bericht wird jetzt dem

Bundestag vorgelegt, und der
VKU erwartet, dass das Parla-
ment die genannten Positionen
bekräftigt. Die Bundesregierung
könnte sie dann auch auf eu-
ropäischer Ebene so vertreten.

Der Bundestag hatte sich be-
reits in seinem Beschluss vom
17.10.2001 („Nachhaltige Was-
serwirtschaft in Deutschland“)
gegen eine Liberalisierung der
Wasserversorgung gewandt, aber
auch die Bundesregierung aufge-
fordert, in Kooperation mit Län-
dern, Kommunen und Fachver-
bänden eine Modernisierungs-
strategie für die deutsche Wasser-
wirtschaft zu entwerfen. Das
Bundeswirtschaftsministerium
hat mit dem nun verabschiedeten
Bericht diesen Auftrag erfüllt.
Nach Ansicht des VKU bietet er
eine gute Basis für die beginnen-
de parlamentarische Diskussion.
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Wir sorgen für Arbeit.
Gut für die Menschen.
Gut für Bayern.

Wachstum und Beschäftigung entstehen in Deutschland vor allem in den kleinen und mittleren Unternehmen.
Drei Viertel aller Unternehmen haben eine Geschäftsbeziehung zu Sparkassen und Landesbanken, über 42
Prozent aller Finanzierungsmittel kommen aus der Sparkassen-Finanzgruppe. Sparkassen und Landesbanken
tragen damit wesentlich dazu bei, dass Arbeitsplätze erhalten und neu geschaffen werden. Auch direkt sorgt
die Sparkassen-Finanzgruppe für Beschäftigung: Mit über 380.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gehört
sie zu den größten Arbeitgebern und Ausbildern in Deutschland. Deshalb heißt es zu Recht: Sparkassen. Gut
für Deutschland.www.gut-fuer-deutschland.de

S

Sparkassen-Finanzgruppe

Festabend der Sparkasse Schrobenhausen:

Anerkennung für
ehrenamtliche Leistung

Im Rahmen eines großen Festabends zeichnete die Sparkasse
Schrobenhausen ehrenamtliche Leistung auf vielen Ebenen aus.
Diese dem Allgemeinwohl dienenden Projekte haben die örtliche
Sparkasse mit ihrem Vorstandsvorsitzenden Thomas Schwarz-
bauer bzw. deren Jubiläumsstiftung und die Bayerische Spar-
kassenstiftung in den vergangenen Jahren mitgetragen. Sichtba-
re Symbole der Wertschätzung waren Urkunden und Ehrenge-
schenke, z. B. Sondermünzen für die Verantwortlichen der sozia-
len, kulturellen und sportlichen Objekte und Einrichtungen.

Von je her sei „Kundenzufrie-
denheit und Kundennähe“ das
Leitmotiv der Stadtsparkasse
Schrobenhausen gewesen, be-
merkte eingangs Bürgermeiste-
rin Ingrid Eberle; denn nur zu-
friedene Kundinnen und Kun-
den sicherten den Bestand eines
Geldinstitutes. Hier gehe es
nicht nur um Geldangelegenhei-
ten, sondern auch um Men-
schen, ihre Sicherheiten, ihre
großen und kleinen Projekte

greifen. Jährlich fließen nach
Eberles Angaben 100.000 Eu-
ro an gemeinnützige Einrich-
tungen und Vereine.

Ausdruck von Solidarität
mit der Gemeinschaft

Ehrenamtliche Arbeit in all
ihren Facetten und Tätigkeitsfel-
dern sei Ausdruck von Verant-
wortungsbereitschaft der Bürge-
rinnen und Bürger, von Solida-

Stadt braucht alle“!
Dass die Sparkasse für ihn

in der Tat mehr ist als ein er-
folgreiches Bankgeschäft, dar-
auf verwies Direktor Thomas
Schwarzbauer. Nachdem er die
Erfolgsbilanz 2005 seiner Stadt-
sparkasse präsentiert hatte (sie-
he Kasten), stellte er - in fünf
Schwerpunkte aufgeteilt - die
von seiner Bank und der 1993
gegründeten Jubiläumsstiftung
geförderten Projekte vor.

„Bewegung und Mobilität“

Zunächst würdigte Schwarz-
bauer im Kapitel „Bewegung
und Mobilität“ die Bürgerbus-
Initiative mit 18 ehrenamtli-
chen Fahrern, so dann das
Schrobenhausener Rote Kreuz,
dem die Bank für seine Mobi-
lität ein Einsatzfahrzeug mitfi-
nanzierte. Darüber hinaus wur-
den der Regens-Wagner-Bus,
das Projekt „Disco-Fieber“ der
Berufsschule Schrobenhausen
zur Vorbeugung von Verkehrs-
unfällen und stellvertretend für
die vielfältige Verkehrswacht-
arbeit im gesamten Landkreis
der Vorsitzende der Kreisver-
kehrswacht Neuburg, Rektor
Ingolf Süß, ausgezeichnet.

„Haus der Begegnung“

Kapitel 2 beleuchtete die Ar-
beit im Pilotprojekt „Haus der
Begegnung“, das unter anderem
die große Internet-Plattform
„Marktplatz Schrobenhausen“
bietet. Lob und Applaus gab es
dabei für Dr. Karlheinz Stephan
und seine ARGE „Silberne Rau-
te“. Hier half die Bayerische
Sparkassenstiftung - Geschäfts-
führer Dr. Ingo Krüger war Eh-
rengast der Veranstaltung - mit
114.000 Euro, die Schrobenhau-
sener Sparkasse und ihre jähr-
lich rund 100.000 Euro aus-
schüttende Stiftung unterstützte
das Projekt mit einer außerge-
wöhnlichen Dekaden-Sonder-
förderung in Höhe von 200.000
Euro.

„Werte vermitteln“

Als Initiator des Lions-Club
Büchermarktes hat sich der
Journalist Franz Josef Mayer
großen Respekt verdient, wie
Schwarzbauer betonte. Außer-
dem wurden in der Kategorie
„Werte vermitteln“ das Gymna-
sium Schrobenhausen und die
Maria-Ward-Realschule für ihr
hervorragendes Musical, darü-
ber hinaus Dr. Peter Grassinger,
Vorstandsvorsitzender der Stif-
tung Lenbach-Künstlerhaus in
München und Vizepräsident
der einst von Lenbach mitgetra-
genen Künstlergesellschaft
„Alotria“ für die Stärkung der
Lenbach-Verbindungen Schro-
benhausen-München sowie den
dort ansässigen Inhaberfamilien
für den Konzert-Mittelpunkt
„Schloss Sandizell“ geehrt.

„Wissen schafft
Wissenschaft“

Im Abschnitt „Wissen schafft
Wissenschaft“ wurde die Arbeit
von Sparkassen-Zauberer Tru-
xini mit Kindern unter dem
Motto „Spielend lernen und
verzaubern“ gewürdigt. Tina
Franz wiederum war am Deut-
schen Museum in München mit
Projekten befasst, Kindern im
Vorschulalter die Wunder der
Technik nahe zu bringen. Neu-
erdings ermöglicht die Schro-
benhausener Sparkasse den
Schulen in ihrem Geschäftsge-
biet eine Patenschaft beim
Deutschen Museum. Auch für
die Leseerziehung in den Schu-

Ehrenamtliche Leistung auf vielen Ebenen: Die geehrten Damen und Herren. OO

dem seit 1991 Berufsschüler der
gesamten Region aus dem
Agrarbereich mitarbeiten dür-
fen. Thomas Schwarzbauer und

bau von der UNESCO als offi-
zielles Projekt der Weltdekade
2005/2006 ausgezeichnet wird.

Die „Kraft der Kleinen“

Als Zeichen des Engage-
ments vieler kleiner Sparkas-
senstiftungen gilt die Überrei-
chung des „David“, einer mo-
dernen kleinen Skulptur, die die
„Kraft der Kleinen“ symbolisie-
ren soll. Die Schrobenhause-
ner Sparkassenstiftung gab den
„David“ weiter an die Regens-
Wagner-Stiftung und deren Lei-
terin Schwester Michaela. Die
Auszeichnung wurde für das
von der Stiftung in Neuburg und
Hohenwart in der Praxis ver-
wirklichte Projekt „Bequem
LIEGEN im Städtischen Frei-
bad“ vergeben. Bei diesem Mo-
dellprojekt fertigten Schreiner-
lehrlinge der Regens-Wagner-
Berufsschule in Neuburg die
Teile für bequeme Liegen, ehe
in der Behinderten-Werkstätte
in Hohenwart die Endmontage
erfolgte. DK

len leistet das Geldinstitut einen
wertvollen Beitrag: Seit 13 Jah-
ren werden die im Sparkassen-
saal stattfindenden Autorenle-
sungen als offizielle Fortbil-
dung vom Staatlichen Schulamt
mitgetragen.

„Jeder gibt sein Bestes“

Mit Blick auf den Schwer-
punkt „Jeder gibt sein Bestes“
wurden die Jugendfeuerwehr
Schrobenhausen, die Förderge-
meinschaft Hagenau 04 für den
Fußballnachwuchs, die erfolg-
reichen Schrobenhausener Bas-
ketballer sowie die gemeinsame
Pflanzaktion von Sparkassen-
Betriebsgemeinschaft und Stadt
(1000 Bäume für den Stadt-
wald) hervorgehoben.

Offizielles Projekt
der UNESCO

Besonders gebührend er-
wähnt wurden das „Haus im
Moos“ sowie das Projekt „Klo-
stergut Steinerskirchen“, bei

und nicht zuletzt um ihre Träume.
Dieser besondere Charakter

spiegle sich in verschiedensten
gemeinnützigen Projekten, die
ohne Beteiligung der Sparkasse
Schrobenhausen nicht möglich
gewesen wären, wieder. Als
Partner der Kommune unter-
stütze das Geldinstitut zahlrei-
che soziale und kulturelle Pro-
jekte und trage zur Verbesse-
rung der Lebensqualität bei.

Finanzielle und ideelle
Unterstützung

Mit der Gründung der Ju-
biläumsstiftung habe es sich
die Stadtsparkasse zur Aufga-
be gemacht, engagierte Bürge-
rinnen und Bürger bei ihrer eh-
renamtlichen Arbeit zu unter-
stützen und bei den verschie-
densten Projekten nicht nur fi-
nanziell unter die Arme zu

rität mit der Gemeinschaft, fuhr
die Bürgermeisterin fort . Sie prä-
ge jeden einzelnen Bereich der
Gesellschaft, in dem sie geleistet
wird, und habe dementsprechend
in jedem dieser Tätigkeitsfelder
ihren eigenen Charakter und ihre
spezifische Bedeutung.

Solidarität für
die Gemeinschaft

Das Gemeinwesen lebe von
der Mitwirkung und Mitgestal-
tung seiner Bürgerinnen und Bür-
ger. Die Vielzahl wie die Vielfalt
der freiwilligen Tätigkeiten be-
stimmten die Lebensqualität ent-
scheidend mit. Vor diesem Hin-
tergrund wünschte Ingrid Eberle
den ehrenamtlichen Bürgerinnen
und Bürgern weiterhin Schaffens-
kraft, Ideen und gute Gesundheit
für die so wichtigen Aufgaben,
„denn das Ehrenamt unserer

Hervorragendes
Geschäftsergebnis

Als „überaus erfolgreich“ stellt sich das Geschäftsergebnis
2005 der Stadtsparkasse Schrobenhausen dar, wie Direk-
tor Thomas Schwarzbauer berichtete. Mit über 20 Prozent
Gewinnsteigerung weise sie eine gute Ertragslage auf.
Während es im Durchschnitt der bayerischen Sparkassen
hier keine Steigerung gab, kletterte die Bilanzsumme um
1,4 Prozent auf rund 468 Mio. Euro.

Gegenüber einem Minus von 0,2 Prozent aller Sparkassen in
Bayern konnte Schrobenhausen mit einem Zuwachs von 2,8
Prozent auf rund 248 Mio. Euro aufwarten. Die Kreditneuaus-
richtungen beliefen sich auf über 30 Mio. Euro, davon nahm
die Wohnbaufinanzierung über 18 Mio. Euro in Anspruch. Das
Einlagengeschäft mit den Kunden erhöhte sich gegenüber nur
1,2 Prozent bei den Sparkassen in Bayern um 2,2 Prozent auf
326 Mio. Euro.

Nach dem Börsenboom im Jahre 2000 verzeichnete die
Bank im Wertpapiergeschäft ihr zweitbestes Ergebnis. Im Im-
mobilien- und Versicherungsgeschäft belegte sie laut Schwarz-
bauer im Vergleich der bayerischen Sparkassen jeweils Rang
1 und im Bausparen immerhin Platz 8.

Was die Verzinsung der Kundeneinlagen anbelangt, konnte
der Vorstandsvorsitzende innerhalb der Sparkassen mit den
bayernweit höchsten Zinszahlungen aufwarten und beim Ko-
stenersatz im Zahlungsverkehr mit den bayernweit niedrigsten
Gebühren. DK

Der Geschäftsführer der Bayerischen Sparkassenstiftung, Dr.
Ingo Krüger (l.), mit Sparkassendirektor Thomas Schwarz-
bauer und Bürgermeisterin Ingrid Eberle. OO

Schwester Michaela, Leiterin
der Regens-Wagner-Stiftung.

Ingo Krüger konnten die erfreu-
liche Nachricht überbringen,
dass dieser beispielhafte Be-
trieb für ökologischen Land-
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In Schweden gewachsen –
in der Welt zu Hause
Moderne Bank- und Finanzdienstleistungen

Der SEB Konzern hatte einige Jahre Zeit, an seinem Leistungsangebot zu feilen –
genau genommen 150 Jahre. Konsequente Kundenorientierung und Innovations-
kraft haben uns zu einem der führenden Finanzdienstleister Nordeuropas
gemacht. Und – wir sind weltweit in 20 Ländern für Sie da.

Die SEB bietet Privatkunden, Firmenkunden & Institutionen sowie Immobilien-
kunden ein breites Spektrum attraktiver Angebote und Lösungen.
Unser Anspruch ist hoch: Wir möchten, dass Sie und Ihre Interessen bei uns
im Mittelpunkt stehen. Ihre Zufriedenheit ist unser Ansporn.
Dazu gehört, dass wir Ihnen zuhören, Ihre Wünsche und Bedürfnisse verstehen
und ein feines Gespür für die Bewegungen des Marktes entwickeln.

Jetzt fehlt nur noch ein Kontakt zu Ihnen.
Besuchen Sie uns in einer unserer 175 Filialen in Deutschland, unter www.seb.de
oder rufen Sie an: Holger Kirst, Telefon (089) 2 90 99-296
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Bayerns Förderbank zog Bilanz:

LfA-Kredite sind wieder
stärker gefragt

Minister Huber: Bayern erhält mehr EU-Mittel als bisher
Kritik an Praxis der Bankenaufsicht

Bei der Vorlage des Geschäftsberichtes 2005 der LfA Förder-
bank Bayern, des Spezialinstitutes des Freistaates zur Wirt-
schaftsförderung, sagte Erwin Huber, der als bayerischer Wirt-
schaftsminister automatisch Vorsitzender im LfA-Verwaltungs-
rat ist, die Wende zum Besseren habe bereits stattgefunden. Bay-
ern sei im nationalen und internationalen Wettbewerb sehr gut
aufgestellt. In der Landespolitik setze er auf Kontinuität und
die Entfaltung der bayerischen Forschungs-, Technologie- und
Innovationspotenziale. Ein unentbehrlicher Bestandteil der
bayerischen Wirtschaftsförderung sei die LfA Förderbank, die
ihre vor allem auf den Mittelstand zugeschnittene Förderpalette
in enger Zusammenarbeit mit Banken, Ministerien, Regierun-
gen, Kammern und Verbänden zur Verfügung stelle.

Huber bestätigte, dass er sich
für eine Reform der Bankenauf-
sicht einsetzten werde. Deren
Überbetonung der Risiken und
die überzogene Praxis der Son-
derprüfungen seien zu einer Be-
lastung des Standortes Deutsch-
land geworden. Bayerns Genos-
senschaftsbanken und Sparkas-
sen hatten diese Belastungen
durch das Bundesaufsichtsamt
für Finanzdienstleistungen (Ba-
Fin) vehement beklagt. Außer-
dem stellte Huber klar, dass Bay-
ern an EU-Mittel künftig mehr
erhalten werde als bisher, was
für die Förderpolitik des Frei-
staates sehr wichtig sei.

Substantieller Beitrag

Im Berichtsjahr 2005 hat die
LfA Förderbank, wie ihr Vor-
standsvorsitzender Rudolf W.
Schmitt darlegte, mit Neuzusa-
gen von rund 1,6 (Vorjahr: 2,1)
Mrd. Euro an Fördermitteln, da-
von 1,4 (1,8) Mrd. Euro Darle-

hen und 250 (290) Mio. Euro Ri-
sikoübernahmen, „wieder einen
substantiellen Beitrag für die
Entwicklung der bayerischen
Wirtschaft geleistet“. Allein 740
Mio. Euro an zinsverbilligten
Krediten gingen an Gründer und
mittelständische Unternehmen.
Diese positiven Signale für ein
Anspringen der Investitionskon-
junktur würden durch die an-
haltend hohen Antragseingänge
für Start- und Investivkredite
aus dem Mittelstandskreditpro-
gramm im ersten Quartal 2006
untermauert, ergänzte Huber.

Arbeitsplätze gesichert

Mit der Darlehenssumme von
1,4 Mrd. Euro finanzierten, so
erläuterte Schmitt, 3500 mittel-
ständische Unternehmen Investi-
tionen von 2,7 Mrd. Euro, schu-
fen mehr als 4000 neue und si-
cherten über 66.000 bestehende
Arbeitsplätze. Im Geschäftsfeld
„Gründung“ wurde mit 207 Mio.

Euro der höchste Zusagewert der
vergangenen zehn Jahre erzielt.
Bei fast jedem zweiten der 1450
Gründungsvorhaben engagierte
sich die LfAals Risikopartner mit
Haftungsfreistellungen gegenü-
ber der Hausbank von 70 %.

Service ausgebaut

Um noch effizienter zu sein,
hat die LfA ihren Beratungs- und
Informationsservice ausgebaut.
Allein 2005 hat eine spezielle
Beratungseinheit (Task Force)
mehr als 500 Beratungen durch-
geführt. Sie ist insgesamt bereits
4300 Betrieben in der Krise bei-
gestanden „und hat in vielen Fäl-
len helfen können“, so Schmitt.
Um mehr Transparenz zu bieten
und die Zugangschwelle zu sen-
ken, wurden die Programmna-
men vereinfacht. So heißt es z.B.
künftig „Startkredit“ statt vor-
mals „Bayerisches Mittelstands-
programm - Gründung“.

Optimale Konditionen

Da die LfA als einzige Förder-
bank eines Bundeslandes von al-
len Agenturen das höchste Ra-
ting (Triple A) erhalten hat, gibt
es bei der Refinanzierung am
Kapitalmarkt keine Schwierig-
keiten und „optimale Konditio-
nen“. Die Bilanzsumme ging um
3,5 % auf 14,3 Mrd. Euro
zurück, da wegen der niedrigen
Zinsen manche Kredite vorzeitig

getilgt wurden, was ohne Vorfäl-
ligkeitsentschädigung möglich
und somit „ein zusätzliches För-
derelement“ ist. Dennoch blieb
der Jahresüberschuss mit 51 (52)
Mio. Euro nahezu unverändert.
Fürs laufende Jahr erwartet
Schmitt einen deutlichen Anstieg
des Darlehen-Neugeschäftes und
eine unverändert stabile Ertrags-
lage.

EU-Förderung

Huber als Gast der Pressekon-
ferenz nahm die Gelegenheit
wahr, zur EU-Förderung Stel-
lung zu nehmen. Bei der Neuab-
grenzung der Regionalförderge-
biete 2007 bis 2013 und der Ver-
teilung der GA-Fördermittel
(GA = Gemeinschaftsaufgabe)
zwischen west- und ostdeut-
schen Bundesländern habe man

ein zufriedenstellendes Ergebnis
erzielt. Bayern werde künftig
mehr Fördergebiete ausweisen
können, obwohl gemäß den Vor-
gaben der EU-Kommission der
Fördergebietsplafonds für West-
deutschland insgesamt rund 5
Mio. Einwohner weniger umfas-
se als in der letzten Förderperi-
ode 2000 bis 2006.

Gute Verhandlungen

Entlang der ostbayerischen
Grenze von Kronach bis Fre-
yung-Grafenau mit Teilen von
Coburg und Passau werde Bay-
ern eine durchgehende Förder-
kulisse haben. Auch über die Zu-
teilung von EU-Mitteln habe
Bayern gut verhandelt. Im Rah-
men des neuen Ziels „Regionale
Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung“ werde der Freistaat

436 Mio. Euro erhalten. Hinzu
komme eine Sonderzuweisung
für bayerische Grenzregionen
zur Tschechischen Republik von
75 Mio. Euro. Zusammen seien
dies 511 Mio. Euro und damit
mehr als bisher.

Satellitenprojekt Galileo

Mit Blick in die Zukunft er-
wähnte Huber ausdrücklich das
Satellitenprojekt Galileo mit
einem finanziellen Gesamtvo-
lumen von weit über 3 Mrd.
Euro, an dessen Finanzierung
auch die LfA beteiligt ist. Eines
der beiden Kontrollzentren ent-
stehe in Oberpfaffenhofen, ein
Testgebiet im Berchtesgadener
Land. Insgesamt erwarte Bay-
ern auf Dauer von Galileo un-
gefähr 10.000 High-Tech-Ar-
beitsplätze. dhg.

Positive Bilanz für Augsburger Konsultationskreis „Kommunale Finanzen“:

Stadt und Wirtschaft Hand in Hand
Als „Musterbeispiel der Zusammenarbeit“ zwischen lokalen
Unternehmen und Stadtverwaltung hat Augsburgs Oberbür-
germeister Dr. Paul Wengert die Arbeit des Konsultationskrei-
ses „Kommunale Finanzen“ gewürdigt. Partner dieses Gremi-
ums sind die Stadt Augsburg, die Industrie- und Handelskam-
mer Schwaben und die Handwerkskammer für Schwaben. Vor
eineinhalb Jahren hat sich vor dem Hintergrund kontroverser
Diskussionen über kommunale Abgaben und Steuern diese
Form der Zusammenarbeit gebildet, über die jetzt ein Arbeits-
bericht vorgelegt wurde.

Mit dem Konsultationskreis
kommunale Finanzen verfügt
die Stadt Augsburg laut Wengert
über ein bayernweit einmaliges
Kooperationsmodell zwischen
den lokalen Unternehmen und
der Stadtverwaltung. Dabei ist
dieses Kooperationsmodell kei-
nesfalls nur das Resultat eines
Schulterschlusses zwischen Stadt-
regierung und Wirtschaft.

Die Aktion arbeitet auf der Ba-
sis eines gemeinsam beschlosse-
nen finanzpolitischen Positions-
papiers, das von allen Fraktionen
im Stadtrat mitgetragen wurde.
Gemeinsames Ziel ist es dabei,
die Verbesserung des Informati-
onsflusses zwischen Wirtschaft
und Verwaltung voranzubringen
und auch einen Know-how
Transfer zwischen der betriebs-
wirtschaftlichen Praxis in den
Unternehmen und der Stadt
Augsburg herzustellen. Unter
dem Strich sollte damit eine Ver-
besserung der Kostenstruktur der
Stadt Augsburg ebenso angepeilt
werden wie Verbesserungen auf
der Einnahmeseite. Ein weiteres
gemeinsames Anliegen besteht
darin, gemeinsam für die Einfor-
derung von Leistungen Dritter,
wie etwa des Freistaates Bayern
oder des Umlandes, zu arbeiten.

Breites Spektrum

Das Spektrum der im Konsul-
tationskreis behandelten Fragen
war Wengert zufolge beachtlich.
Ausgehend von einer breit auf-
gelegten Diskussion über die Fi-
nanzsituation der Stadt Augs-
burg seien so wichtige Themen
wie etwa die Festlegung der
Grundsteuer, das strittige Thema
der Zweitwohnungssteuer oder
auch die Gewerbesteuer disku-
tiert worden. Abgehandelt wur-
den aber auch die Schwerpunkt-
themen, wie etwa die Analyse
und Bewertung städtischer Be-
teiligungen, das Gebäudemana-
gement, die Herausforderungen
am Klinikum oder etwa auch
Fragen der Optimierung des Be-
schaffungswesens, IT und Con-
trolling.

Im Zentrum all dieser
Bemühungen lag der Wunsch,
unternehmerisches Know-how
aus der freien Wirtschaft in das
städtische Verwaltungshandeln
einzubringen. Ein gutes Beispiel
für eine solche Vorgehensweise
lieferte dabei das Thema städti-
sche Beteiligungen. Hier wurde
ein intensiver und konstruktiver
Dialog mit dem städtischen Be-
teiligungsmanagement geführt,
in den auch ein Erfahrungsaus-
tausch mit der Praxis im MAN-

Konzern Eingang fand. Erör-
tert wurden dabei notwendige
Schritte, etwa zur Vereinheitli-
chung des Berichtswesens mit
möglichst hoher Berichtsfre-
quenz und hoher Aktualität. Be-
sprochen wurden auch Schritte
auf dem Weg zu einer echten
Konzernbilanz der Stadt Augs-
burg, Fragen des Controllings in
den Beteiligungsgesellschaften
bis hin zu Fragen der erzielbaren
Erträge in den einzelnen Beteili-
gungen.

Immobilienmanagement

Breiten Raum in der prakti-
schen Arbeit des Koordinations-
gremiums und seiner Unterar-
beitsgruppen nahm das Thema
des Immobilien- und Baumana-
gement ein. Hier war die Stadt
bereits über ein Gutachten in
Vorleistung gegangen, auf des-
sen Erkenntnissen die Arbeit
des Gremiums aufsetzen konnte.
Als besondere Herausforderung
wurde dabei die doch sehr breit
gestreute und viele Kapazitäten
in Anspruch nehmende Befas-
sung mit diesem Thema in allen
Referaten und 31 Dienststellen
gesehen. Diskutiert wurde die
Möglichkeit zur Erzielung von
Kostentransparenz für die einzel-
nen Gebäude der Stadt, aber auch

Fragen einer organisatorischen
Optimierung, etwa durch neue
EDV-Systeme oder über die Zu-
sammenlegung von Ämtern.

Echte Fortschritte ergeben sich
jetzt nach Wengerts Darstellung
durch die Einführung einer ent-
sprechend neuen Software und
die vollzogene Zusammenlegung
von Liegenschaftsamt und Hoch-
bauamt. Aktuell stehen sowohl
die Erörterung einer effizienten
und möglichst zeitnahen Datener-
fassung als auch ein erster Erfah-
rungsaustausch in der Konse-
quenz der Neuorganisation an.

Beschaffungsmanagement

Ein besonderes Potential für
Einsparungen im Rahmen des
kommunalen Haushaltes wurde
von allen Beteiligten in einer Op-
timierung des Beschaffungsma-
nagements der Stadt gesehen.
Auch zu diesem Thema wurde die
von der Stadt beschlossene Ein-
stellung eines Beschaffungsma-
nagers von dem Arbeitskreis be-
gleitet und der Kontakt zu einem
großen Logistikunternehmen aus
der Region hergestellt, um hier ei-
nen entsprechenden Erfahrungs-
austausch in die Wege zu leiten.

Ein weiteres Betätigungsfeld
wurde erst kürzlich im Thema IT
angestoßen, das in seinem brei-
ten Spektrum erhebliche Opti-
mierungspotentiale in einem
komplexen Stadtgebilde besitzt.
Auch hier hat ein erster Aus-
tausch mit einem Vertreter von
Böwe Systec stattgefunden, der
in den kommenden Monaten
noch weiter kontinuierlich ver-
tieft wird. DK

Allgäuer Bauherren
wollen Energie sparen

Durach (jm). „Wenn die Allgäuer bauen, dann bauen Sie Ener-
gie sparend!“ Zu diesem Ergebnis kommt Thomas Thater, Ge-
schäftsführer des Ziegelwerkes Klosterbeuren, nach dem gut
besuchten „Allgäuer Bauherrenabend“, den das Ziegelwerk
Klosterbeuren zusammen mit dem Haustechnik-Großhändler
Gienger und der Sparkasse Allgäu in Durach veranstaltete.

Werner Holfeld vom Ziegel-
werk Klosterbeuren stellte die
Vorzüge des ökologischen Bau-
stoffs Ziegel fürs Energie effizi-
ente Bauen dar. „Durch die gute
Wärmespeicherfunktion des Zie-
gels speichert ein massiv gebautes
Ziegelhaus bis zu 30 Prozent mehr
Energie als ein Leichtbauhaus“, so
Holfeld, der im Allgäu einen neu-
en Trend ausgemacht hat: „Immer
mehr Passivhäuser oder so ge-
nannte KFW-40- oder KFW-60-
Häuser werden mit hochwärme-
dämmenden Ziegeln gebaut.“

Dass beim Energie sparen die
richtige Haustechnik viel aus-
macht, erklärte Georg Streitl
vom Haustechnik-Großhandel
Gienger, der den künftigen Bau-
herren eine moderne Brennwert-
technologie sowie die Nutzung
von Solarenergie ans Herz legte.

„Die Sonne liefert pro Tag 960
Billionen Kilowatt, das sind im
Jahr 35 Billiarden. Und das ohne
Preiserhöhung,“ schmunzelte der
Energiefachmann im Hinblick auf
die dramatisch steigenden Öl- und
Gaspreise. Auch die Einsatzmög-
lichkeiten von Scheitholz und
Holzpellets zeigte Streitl auf.

Manfred Herb (Sparkasse All-
gäu) erläuterte den Bauherren,
wie sie durch Ausnutzung von
öffentlichen Fördermitteln bei
der Finanzierung ihres neuen
Zuhauses viel Geld sparen kön-
nen. „Sowohl die Kreditanstalt
für Wiederaufbau, der Freistaat
Bayern als auch das Bundesamt
für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle fördern Energie sparendes
Bauen, entweder mit Hilfe von
zinsverbilligten Darlehen oder
direkten Zuschüssen“. O
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Wir versichern Bayern.

Selbst wenn Unwetter wie ein Blitz aus heiterem Himmel kommen, sind Sie
rechtzeitig darauf vorbereitet. Dank unserem exklusiven Unwetterwarnservice
können Sie alles, was Ihnen lieb und teuer ist, vorher in Sicherheit bringen –
statt sich hinterher zu ärgern. Welche Möglichkeiten und Vorteile wir Ihnen
noch bieten, erfahren Sie in über 4 000 Versicherungsagenturen, Sparkassen
oder auf www.versicherungskammer-bayern.de

Kr ach ohne Är ger.

75 Jahre Kreissparkasse München Starnberg:

„Sparkassen fest im
Heimatboden verankert“
Für die Kreissparkasse München Starnberg, die in diesem Jahr
75 Jahre alt wird, wäre es ein schwerer politischer Fehler, wenn
es zu einer Privatisierung oder auch nur Teilprivatisierung von
Sparkassen käme. Denn nachdem die Deutsche Bank ihren Fo-
kus auf das Ausland verlagert habe und die Dresdner Bank bei
der Allianz untergekommen sei, bleibe die S-Finanzgruppe die
letzte Größe im heimischen Markt, sagte der Vorstandsvorsit-
zende Karl-Ludwig Kamprath in der Bilanzpressekonferenz des
Instituts. Forderungen nach einer weiteren Fragmentierung des
deutschen Bankenmarktes seien kontraproduktiv und bedeute-
ten in letzter Konsequenz den Ausverkauf der deutschen Kre-
ditwirtschaft in ausländische Hände.

Dennoch lies Kamprath auf
Nachfrage durchblicken, dass
die Kreissparkasse kaum bereit
wäre, sich an den Kosten der
Übernahme der Berliner Bank
zu beteiligen. Wie bekannt, muss
die Bankgesellschaft Berlin auf
Druck aus Brüssel einen Käufer

für die Berliner Bank finden, zu
der auch die Berliner Sparkasse
gehört. In einem Bieterverfahren
haben sich bisher als Interessen-
ten die Deutsche Bank, die Hy-
poVereinsbank und die Com-
merzbank zu erkennen gegeben.
Wegen der Berliner Sparkasse

erwägt auch die Sparkassenorga-
nisation mitzubieten, um den
Namen „Sparkasse“ auf jeden
Fall vor einer - bisher freilich als
Möglichkeit rechtlich umstritte-
nen - Privatisierung zu schützen
und als Sparkasse in Berlin prä-
sent zu bleiben. Siegfried Naser,
Präsident des Sparkassenverban-
des Bayern, hatte jüngst vor der
Presse mitgeteilt, dass sich auch
der bayerische Verband an dem
Bieterprozess gegebenenfalls be-
teiligen, freilich keine Mondprei-
se zahlen werde. Für Kamprath
käme ein reines Umlageverfah-
ren bei den Bieterkosten nicht in
Frage, vielmehr müssten einzel-
ne Sparkassen sich freiwillig be-
teiligen. Und dabei stelle sich die
Frage, ob sich ein solches Enga-
gement rentiere, „denn schließ-
lich würde ein solches Engage-
ment Millionen kosten.“ Jede
Sparkasse müsse sich fragen,
was für sie dabei rumkomme.

Im Interesse von Wirtschaft
und Verbraucher

Diese Zurückhaltung ändert
aber nichts an Kampraths Mei-
nung, dass es grundsätzlich im
Interesse der mittelständisch ge-
prägten Wirtschaft und der pri-
vaten Verbraucher liege, weiter-
hin eine starke, unabhängige
Sparkassengruppe zu haben. Al-
le Bemühungen, den öffentlich-
rechtlichen Charakter der Spar-
kassen zu beseitigen und sie da-
mit zum Objekt internationa-
ler Finanztransaktionen zu ma-
chen, liefen darauf hinaus, den
Wettbewerb in Deutschland ein-
zuschränken. Kamprath zitierte
den Präsidenten des Bundesver-
bandes der Deutschen Volksban-
ken und Raiffeisenbanken, Chri-
stopher Pleister, der mit Blick
auf die privaten Banken deren
Begehren so formuliert hat: „Im
Namen der Marktwirtschaft soll
uns die Politik den Wettbewerb
vom Hals schaffen.“

Die Sparkassen, so Kamprath
weiter, seien fest im Heimatbo-
den verankert und würden die
Bedürfnisse ihrer Kunden aus er-
ster Hand kennen. Sie seien der
wichtigste Finanzgeber des Mit-
telstandes. Außerdem liege es
auch im Interesse der kommuna-
len Eigentümer der Sparkassen,
rentabel wirtschaftende, eigen-
ständige Institute zu erhalten, da
sie in hohem Maße von den di-
rekten und indirekten Leistungen
ihrer Sparkassen profitierten.

Neben den rein wirtschaftli-
chen Komponenten übernähmen
verantwortungsvolle Unterneh-
men in der Gesellschaft oft
auch soziale Aufgaben. Dass die
Sparkassenorganisation mit jähr-
lich rund 350 Mio. Euro der
größte nichtstaatliche Förderer
von Kunst, Kultur und Sport in
Deutschland sei, habe sich in-
zwischen herumgesprochen. Da-
rüber hinaus gebe es zahlreiche
Beispiele, wie sich die Sparkas-
sen ihrer Verantwortung täglich
stellten. Die Sparkassen seien in
Zeiten leerer öffentlicher Kassen
eine unverzichtbare Stütze.

Bei der Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg erreichten die
Ausschüttungen aus ihren Stif-
tungen, die Ausgaben für Spen-

den und Sponsoring 2005 „die
stolze Summe“ von 1,2 Mio. Eu-
ro. Diese Summe sei unmittelbar
den Kommunen und den Bür-
gern zugute gekommen. Außer-
dem, auch daran erinnerte der
Kreissparkassen-Chef, habe das
Institut im Jahr 2005 an Körper-
schafts- und Gewerbesteuer 14,5
Mio. Euro gezahlt.

Aus Anlass des 75-jährigen
Jubiläums hat die Kreisparkasse
München Starnberg, übrigens
die jüngste bestehende Sparkas-
se in Bayern, eine weitere Stif-
tung gegründet, die bereits mit 1
Mio. Euro ausgestattet ist und
noch auf 3,7 Mio. Euro aufge-
stockt werden soll. Zweck dieser
Stiftung, deren Vorsitz der Land-
rat des Landkreises München,
Heiner Janik, innehat, ist die
Förderung von Kunst und Kultur
im Landkreis München. Außer-
dem wird es in Gauting, Starn-
berg und München Konzerte mit
der Violinistin Julia Fischer ge-
ben. Und im Zusammenhang mit
der Fußball-Weltmeisterschaft
wird Dieter Hanitzsch eine Kari-
katurenausstellung zu Fußball-
themen zusammenstellen, die
Dieter Hildebrandt am 3. Mai im
Hause der Kreissparkasse eröff-
nen wird. Zu den Jubiläums-Ex-
tras gehört auch ein Buch „75
Jahre Kreissparkasse“, das, von
einer Ausstellung im Hause be-
gleitet, einen Überblick über die
wirtschaftliche Entwicklung im
Verbreitungsgebiet der Kreis-
sparkasse geben wird. Finanzmi-
nister Faltlhauser wird am 3.
April den Festvortrag halten.

Aber auch die Kunden insge-
samt kommen nicht zu kurz. Ih-
nen werden zwei besondere Ju-
biläumsprodukte angeboten: Ein-
mal eine Jubiläums-Anleihe mit
100-prozentiger Kapitalgarantie,
einer Teilnahme an einer positi-
ven Börsenentwicklung und ei-

ner garantierten Kuponzahlung
von 0,75 % pro Jahr bei 4,5 Jah-
ren Laufzeit. Ferner ist ein soge-
nanntes Zuwachssparen mit
Zinssätzen bis zu 5 % geplant.

Für das Berichtsjahr 2005
kann die Kreissparkasse „entge-
gen dem Trend“ mit guten Zah-
len aufwarten. Die Bilanzsumme
ist um 2,9 % auf 6,02 Mrd. Euro
gestiegen. Sowohl im Einlagen-
bereich als auch bei den Auslei-
hungen hat sie zugelegt. Die Ein-
lagen nahmen um 4,9 % auf 4,64
Mrd. Euro zu. Bei den Auslei-
hungen war nach dem Rückgang
des Jahres 2004 wieder ein Zu-
wachs um 2 % auf 4,11 Mrd. Eu-
ro zu verzeichnen. Dabei wurde
der langfristige Bereich bevor-
zugt. Ausbezahlt wurden Kredite
über 580 Mio. Euro, von denen
340 Mio. Euro auf den privaten
Wohnungsbau entfielen.

Verbesserte Stimmung

Von Kreditzurückhaltung kön-
ne keine Rede sein, sagte Kamp-
rath, denn die Kreissparkasse ha-
be 2005 Kredite über 1,2 Mrd.
Euro zugesagt, von denen aber
nur 34,2 % von den Firmenkun-
den in Anspruch genommen wor-
den seien. Dies nannte Kamprath
eine historisch niedrige Zahl, in
der sich die schwache Konjunktur
ausdrücke. Da aber im Banken-
sektor das Schlimmste überstan-
den sei und sich das Stimmungs-
bild für 2005 aufgehellt habe,
rechne die Kreissparkasse für das
laufende Jahr mit einer Zunahme
der Investitionstätigkeit.

„Mit einem Betriebsergebnis
von unverändert 1,04 % der
durchschnittlichen Bilanzsumme
haben wir unser Ziel erreicht und
sind mit dem Ergebnis vor dem
Hintergrund der gesamtwirt-
schaftlichen Schwächephase zu-
frieden“, sagte Kamprath. Der

Jahresüberschuss wird mit 16
(Vorjahr: 15) Mio. Euro ausge-
wiesen. Er diente voll der Eigen-
kapitalbildung. Unzufrieden sei
man noch mit der Kostensituati-
on im Vergleich zu anderen Spar-
kassen. Die Kosten-Ertrags-Re-
lation (Cost-Income-Ratio =
CIR), die angibt, wie viel Cent
aufgewendet werden müssen, um
einen Euro zu verdienen, lag bei
„unakzeptablen 65,3 %“. „Das
liegt auch daran, „dass die Kreis-
sparkasse im Bayernvergleich
pro Mitarbeiter die höchsten
Gehälter zahlt“, räumte Kamp-
rath ein. Dennoch äußerte er Be-
denken gegen die strategischen
Ziele des Deutschen Sparkassen-
und Giroverbandes, unbedingt 15
% Eigenkapitalrendite zu erwirt-
schaften und einen CIR-Wert von
60 % zu erreichen.

Wertpapiere waren trotz der
Hausse wenig gefragt, die Ver-
mittlung von Lebensversiche-
rungen ging drastisch zurück.
Dagegen konnte die Vermittlung
von Bausparverträgen gesteigert
werden. Überraschend gut lief
gas Immobiliengeschäft. Inzwi-
schen wurde das dritte Immobili-
en-Center errichtet. Mit neun
oberbayerischen Sparkassen be-
wirbt die Kreissparkasse jetzt ge-
meinsam und überregional den
„Sparkassen-Privatkredit“, wo-
bei jetzt in der Werbung auch
Konditionen genannt werden.
Eine Verwendungsprüfung gibt
es dabei nicht mehr.

Auch die Kreissparkasse, die
insgesamt rund 160.000 Girokon-
ten führt, geht davon aus, dass sie
Kunden von der HypoVereins-
bank gewonnen hat. Zudem seien
auch Kunden von Direktbanken
zurückgekommen. Gute Fort-
schritte macht das Online-Ban-
king, das inzwischen die Hälfte
der Firmenkunden und ein Drittel
der Privatkunden nutzen. dhg.

V. l: Leo Anzenhofer, Betriebsberater des Handwerks; Günther
Dreher, stv. Bezirkspräsident Schwaben des Genossenschafts-
verbandes Bayern; Manfred Rudel, Präsident der Handwerks-
kammer für Schwaben; Ulrich Wagner, Hauptgeschäftsführer
der Handwerkskammer für Schwaben und Johann Marschall,
Bezirksobmann der schwäbischen Sparkassen und Vorstands-
vorsitzender der Sparkasse Kaufbeuren. OO

Projektbeteiligung schwäbischer Sparkassen:

„Schneller Kredit
im Handwerk“

Um eine schnelle und unkomplizierte Kreditentscheidung
für Handwerksbetriebe zu gewährleisten, beteiligen sich die
elf schwäbischen Sparkassen gemeinsam mit den schwäbi-
schen Genossenschaftsbanken an einem Projekt der Hand-
werkskammer Schwaben.

„Als Dienstleister für die
24.000 Handwerksbetriebe in
Schwaben ist es unsere Aufgabe,
den Unternehmen in diesem Be-
reich zur Seite zu stehen. Die
betriebswirtschaftlichen Berater
der Kammer bieten unseren Un-
ternehmen nicht nur eine kompe-
tente, unbürokratische und vor
allen Dingen neutrale Beratung
an, sie ist auch für HWK-Unter-
nehmen kostenfrei“ erläuterte
Manfred Rudel die Intention der
Handwerkskammer, diese Ko-
operation einzugehen.

Dass gerade die Sparkassen
und die Genossenschaftsbanken
dieses Vorhaben unterstützen,
verwundert nicht, denn nahezu 90
Prozent der Finanzierungen im
Handwerk laufen über diese Kre-
ditinstitute. „Diese Banken kom-
men aus der Region und haben
auch ein Interesse an unseren
Mitgliedsbetrieben,“ lobte Rudel
die Zusammenarbeit vor der
Presse.

Mit Erfahrungsberichten aus
der Kreditpraxis ergänzte Johann
Marschall, Bezirksobmann der
schwäbischen Sparkassen, das
Vorhaben. Ziel sei, effiziente Ab-
läufe zu erreichen, um die Hand-
werksbetriebe mit ausreichend
Liquidität versorgen zu können.

In einem ersten Gespräch zwi-
schen Unternehmer und Bank
wird anhand einer Checkliste ge-
klärt, welche Unterlagen und In-
formationen für die Kreditent-
scheidung erforderlich sind. Im
zweiten Schritt kann sich nun die
Handwerkskammer einschalten,
um den Betrieb bei der Erstel-

lung der Unterlagen zu unterstüt-
zen. Ab dem Zeitpunkt der voll-
ständigen Einreichung der Akten
trifft die Sparkasse bzw. Genos-
senschaftsbank nun im Rahmen
ihrer Kreditstrategie innerhalb
von maximal zehn Tagen eine
Entscheidung. Speziell bei ei-
nem ablehnenden Bescheid er-
hält der Unternehmer in einem
qualifizierten Gespräch mit dem
Bankinstitut sachliche Begrün-
dung der negativen Kreditent-
scheidung.

Transparenz und Vertrauen

„Transparenz und Vertrauen
sind in diesem Bereich äußerst
wichtig,“ weiß Manfred Ru-
del und zählt die Vorteile für die
Handwerksbetriebe auf: „Der
potentielle Kreditnehmer kann
sich durch Vorlage qualifizier-
ter Unterlagen ganz anders als
Partner positionieren, besser
auf die Gespräche vorbereiten
und erhält eine schnellere und
nachvollziehbare Entscheidung.“
Doch auch die Banken können
mit dieser pragmatischen Ab-
wicklung Kredite effizienter be-
arbeiten und daher schneller ent-
scheiden.

Das Instrument des „Schnellen
Kredits für das Handwerk“, so die
Initiatoren, ist besonders für Inve-
stitionsfinanzierungen, Betriebs-
mittelkredite, Kreditverlängerun-
gen bzw. Existenzgründungen, al-
so für das laufende Geschäft ge-
dacht. Problemkredite wie Sanie-
rungen oder Krisenfälle fallen
nicht darunter. Ebenso kann eine

positive Kreditentscheidung nicht
garantiert werden.

Wie ein Vertreter des Sparkas-
senverbands Bayern während
der Pressekonferenz betonte, sei
eine Ausdehnung auch auf ande-
re Kammerbezirke bereits im
Gespräch. So gebe es im Ge-
schäftsgebiet der Sparkasse Pas-
sau eine ähnliche Kooperation
mit der dortigen Handwerks-
kammer Oberpfalz/Niederbay-
ern. Hans Schmid
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Immobilie geleast
... in Zukunft investiert
... Ihr Partner: Südleasing.

Public Private Partnership:

Zukunftsmarkt mit Hindernissen
Von Olaf Grübler, Mitglied der Geschäftsleitung der SüdLeasing GmbH

Frischen Wind in die Diskussion um öffentlich-private Partner-
schaften bringt angesichts eines milliardenschweren Investiti-
onsbedarfs die finanzielle Not der Haushalte in Bund, Länder
und Kommunen. Für die partnerschaftliche Aufgabenteilung
zwischen Staat und Wirtschaft reichen die Spielregeln und ge-
setzlichen Vorgaben aber nicht aus.

Über 200 größere Gebäude der
öffentlichen Hand - von Schulen,
Rathäusern, Theatern und Stras-
senbahnnetzen über Kliniken und
Messehallen bis hin zu Abwas-
serkanälen - sind in Deutschland
Schätzungen zufolge bisher als
Leasing-Modelle in öffentlich-
privater Partnerschaft finanziert
und errichtet worden.

Beteiligungen

Das Finanzierungsvolumen
schätzen Experten auf über 40
Milliarden Euro. Die SüdLea-
sing in Stuttgart und Mannheim,
die in Deutschland zu den Pio-
nieren des Kommunalleasing ge-
hört, ist beispielsweise am Thea-
tergebäude in Freiburg, am Fest-
spielhaus Baden-Baden, an Rat-

häusern, Schulen und Sportein-
richtungen beteiligt.

Vorreiter Großbritannien

So beeindruckend die Zahlen
auf den ersten Blick erscheinen
mögen: Kommunalleasing und
öffentlich-private Partnerschaf-
ten haben hierzulande noch lan-
ge nicht den Durchbruch erlangt.
Ganz anders in Großbritannien.
Die britische Insel gilt in Europa
als Vorreiter in Sachen Public
Private Partnership (PPP). Der
PPP-Anteil an öffentlichen Bau-
investitionen liegt im Königreich
bei immerhin 20 Prozent, in
Deutschland weit unter fünf Pro-
zent. Laut britischem Rech-
nungshof spart der Staat im
Schnitt 17 Prozent der Kosten,

wenn Private die Investitionen
übernehmen und Planung, Bau
und Betrieb einer Immobilie ma-
nagen. Das auch hierzulande be-
kannteste Beispiel für den Prag-
matismus der öffentlichen Hand
in Großbritannien war der Bau
der britischen Botschaft in Berlin
im Rahmen der Anfang der 90er
Jahre von der britischen Regie-
rung aufgelegten Private Finance
Initiative (PFI), die es ermög-
licht öffentliche Investitionen
von der Privatwirtschaft finan-
zieren zu lassen.

Ausweg aus der Krise

Erfolgreiche Projekte der öf-
fentlichen Hand in Großbritanni-
en auf Basis der PFI zum einen
und die finanzielle Not der öf-
fentlichen Haushalte zum ande-
ren haben auch in Deutschland
frischen Wind in die Diskussion
um öffentlich-private Partner-
schaften gebracht. Die bisheri-
gen Spielregeln und gesetzli-
chen Vorgaben aber reichen
dafür nicht. Bund, Länder und
Kommunen haben einen milliar-
denschweren Investitionsbedarf,
das dringend benötigte Geld
fehlt aber vielerorts. Der Ausweg
aus der Finanzkrise liegt im Out-
sourcing von Dienstleistungen
und in Partnerschaften mit der
privaten Wirtschaft.

Das haben viele deutsche
Kommunen erkannt. Jüngst
stimmten in einer regionalen
Umfrage unter Kommunen und
Ortsverwaltungen in Rheinhes-
sen, Mittelhessen und Nordhes-
sen 80 Prozent der Aussage zu,
dass durch PPP-Projekte die Mo-
dernisierung der Infrastruktur in
Deutschland beschleunigt und pri-
vate Investitionen erleichtert wer-
den. Drei von vier der befragten
Kommunen erwarten eine Entla-
stung der öffentlichen Haushalte.
Die Umfrage, die die Uniserve
Dienstleistungsgruppe durchführ-
te, offenbarte freilich auch ein er-
hebliches Informationsdefizit: 60
Prozent der Befragten beklagten
Aufklärungs- und Schulungsbe-
darf beim Thema PPP.

Wirtschaft und Staat
müssen beide profitieren

Diesen Mangel bestätigen Er-
fahrungen in der Praxis. Damit
Public Private Partnership sich
auch in Deutschland erfolgrei-
cher durchsetzen kann, sind kla-
re, einheitliche Regeln für die
partnerschaftliche Aufgabentei-
lung zwischen Staat und Wirt-
schaft nach dem Vorbild der bri-
tischen PFI notwendig. Für öf-
fentlich-private Partnerschaften
eignen sich vor allem der staatli-
che Hochbau einschließlich des
Gebäude-Managements, die
kommunale Infrastruktur mit

Schulbau und Pflegebereich so-
wie die Verkehrsinfrastruktur.
Eine Prämisse: Wirtschaft und
Staat müssen von PPP-Projekten
gleichermaßen profitieren, neu-
deutsch heißt das win-win-Situa-
tion. Etwa dadurch, dass Infra-
strukturprojekte schneller reali-
siert werden und die private Wirt-
schaft Aufträge erhält, die sie we-
gen Geldmangels in den öffentli-
chen Haushalten gar nicht oder
erst später bekommen würde.

Grundregel

Eine zweite Grundregel lautet,
dass jeder das machen soll, was
er am besten kann. Das schließt

beiten mit ihrem umfassenden
Know-how bei gleicher oder
besser Ausführung der Arbeiten
in der Regel schneller, effizien-
ter und kostengünstiger als die
öffentlichen Verwaltungen. Ein
Beispiel für die erzielbaren Vor-
teile ist der Neubau einer Schule
mit Sporthalle in Frechen im
Rhein-Erft-Kreis in Nordrhein-
Westfalen. Rund 300.000 Euro
pro Jahr spart die öffentliche
Hand durch die PPP-Realisie-
rung im Vergleich zu den für ei-
ne Eigenregie kalkulierten Ko-
sten. Die privaten Unternehmen
zeichnen verantwortlich für Fi-
nanzierung, Planung und Bau
und sind für eine Vertragslaufzeit
von 25 Jahren mit der Bewirt-
schaftung der beiden Gebäude
beauftragt.

Risiken dürfen Mittelstand
nicht überfordern

Damit solche attraktiven Vor-
teile realisiert werden können,
müssen in Deutschland die Re-
geln und Vorgaben für alle Part-
ner bei öffentlichen Investitionen
eindeutiger geklärt werden. Zum
Beispiel für die Bauwirtschaft:
Angesichts der notwendigen
milliardenschweren Investitio-
nen sowie Sanierungsmaßnah-
men an vorhandenen Bauten
eröffnet sich Bauunternehmen
ein enormes Betätigungsfeld.
Das trifft ebenso für die auf das
Facilitymanagement, d. h. das
Verwalten und Betreiben öffent-
licher Immobilien spezialisierte
Dienstleistungsbranche zu.

Kompetenzen erweitern

Auch Bauunternehmen müs-
sen Kompetenzen und Know-
how erheblich erweitern: Um öf-
fentliche Ausschreibungen zu ge-
winnen reicht es nicht mehr, billig
bauen zu können. Vielmehr müs-
sen Bauunternehmen auch In-
standhaltungsrisiken oder Ge-
währleistungen nicht nur für fünf
Jahre, sondern über die gesamte
Finanzierungsdauer eines solchen
Projektes übernehmen. Für so
umfangreiche Leistungen können
allerdings nur die wenigsten Bau-
und Dienstleistungsfirmen die
notwendigen vertraglichen Absi-
cherungsinstrumente, Bürgschaf-
ten oder Eigenkapital nachweisen.

win-win-Situation

Das ist eines der Probleme
weitreichender öffentlich-privater
Partnerschaften: DieAnforderun-
gen der öffentlichen Hand über-
fordern die Mehrzahl der mittel-
ständischen Bau- und Dienstlei-
stungsunternehmen. Die Konse-
quenz: Die Risiken für die Finan-
zierung und Realisierung solcher
öffentlicher Bauprojekte wachsen
und die Einbindung von teurem
Kapital bei Finanzierungsinstitu-
ten verteuert letztlich die Investi-
tionen und geht auf Kosten mög-
licher Effizienzvorteile. Deshalb
kommt es darauf an, dass die öf-
fentliche HandAnforderungen an
die Privatwirtschaft mit Augen-
maß definiert, um eine win-win-
Situation für beide Seiten tatsäch-
lich zu ermöglichen.

Ausgwogenheit als Maxime

Tatsächlich zeigt sich in neue-
rer Zeit bei verschiedenen Pro-
jekten, insbesondere bei Schulsa-
nierungen, dass der Privatwirt-
schaft Verfügbarkeits- und son-
stige Risiken aus Betreiberlei-
stungen auferlegt werden, die
nur mit entsprechendem Haf-
tungskapital oder anderen Siche-
rungsinstrumenten aufgefangen
werden können. Das aber verteu-
ert PPP-Hochbauprojekte ent-
scheidend. Gelten sollte: Prio-
rität dürfen nur die kostengünsti-
ge und effiziente Erstellung und
Verwaltung von öffentlichen Im-
mobilien haben und nicht art-
fremde Sachverhalte wie bei-
spielsweise die Maastrichter Kri-
terien. Worum es bei Public Pri-
vate Partnership gehen muss, ist

ein ausgeglichenes Verhältnis
von Chancen und Risiken für al-
le Beteiligten.

Wie Bauunternehmen musste
sich auch die Leasingbranche auf
die veränderten Anforderungen
von Public Private Partnership
bzw. Kommunalleasing einstel-
len. Sie musste Leasingmodelle
modifizieren und anpassen. Wich-
tig war es, Kommunalkreditkon-
ditionen in die Finanzierungslö-
sungen und die im PPP-Bereich
spezifischen Forfaitierungsmo-
delle einzubinden. Ein zweiter
wesentlicher Punkt betrifft die
Reduzierung der Transaktionsko-
sten bei Hochbauprojekten, also
z.B. die Vermeidung von Grun-
derwerbsteuer, Notar- und sonsti-
gen Gebühren. Außerdem mus-
sten sich die Leasingunterneh-
men auf veränderte steuerliche
Fragen, etwa der Grund- oder
Umsatzsteuer, einstellen.

Modelltypen

DiesemAnforderungsprofil der
öffentlichen Hand entsprach die
Leasingbranche durch die Weiter-
entwicklung ihrer Leasingmodel-
le: Neben dem klassischen Kom-
munalleasingmodell werden nun
vor allem das Mietkaufmodell -
in der Branche als PPP-Erwerber-
modell bezeichnet - sowie das
Mietnutzungsmodell - PPP-Inha-
bermodell - umgesetzt. Im Rah-
men von PPP-Forfaitierungsmo-
dellen, d.h. Finanzierungslösun-
gen mit kommunaler Haftung,
hat sich das Mietnutzungsmodell
bzw. PPP-Inhabermodell als die
kostengünstigste Variante von
PPP-Projekten mit den höchsten
Effizienzvorteilen bei Sanierung
und Neubau von öffentlichen In-
frastrukturmaßnahmen wie Bil-
dungseinrichtungen sowie im Ge-
sundheitswesen erwiesen.

Vorteile maximieren

Der Leasinggeber ist hierbei
weder wirtschaftlicher noch zi-
vilrechtlicher Eigentümer des
Projektes. Eine Aktivierung von
Grundstück und Gebäude ist al-
so nicht notwendig, dadurch ent-
fallen der Erwerb von Grund-
stücken oder Erbbaurechten und
damit auch kostspielige Notar-
und Beurkundungskosten. Statt-
dessen ist die Basis eine langfris-
tige Nutzungsüberlassung und ein
entsprechendes Nutzungsrecht
einschließlich einer Einredever-
zichtserklärung der öffentlichen
Hand. Um die Effizienzvorteile zu
maximieren, können beim Miet-
nutzungsmodell Kommunalkre-
ditkonditionen in vollem Umfang
eingebunden werden.

Neue Schwierigkeiten

Trotz aller Fortschritte bei der
Neuorganisation der Aufgaben-
teilung zwischen Staat und Pri-
vatwirtschaft entstehen derzeit
in Bank-, Bau- und Dienstlei-
stungswirtschaft neue Schwie-
rigkeiten bei Public Private Part-
nerships. In Verträgen zum Be-
treiben, Verwalten und Instand-
halten von Hochbauprojekten
überfordert die öffentliche Hand
beim Risikotransfer - wie er-
wähnt - stellenweise die Privat-
wirtschaft. Für die Weiterent-
wicklung der Zusammenarbeit
zwischen öffentlicher Hand und
Privatwirtschaft kommt es dar-
auf an, einen sachgerechten Risi-
kotransfer für beide Seiten zu er-
reichen. Die Prioritäten dafür
sind klar: Öffentliche Bauprojek-
te müssen einerseits zu einem
angemessenen Preis realisiert
werden und andererseits muss
es im Interesse von Wirtschafts-
und Beschäftigungszuwachs ge-
lingen, eine höchstmögliche
Zahl von Unternehmen am Zu-
kunftsmarkt Public Private Part-
nership partizipieren zu lassen.
Die öffentliche Hand kann da-
durch den größtmöglichen Wett-
bewerb gewährleisten und in der
Konsequenz durch Effizienz-
und Kostenvorteile den Steuer-
zahler entlasten. O

eine sachgerechte Aufteilung der
Risiken ein: Jeder Partner soll
die Risiken tragen, die er am be-
sten einschätzen und verwalten
kann. Nachhaltig wirkende PPP
erfordern die konsequente Ab-
grenzung von Verantwortlichkei-
ten ebenso wie klare Festlegun-
gen eindeutiger Ziele, der Risi-
ko- und Kostenverteilung und
Mechanismen zur Lösung mög-
licher Konflikte.

Lebenszyklusansatz

Einen Schub hat der Diskussi-
on um Public Private Partnership
in Deutschland in jüngerer Zeit
der so genannte Lebenszyk-
lusansatz verliehen: Die Privat-
wirtschaft wird von der öffentli-
chen Hand nicht nur mit Planen,
Bauen, und Finanzieren einer
Immobilie beauftragt, sondern
über die gesamte „Lebensdauer“
des Objektes auch mit Instand-
haltung, Verwaltung, Betreiben
und schließlich möglicherweise
auch Verwerten eines Gebäudes.
Die Unternehmen erhalten da-
für ein angemessenes Entgelt.
Die Kommunen profitieren
mehrfach: Die privaten Part-
ner, professionelle Bauunter-
nehmen, Betreibergesellschaften
und Finanzierungsinstitute, ar-

Dr. Reinhard Wieczorek, Referent fürArbeit und Wirtschaft der
Landeshauptstadt München, und Adolf Strack, Vorstand der
Stadtsparkasse München, unterzeichnen den Vertrag zur Auf-
stockung des kommunalen Förderprogramms für Existenz-
gründer „München-Fonds“ auf 4,6 Millionen Euro. OO

München-Fonds:

Erfolgsprogramm
wird verlängert

Landeshauptstadt und Stadtsparkasse stocken
regionales Förderprogramm auf

Mit dem 1998 ins Leben gerufenen kommunalen Förderpro-
gramm „München-Fonds“ haben die Landeshauptstadt Mün-
chen und die Stadtsparkasse München bereits 104 Existenz-
gründern den Sprung in die Selbstständigkeit ermöglicht. Dabei
wurden über 200 Arbeitsplätze geschaffen. Um diesen Erfolg
fortzusetzen, stocken die Initiatoren das Förderprogramm nun
um über 2 Millionen Euro auf 4,6 Millionen Euro auf.

Bei der offiziellen Unterzeich-
nung des Vertrags für die zusätz-
lichen Mittel hob Münchens
Wirtschaftsreferent Dr. Reinhard
Wieczorek die Bedeutung von
Existenzgründern für die wirt-
schaftliche Entwicklung in der
bayerischen Landeshauptstadt
hervor: „Neue Arbeitsplätze ent-
stehen vor allem in mittelständi-
schen Unternehmen und durch
erfolgreiche Unternehmensgrün-
dungen. Deshalb fördert die Stadt
seit vielen Jahren Existenzgrün-
dungen durch Beratung, Räume
und finanzielle Unterstützung.
Durch das Kooperationsmodell
mit der Stadtsparkasse München,
das jetzt fortgeschrieben werden
kann, wird dies auch zukünftig
gewährleistet.“

Adolf Strack, Vorstandsmit-
glied der Stadtsparkasse Mün-
chen, erklärte, dass sein Haus
das Volumen der Zusagen für
Existenzgründungen im vergan-
genen Jahr um über die Hälf-
te auf 5,2 Millionen Euro gestei-
gert hat. „Unsere Kundenbetreu-
er vermittelten dabei neun von
zehn Existenzgründern öffentli-
che Fördergelder“, so Strack.

Existenzgründer können über den
München-Fonds bis zu 50.000
Euro finanzieren, bei einer maxi-
malen Gesamtfinanzierung von
100.000 Euro. Wichtig sind dabei
insbesondere die fachliche und
kaufmännische Qualifikation des
Gründers und ein erfolgverspre-
chender Gründungsplan. Dann
kann eine Finanzierung auch zu
Stande kommen, wenn die Si-
cherheiten des Kunden für den
Kredit nicht ausreichen. Der
Fonds deckt 70 Prozent eines
eventuellen Kreditausfalls ab.

Klare Vorteile

Die Vorteile des München-
Fonds liegen auch in der ge-
genüber anderen Förderkrediten
schnelleren und unbürokrati-
scheren Ausreichung. Das För-
derprogramm ist schwerpunkt-
mäßig auf die Dienstleistungs-
branche ausgerichtet. Neben der
maßgeschneiderten Finanzie-
rung mit hohem Anteil an öffent-
lichen Mitteln unterstützt die
größte bayerische Sparkasse
Existenzgründer schon im Vor-
feld der Gründung beim Busi-

nessplan und betreut sie auch
in den Anfangsjahren intensiv.
Dazu hat sie 1993 ein eigenes Exi-
stenzgründungsCenter eingerich-
tet. Die Mitarbeiter sind als Fach-
leute auch gefragte Ansprech-
partner für das Münchner Exi-
stenzgründungsbüro, die IHK und
Handwerkskammer sowie für die
Münchner Universitäten.

Gutes Abschneiden
bei StartUp

Als Erfolg der Betreuung von
Existenzgründern wertet Strack
auch das gute Abschneiden von
Kunden der Stadtsparkasse im
bundesweiten Existenzgründer-
Wettbewerb StartUp. So hat im
vergangenen Jahr einer der bei-
den „Münchner Existenzgründer
des Jahres 2005“, das Unterneh-
men „GranMalt“, den Deutschen
Gründerpreis gewonnen. Damit
hat sein Institut nach dem Kun-
den „Aerolas“ im Jahr 1998 nun

bereits zwei Bundessieger auf
ihrem Erfolgskurs zum bundes-
weit überzeugendsten Existenz-
gründer begleitet. Jeder zweite
Münchner vertraut in Geldfragen
auf die Stadtsparkasse München.
Der Marktführer unter den Mün-
chner Banken im Privatkunden-
bereich bietet mit 91 Geschäfts-
stellen, 36 SB-Servicestellen so-
wie Betreuungs- und Kompe-
tenzCentern das dichteste Filial-
netz aller Kreditinstitute im
Stadtgebiet. Mit ihren Partnern
aus der Sparkassen- Finanzgrup-
pe, dem größten Finanzverbund
Deutschlands, verfügt sie über
das gesamte Spektrum von Fi-
nanzdienstleistungen, Anlage-
möglichkeiten und Finanzie-
rungsformen. Mit rund 845.000
Kunden und einer Bilanzsum-
me von 13,4 Milliarden Euro ist
die Stadtsparkasse München die
größte bayerische und siebtgröß-
te deutsche Sparkasse (Stand
31.12.2004). O
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Leichte Besserung auf dem
Wohnimmobilienmarkt

Jahrespressekonferenz der bayerischen Sparkassen und der Bayerischen
Landesbausparkasse - Regionale Preisschere öffnet sich weiter

München. Nach dem Wegfall der Eigenheimzulage befindet sich
der Markt für Wohnimmobilien in einer Phase der grundsätzli-
chen Neuorientierung. Auf der Jahrespressekonferenz der
bayerischen Sparkassen und der Bayerischen Landesbauspar-
kasse über diesen Wirtschaftsbereich sagte Franz Wirnhier,
Sprecher der LBS-Geschäftsleitung, der Trend zu neuen Eng-
pässen auf dem Wohnungsmarkt könne nur aufgehalten wer-
den, wenn die Konjunktur anspringe und die Bürger sich weni-
ger Sorgen um ihren Arbeitsplatz machten. Die Politik könne
dazu vor allem durch Berechenbarkeit beitragen.

Verlässliche gesetzliche Rah-
menbedingungen für Selbstnut-
zer und Kapitalanleger sind laut
Wirnhier bitter nötig angesichts
der Tiefstände des Wohnungs-
baus. Mit 42.032 Wohnungen
seien 2005 in Bayern 18,5 Pro-
zent weniger als 2004 fertigge-
stellt worden, der niedrigste Wert
seit Jahrzehnten. Die Zahl der
bezugsfertig gewordenen Einfa-
milienhäuser verringerte sich um
17 Prozent auf 21.833, die der
Wohnungen in Zweifamilien-
häusern um 16,1 Prozent auf
5694. In Mehrfamilienhäusern
entstanden 14.505 Wohneinhei-
ten, ein Minus von 21,6 Prozent.
Das Bayerische Innenministeri-
um habe aber einen Bedarf von

60.000 neuen Wohnungen pro-
gnostiziert. Das Forschungsinsti-
tut Empirica habe in einer aktu-
ellen Studie für die LBS ermit-

nungsbau, rutsche weiter in den
Keller.

Sehr positiv wertete Wirnhier
die Absicht der neuen Bundes-
regierung, das selbst genutzte
Wohneigentum ab Januar 2007
in die geförderte Altersvorsorge
zu integrieren. Das Vorhaben
werde von den deutschen Bau-
sparkassen aktiv begleitet. Wirn-
hier erläuterte ihren Vorschlag,
wonach künftig Erwerber von
Wohneigentum in der Zeit der
Finanzierung für ihre Zins- und
Tilgungsleistungen 80 Prozent
der bisherigen Altersvorsorgezu-
lage bekommen sollen. Eine Fa-
milie mit zwei Kindern erhielte
demnach ab 2008 eine jährliche
Zulage von 542 Euro. Der Ab-
schlag von 20 Prozent bei der
Riester-Zulage sei ein angemes-
sener Ausgleich dafür, dass kei-
ne nachgelagerte Besteuerung
stattfinden soll.

Nach Werner NetzeI, Vizeprä-
sident des Sparkassenverbandes
Bayern, haben die bayerischen
Sparkassen 2005 bei den Kredi-
ten für den Wohnungsbau um

2,5 Prozent zugelegt. Mit einem
um 0,4 Prozentpunkte auf 24,8
Prozent erhöhten Marktanteil
nähmen die bayerischen Spar-
kassen an der Finanzierung des
Wohnungsbaus weiterhin eine
führende Position ein.

Spürbare Steigerungen hätten
sich ebenfalls bei der Weiterlei-
tung von Mitteln der KfW-För-
derbank ergeben. Bei den Darle-
henszusagen verzeichneten die
Sparkassen in Bayern 2005 einen
überdurchschnittlichen Zuwachs.
Die Vergabe von Wohnungsbau-
krediten ist um knapp 20 Prozent
gestiegen, die Darlehensauszah-
lungen um sechs Prozent, „Zah-
len, die einen positiven Markt-
trend erkennen lassen“.

Historisch niedrige Zinsen und
günstige Preise haben viele Kun-
den zum Kauf von Immobilien
genutzt, so Oliver Gerstner, Ge-
schäftsführer der Sparkassenei-
genen Immobiliengesellschaft,
dem größten Makler-Unterneh-
men Bayerns. Der Wegfall der
Eigenheimzulage habe vor allem
auf dem Gebrauchtimmobilien-
markt zu Vorzieheffekten ge-
führt. Insgesamt lag das Volu-
men der Transaktionen am
bayerischen Immobilienmarkt
mit 24 Milliarden Euro um 1,8
Prozent knapp unter dem Vorjah-
resniveau. Gehandelt wurden zu
82 Prozent gebrauchte Objekte.
Die Interessenten wollen die
Wohnungen auch selbst bezie-
hen. Gefragt waren große Eigen-
tumswohnungen und Häuser.
Kleinere Wohnungen außerhalb
der Ballungszentren und in Städ-
ten ohne Hochschulen seien
schwer verkäuflich. Hier öffne
sich die Preisschere immer wei-
ter. Koste ein gebrauchtes Einfa-
milienhaus in München, Gar-
misch- Partenkirchen oder im
Tegernseer Tal bis zu einer Mil-
lion Euro, sei es in Wunsiedel,
Freyung oder Sulzbach für kaum
mehr als 200 000 Euro zu haben.
Gerstner führt diese wachsende
Preisschere der Regionen darauf
zurück, dass junge, berufstätige
Menschen strukturschwache Re-
gionen verlassen und in prospe-
rierende Ballungsräume wan-
dern. Indiz dafür ist, dass die Im-
mobilienumsätze entlang der
Ostgrenze Bayerns anders als im
übrigen Freistaat zugenommen
haben, also Objekte verkauft
wurden. Mit 9,25 Prozent hat
Oberfranken inklusive der ge-
werblichen Umsätze den höch-
sten Zuwachs. In seinem Aus-
blick auf 2006 verwies Gerstner
noch auf die geplante Höherbe-
wertung von Immobilien bei
der Erbschafts- und Schen-
kungssteuer sowie auf die avi-
sierte Mehrwertsteuererhöhung
im nächsten Jahr, die sich für Im-
mobilienverkäufer bemerkbar
machen werde. E. Scholl

Positionspapier zum Thema Stadtumbau:

Starke Partnerschaft für
Zukunft der Städte

Die Städte in Deutschland, auch in wachsenden Regionen, ste-
hen auf Grund des sozialökonomischen und demografischen
Wandels vor großen Herausforderungen. In einem gemeinsa-
men Positionspapier haben sich Deutscher Städtetag (DST),
GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen e.V., Arbeitsgemeinschaft für Wärme und Heiz-
kraftwirtschaft e.V. (AGFW) beim Verband der Elektrizitäts-
wirtschaft e.V. (VDEW), Bundesverband der deutschen Gas-
und Wasserwirtschaft e.V. (BGW) sowie der Verband kommu-
naler Unternehmen e.V. (VKU) des Themas Stadtumbau ange-
nommen und Vorschläge zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit
der Städte gemacht.

Dabei handelt es sich laut Pa-
pier nicht nur um eine Aufga-
be der Kommunen und der Woh-
nungs- und Versorgungswirt-
schaft, sondern um eine Gesamt-
herausforderung für Staat, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft. Nur
durch eine strategische Allianz
zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden, den beteiligten Un-
ternehmen vor Ort und den Bür-
gern könne diese Aufgabe in ge-
meinsamer Verantwortung ge-
meistert werden. Alle Verant-
wortlichen in Politik und Wirt-
schaft werden daher zur Koope-
ration und einer partnerschaftli-
chen Beteiligung am Stadtum-
bau aufgerufen.

Notwendige
Strukturanpassung

Mit Fortschreiten des Stadtum-
baus wird zunehmend deutlich,
dass nicht nur die Beseitigung
des Wohnungsleerstandes, son-
dern insbesondere auch die
Strukturanpassung der Anlagen
und Einrichtungen der techni-
schen Infrastruktur an den sin-
kenden Bedarf eine Aufgabe von
erheblicher wirtschaftlicher Di-
mension ist. Die Betreiber der In-
frastruktureinrichtungen der Ver-
und Entsorgung fordern daher ei-
ne stärkere Einbeziehung in die
Planung des Stadtumbaus und ei-
ne angemessene Förderung der
von ihnen zu bewältigenden
technischen Maßnahmen.

Die Rahmenbedingungen für
den Stadtumbau und die gemein-
samen Anstrengungen der daran
beteiligten Partner müssen - und
darüber sind sich DST, GdW,
AGFW, BGW und VKU einig -
darauf abzielen,
` die Attraktivität der Städte für
die Menschen zu steigern;
` die Zersiedelungsprozesse und

die damit einhergehende Stadt-
flucht zu stoppen;
` die weiter in den Stadtumbau-
gebieten dringend erforderli-
chen Rückbau- undAufwertungs-
maßnahmen zu beschleunigen;
` die Trinkwasserver- und Ab-
wasserentsorgung als Kernauf-
gabe öffentlicher Daseinsvorsor-
ge flächendeckend auf einem
qualitativ hohen Niveau zu er-
halten;
` die zentrale Fern- und Nah-
wärmeversorgung auf Basis der
umweltfreundlichen Kraft-Wär-
me-Kopplung in den vom Rück-
bau betroffenen Wohngebieten
möglichst zu erhalten;
` die Belastungen aus dem er-
forderlichen Rückbau auf ein für
die Wohnungsunternehmen und
die Ver- und Entsorgungswirt-
schaft wirtschaftlich vertretbares
Niveau zu begrenzen und
` die notwendigen Anpas-
sungsmaßnahmen im Rahmen
des Stadtumbaus nicht zu einem
zusätzlichen Wettbewerbsnach-
teil für die betroffenen Städte
und Regionen werden zu lassen.

Um die anstehenden Aufgaben
zu erfüllen, werden folgende
Vorschläge unterbreitet:
1. Fortschreibung der Stadtent-
wicklungskonzepte unter Mit-
wirkung aller wesentlichen Ak-
teure;
2. Kooperation zwischen Woh-
nungsunternehmen und Betrei-
bern der technischen Infrastruk-
tur;
3. Gewährleistung der Sicherheit
der Ver- und Entsorgung durch
wirtschaftlich tragbare und ge-
sellschaftlich akzeptierte Lösun-
gen.

Städte, Wohnungsunterneh-
men sowie Ver- und Entsor-
gungswirtschaft wollen den
Stadtumbau, der nicht nur in
Ostdeutschland, sondern auch in

vielen Regionen Westdeutsch-
lands eine große Herausforde-
rung darstellt, auch künftig ver-
antwortlich mitgestalten. Der
Abriss der dauerhaft nicht mehr
benötigten Wohnungen und die
Anpassung der Anlagen und
Einrichtungen insbesondere der
technischen Infrastruktur seien
jedoch ohne die Mithilfe der öf-
fentlichen Hand nicht zu realisie-
ren, heißt es in dem Papier.

Der Rückbau bzw. die Anpas-
sung der technischen Infrastruk-
tur, die auch die Anlagenbetriebe
umfasst, sei aus den Mitteln, die
im Rahmen der derzeitigen
Stadtumbauprogramme zur Ver-
fügung gestellt werden, nicht fi-
nanzierbar. Sollten keine zusätz-
lichen Fördermittel zur Verfü-
gung gestellt werden, wären er-
hebliche Preisanhebungen der
Ver- und Entsorger unvermeid-
lich. Bestehende Standortnach-
teile für Einwohner und Wirt-
schaft würden sich weiter ver-
schärfen. DK

Die Konzeptstudie einer Kuppelkonstruktion. OO

Problemfall Sporthallen:

Müssen wir umdenken?
Konstruktion und Statik erfüllen derzeit bei vielen Hallen
nicht die notwendige Sicherheit, sodass vorsorglich - nach dem
tragischen Ereignis in Bad Reichenhall - allein in der Stadt
München 380 Hallen auf Anweisung der Behörden vorüberge-
hend geschlossen wurden.

Die Planungsgruppe für Sport-
anlagen in München beschäftigt
sich seit vielen Jahren mit der
Konstruktion und Sanierung von
Sporthallen mit dem Ziel, kos-
tengünstige Hallenkonzeptionen
zu entwickeln, die allen funktio-
nellen, technischen, statischen
und wirtschaftlichen Anforde-
rungen entsprechen.

Sowohl beim Neubau als auch
bei der Modernisierung von
Sporthallen sind bei der Planung
folgende Maßnahmen zu beach-
ten: Die gesamte Gebäudehülle
sollte sich durch hohe Fugen-
dichtheit auszeichnen, verstärk-
te Wärmedämmung der wärme-
übertragenden Bauteile, wärme-
brückenfreie Verbindungen, ef-
fektive Heizungssysteme so-
wie hocheffiziente Anlagen der
Wärmerückgewinnung sind die
Grundlagen für die Errichtung
und den Betrieb umweltgerechter
und moderner Sportstätten.

Halbkugelhalle
in Holzbauweise

Exemplarisch bietet sich in
idealer Weise eine Halbkugelhal-
le in Holzbauweise an, die mit
moderner Technik ausgestattet,
alle vorgenannten Voraussetzun-
gen erfüllt.

Am Beispiel einer Eishalle
können die wesentlichen Vortei-
le aufgezeigt werden:
` Wartungsfreie Holzbinder-
konstruktion, die durch die Kup-
pelform in der Lage ist hohe
Dachlasten aufzunehmen. Bei
einer Standard-Eisfläche von 30
x 60 m bietet sich eine Kuppel-
form mit 80 m Durchmesser
und einer Höhe von ca. 20 m an.

Schnee und Regen werden un-
gehindert zum Boden abgeleitet
und können von dort problem-
los abtransportiert bzw. abgelei-
tet werden.
` Die Kuppelform bietet neben
der Nutzung von Solarzellen,
großflächige Werbeflächen für
Sponsoren sowie gestalterische
Möglichkeiten für transparente
Lichteffekte bzw. farbliche Ge-
staltung der Dachaußenfläche.
` Durch die flexible Grund-
konzeption in Modulbauweise
der Technik für Kälte, Heizung,
Lüftung und Entfeuchtung, mit
Anpassung an alle Betriebsver-
hältnisse, Einsatz von Wär-
merückgewinnungssystemen
und Energiemanagement zur
Optimierung von Nutzerverhal-
ten und Technikbetrieb, wird ei-
ne große Betriebswirtschaftlich-
keit erzielt.
` Diese Hallenkonzeption kann
durch entsprechende Anpassung
als Sporthalle, Hallenbad, Reit-
halle oder für weitere Anwen-
dungsbereiche kostengünstig
erstellt werden. Erweiterungs-
möglichkeiten bietet die Kon-
zeption auch durch zwei oder
drei ineinandergehende Halbku-
geln.

Ein Beispiel, das neben ande-
ren möglichen Lösungen, hin-
sichtlich Betriebssicherheit, Funk-
tion und als technisch gepräg-
tes Bauelement, mit wirtschaft-
lich vertretbaren Investitions-
und Betriebskosten - auch unter
Berücksichtigung umweltrele-
vanter Gesichtspunkte - eine rea-
listische Zukunftslösung im
Sporthallenbau aufzeigt.
Näheres unter info@psb-pla-
nung.de, www.psb-planung.de

telt, dass bis 2015 jährlich min-
destens 55.000 neue Wohnungen
in Bayern benötigt werden. Auch
für 2006 sei keine Besserung in
Sicht. Die Zahl der Baugenehmi-
gungen, Indikator für den Woh-
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Bayerischer Bauindustrieverband:

Nachhaltigkeit erfordert
zusätzliches Bauen

„Deutschland verstößt mit seinem geringen Bauvolumen ekla-
tant gegen das Nachhaltigkeitsgebot.“ stellte Prof. Bauer, Prä-
sident des Bayerischen Bauindustrieverbandes, in seiner Rede
bei der Mitgliederversammlung des Verbandes in München
fest. Nachhaltigkeit und Bauen gehörten eng zusammen, viel
enger als gemeinhin in der Öffentlichkeit wahrgenommen, so
Bauer. Nachhaltigkeit heißt, unser Land so zu entwickeln, dass
unsere Kinder und Enkelkinder mindestens ebenso gut leben
können wie wir heute. „Die ererbte Bausubstanz zu bewahren,
sie leistungsfähig zu erhalten und für den künftigen Bedarf
auszubauen ist ohne eine leistungsfähige Bauindustrie nicht
möglich,“ so Bauer.

Einen Hauptgrund für den
Verstoß gegen das Nachhaltig-
keitsgebot sieht Bauer im staat-
lichen Rechnungswesen: „Weil
der Staat den Wert seines Real-
vermögens und dessen jährliche
Wertentwicklung nicht kennt,
merkt er nicht, welche Sünde er
begeht.“

Nicht zu investieren, nicht
zu bauen, verbessere den Saldo
in der Kameralistik, verursa-
che aber im wahren Leben Fol-
gekosten und ein Verschieben
von Lasten in die Zukunft. Die
Forderung Bauers: „Wir brau-
chen ein modernes, aussage-
kräftiges Rechnungswesen. Nur
so können wir das Ziel Nach-
haltigkeit in der Zukunft bes-
ser verwirklichen.“

Gewaltige Leistung

Bayern habe mit seinem aus-
geglichenen Staatshaushalt eine
gewaltige Nachhaltigkeitslei-
stung vollbracht. Doch die Ver-
waltungsreform in Bayern ist
für Bauer erst mit einem lei-
stungsfähigen staatlichen Rech-
nungswesen komplett. Der Prä-
sident betonte, dass Bayern ei-
nes der wenigen Bundesländer
mit positivem Eigenkapital sei,
es müsse sich also vor einer

Umstellung nicht fürchten wie
andere Bundesländer.

Gerechtes Steuersystem

Für Bauer fängt Nachhaltig-
keit bei Steuern und dem Steu-
ersystem an. „Wir brauchen ein
faires, einfaches und damit ge-
rechtes Steuersystem,“ fordert
er. Prof. Kirchhof habe mit
seinem verunglückten Wahl-
kampfauftritt immerhin be-
wirkt, dass über etwas diskutiert
wurde, was in anderen Ländern
bereits bestens funktioniert: Ein
Steuersystem mit einem Ein-
heitssteuersatz - dennoch keine
Einheitsbesteuerung! Das Mo-
dell, das der Bayerische Bauin-
dustrieverband gemeinsam mit
der vbw entwickelt hat, habe
den Vorzug, dass es den einheit-
lichen Steuersatz durch ein Sy-
stem von Freibeträgen ergänze,
die sozialen Elemente unserer
Wirtschaftsordnung und die fa-
milienpolitischen Aspekte bein-
halte. Bauer: „Ein solches Sy-
stem ist einfach und transpa-
rent:“

Verkehrsinfrastruktur

Nachhaltigkeit erfordere auch
ein Umdenken bei der Ver-

kehrsinfrastruktur. Ein Investiti-
onsgut müsse als solches behan-
delt werden, nicht als Konsum-
gut, das man verbraucht. „Aber
genau diese Sünde begehen wir
in Deutschland mit dem bedeu-
tendsten Teil unseres Volksver-
mögens, unserer Verkehrsinfra-
struktur, insbesondere unserem
einst so gerühmten Autobahn-
netz.“ Die Lösung sieht Bauer
in Deutschen Autobahn AGs:
Kapitalmarktfähige Gesell-
schaften, die - nach Vorbild der
österreichischen ASFINAG -
Teilstrecken selbstständig be-
treiben und sich über Gebühren
ihrer Nutzer finanzieren.

Fehlender Transrapid

Moderne Konzepte und mo-
derne Verkehrsmittel fordert
Bauer auch für den schienenge-
bundenen Verkehr. „In Bayern
fehlt uns der Transrapid vom
Hauptbahnhof zum Flughafen:
Als effiziente Verbindung zwi-
schen dem Hauptbahnhof Mün-
chen und dem Münchner Flug-
hafen und als Leuchtturmpro-
jekt, als Werbung für den Stan-
dort Bayern.“

B 20 im Visier

Bauer forderte zudem die
Aufnahme der B20 in das
bayerische Landesentwicklungs-
programm. Diese Bundesstraße
könnte Teil einer leistungsfähi-
gen Fernverkehrsader vom Che-
miedreieck über Straubing,

Cham, Pilsen und Prag bis ins
Baltikum sein und so eine lei-
stungsfähige Quertraverse her-
stellen. Damit könnte sie eine
den Superstradas in Italien ähn-
liche Funktion übernehmen:
Verbindung der Regionen mit
dem Autobahnsystem.“ Bayern
müsse die Chancen der EU-
Osterweiterung und damit seine
zentrale Lage in der erweiterten
EU nutzen.

Auch die Donau könnte die
Verkehrsleistung einer gut aus-
gebauten Autobahn erbringen,
wenn sie zwischen Vilshofen
und Straubing endlich ausge-
baut wäre.

Zukunftsthema PPP

PPP - Public Private Partner-
ship - nannte Bauer als wichtig-
stes Zukunftsthema. „Deutsch-
land hinkt da im internationalen
Vergleich hinterher und in
Deutschland hinkt leider Bay-
ern hinterher. Alle sehen nur Ri-
siken und Bedenken.“ Dabei
bestünden nicht echte Proble-
me, sondern nur Vorbehalte, vor
allem der Kommunen, die PPP
gegenüberstehen. Um Kommu-
nen Hilfestellung bei konkreten
Problemen zu bieten, wurde un-
ter Federführung der Bayeri-
schen Bauindustrie ein dreiteili-
ger PPP-Leitfaden erstellt, wo-
von zwei Teile bereits erschie-
nen sind.

In seinen Schlussworten be-
tonte der Präsident noch einmal
das Jahresmotto „Bauen ist
Nachhaltigkeit“. „ Als Branche
können wir die Voraussetzun-
gen dafür schaffen, dass wir un-
sere Leistungen hochwertig und
kosteneffizient erbringen. Wir
können und müssen aber an-
mahnen, dass sie von uns dann
auch abgefordert werden.“ O

Nachhaltige bauliche Hochwasservorsorge:

Besser als nachträgliches
Krisenmanagement

„Hochwasserschutz ist gebaute Zukunftsvorsorge und da-
mit eine Kernaufgabe der Bauindustrie,“ so Gerhard Hess,
Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Baudindustriever-
bandes. „Doch wenn diese Erkenntnis erst reift, wenn
Flora und Fauna einschließlich Teilen der darauf errichte-
ten Gebäude unter Wasser stehen, dann ist es zu spät.
Hochwasserschutz muss präventiv erfolgen, er ist ein
Schönwetterthema.“ Diese strategische Ausrichtung der
Politik findet aber zu wenig statt, so Hess.

Wieder stehen einige Regionen Deutschlands unter Wasser.
Dies legt auch die Versäumnisse der letzten Jahre offen: Erfor-
derliche Investitionen in den präventiven Hochwasserschutz
blieben weitgehend aus. Hochwasser gab es schon immer und
wird es auch in Zukunft geben. Ihre Folgen sind immens, doch
werden zu selten die Konsequenzen daraus gezogen: Obwohl
die Flut 2002 allein an Versicherungsleistungen mehr als 847
Mio. Euro nach sich zog, hat ein nachhaltiger Hochwasserschutz
noch immer nicht Priorität. Stattdessen sieht die Politik häufig
ihre Aufgabe nur darin, publikumswirksames Krisenmanage-
ment zu betreiben. Das aber reicht nicht aus.

Beispiele für richtiges Handeln gibt es: Wie erfolgreich Vor-
ausdenken und die Investition in Zukunftsvorsorge sein kön-
nen, beweist der Sylvensteinspeicher in Bayern: Er schützt die
Landeshauptstadt München und andere Orte an der Isar effek-
tiv vor ihren Fluten. Hochwasserschutz ist teuer, aber auf Dau-
er lohnend.

Plädoyer für abgesicherte Mindestinvestitionsquote

Für Hess ist dessen oftmaliges Unterlassen auch ein Ausweis
der Wertorientierung unserer Gesellschaft: Konsum hat zu häu-
fig Vorrang vor Investitionen. Und dies drückt sich unüberseh-
bar in der Investitionshaltung der Öffentlichen Hand aus. „Eine
Investitionsquote des Bundes von 8,8 Prozent genügt eben bei
weitem nicht für die Lösung unserer Zukunftsaufgaben,“ so
Hess. Damit mehr Zukunftsvorsorge und damit auch mehr vor-
beugender Hochwasserschutz möglich werden, fordert er: „Wir
brauchen eine gesetzlich abgesicherte Mindestinvestitionsquote
von 15 Prozent in allen öffentlichen Haushalten - vom Bund
über die Länder bis in die Kommunen.“

Insbesondere ist Hochwasserschutz Sache der Bauingenieure.
Hess: „Sie wissen, wie man mit den Kräften der Natur arbeitet,
sie wissen, wie man sie lenkt - anstatt sich erfolglos dagegen zu
stellen. In diesem Sinne sind unsere Bauingenieure echte Ex-
perten für Natur und Umwelt.“ Nachdrücklich plädiert Hess
für rechtzeitiges Handeln: „Nach der Flut ist vor der Flut.“ O

Der Eggelhof in Achsheim, Landkreis Augsburg. OO

Bezirk Schwaben:

Denkmalpreis für
Sanierung des Eggelhofs

Der Denkmalpreis des Bezirks Schwaben in Höhe von 10.000
Euro geht heuer an Hans-Peter Reerink und Dr. Christiane
Reerink für die vorbildliche Sanierung und Reaktivierung des
Eggelhofs in Achsheim (Gemeinde Langweid, Landkreis Augs-
burg). Dies beschloss der Kulturausschuss des Bezirks Schwa-
ben in seiner jüngsten Sitzung.

Der Einzelhof wird urkund-
lich bereits im 12. Jahrhundert
erwähnt und war bis zur Säkula-
risation im Besitz des Augsbur-
ger Domkapitels. „Er bildet mit
seiner Kapelle zur schmerzhaf-
ten Mutter Gottes ein herausra-
gendes, landschaftsprägendes
Denkmal“, so Bezirksheimat-
pfleger Dr. Peter Fassl.

Während die Kapelle in den
letzten Jahren saniert wurde, war
der Hof mit dem markanten
Schweifgiebel in einem schlech-
ten Erhaltungszustand. „Durch
das außergewöhnliche finanziel-
le Engagement der Eigentümer
konnte der Hof auf denkmalpfle-
gerisch sorgfältigste Weise saniert
werden“, betont Fassl. Große Tei-
le der barocken Ausstattung wie
die Kassettendecke, die Stuck-
decke und ein Flez mit Solnhofer
Platten wurden nun bei der Sanie-
rung durch die Reerinks erhal-
ten, die aufwändige Fassaden-
gestaltung vorzüglich rekon-

struiert. Durch die teilweise
Entfernung späterer Einbauten
sei zudem wieder die ursprüng-
liche Grundrisskonzeption wie-
der erlebbar geworden. Gelun-
gene neue Anbauten für einen
Stall und eine Reithalle vervoll-
ständigten die Hofanlage, seien
aber in Rücksicht auf das Denk-
mal zurückhaltend gestaltet.

Bezirkstagspräsident Jürgen
Reichert begrüßte bei der Sit-
zung, dass der Erhalt des Denk-
mals und die zeitgemäße Nut-
zung Hand in Hand gehen. Die
beiden Sonderpreise für 2005 mit
jeweils 5000 Euro gehen an die
Lebenshilfe Donau-Ries, die ei-
nes der ältesten Gebäude in Nörd-
lingen saniert hatte, das zugleich
auch Geburtshaus von Fußball-
star Gerd Müller ist, sowie an die
Augsburger Roman Gruber und
Waltraud Baeuerle-Gruber für die
Sanierung des Wohn- und Ge-
schäftsgebäudes Wolframstraße 3
in der Fuggerstadt. O

Wasserwirtschaft:

Kommunen unterstützen
E.ON Bayern-Tochter Südwasser

stellte sich Bürgermeistern vor

Bürgermeister und Kommunal-Vertreter aus über 30
Städten und Gemeinden in Südostbayern trafen sich auf
Einladung von E.ON Bayern im Rathaus Freilassing zum
Erfahrungs- und Informationsaustausch über die Trink-
wasserversorgung und die Abwasserentsorgung. E.ON
Bayern-Generalbevollmächtigter Max Binder begrüßte
die Gäste und die Fachreferenten der Tochtergesellschaft
Südwasser, die für 33 bayerische Kommunen Dienstlei-
stungen im Bereich von Abwasser- und Trinkwasseranla-
gen erbringt.

Binder betonte in seinem Grußwort die langjährige Partner-
schaft des Unternehmens mit den bayerischen Gemeinden in
allen Fragen der Energieversorgung. Neben dem Strombereich
würden die Gasaktivitäten ständig erweitert, die Südwasser
verstärke das Angebot um Service- und Dienstleistungsange-
bote für den Wasser- und Abwassersektor. Zusammen mit dem
leistungsfähigen Partner Südwasser könnten Kommunen Syn-
ergieeffekte sinnvoll nutzen und auch in Zukunft den Bürgern
Wasser in bester Qualität liefern und die Abwasserentsorgung
auf einem technisch hohen Niveau sicherstellen - ohne den
Einfluss zu verlieren. Dies stärke langfristig die Selbstständig-
keit kleiner und mittlerer Gemeinden in diesem Bereich.

Gebündelte Erfahrung im Kompetenz-Center

Die in den vergangenen Jahren gesammelten Erfahrungen in
der Wasserwirtschaft habe E.ON Bayern im Tochterunterneh-
men Südwasser als Kompetenz-Center gebündelt, erläuterte
Geschäftsführer Johannes Schneider. Es entstand ein Unter-
nehmen, das seinen Kunden bayernweit für verschiedene, auf
den jeweiligen Anwendungsfall zugeschnittene Formen der
Zusammenarbeit zur Verfügung steht. Südwasser verfügt ne-
ben einer modernen technischen Ausstattung über ein Team
fachkundiger Mitarbeiter, von Facharbeitern bis zu Ingenieu-
ren. Die Palette der Dienstleistungen reicht von der Betriebs-
unterstützung über die Betriebsführung bis hin zum Bau und
Betrieb von Trinkwasserversorgungs- und Abwasserentsor-
gungsanlagen in Form von Kooperations- oder Betreibermo-
dellen. Stets, so Schneider, würden in intensiven Gesprächen
mit den Kommunen maßgeschneiderte individuelle Lösungen
gesucht.

Erfahrungen aus der Praxis

Roland Schnaitmann, zuständiger Kommunalbetreuer für
diese Region, informierte über die Themenfelder Energie aus
Biomasse, Straßenbeleuchtung sowie Wärmepumpen-Hei-
zung und gab Hinweise und Tipps, wie der Energieverbrauch
in kommunalen Liegenschaften optimiert werden kann.

Der Eggstätter Bürgermeister Stefan Beer berichtete über
seine Erfahrungen aus der Praxis mit der Zusammenarbeit
zwischen Gemeinde und Südwasser. In einer angeregten Dis-
kussion tauschten die Teilnehmer dann noch Meinungen und
Ansichten aus. O

Am Bleichweiher in Neustadt/Aisch:

Richtfest für 15 neue
Wohneinheiten

Der Baufortschritt der drei Mehrfamilienhäuser am Neustäd-
ter Bleichweiher ist unübersehbar. Die impleaPlus GmbH, ein
Unternehmen der N-ERGIE Aktiengesellschaft und der wbg
Nürnberg GmbH, errichtet derzeit auf dem ehemaligen Stadt-
werkegelände drei Wohngebäude. Die Rohbauarbeiten began-
nen auf dem rund 1.500 Quadratmeter großen Grundstück im
November 2005.

Die 15 Wohneinheiten haben
eine Gesamtwohnfläche von
1.350 Quadratmetern und cirka
500 Quadratmeter Nutzfläche.
Sechs integrierte Garagenstell-
plätze sowie 10 Stellplätze im
Carport und vier offene Stell-
plätze wurden in das Ensemble
eingeplant.

Harmonisches Einfügen
in den Altstadtkern

Die Wohngebäude entlang
der historischen Stadtmauer am
Bleichweiher fügen sich unter
Berücksichtigung der Vorgaben
der Stadt Neustadt/Aisch und
dem Landesamt für Denkmal-
pflege harmonisch in den Alt-
stadtkern ein.

Viermonatige Bauzeit

Vier Monate nach Baubeginn
sind die Rohbauarbeiten für die
zwei, drei und vier Zimmer-
Wohnungen mit Wohnflächen
zwischen 75 und 130 Quadrat-
meter abgeschlossen. Auf
Grund der zentralen Lage sind
die hochwertigen Neubauten

fußläufig bestens an die Innen-
stadt angebunden und damit
hervorragend geeignet, sowohl
für junge Familien als auch Se-
nioren.

Die Attraktivität der Bebau-
ung wird auch durch das grosse
Käuferinteresse unterstrichen,
bereits 9 der 15 Wohnungen
sind verkauft. Die Wohnungen
können von behinderten Men-
schen ohne besondere Er-
schwernis und grundsätzlich
ohne fremde Hilfe genutzt wer-
den.

Für Jung und Alt

Jede Wohneinheit hat eine
Terrasse oder einen Balkon und
zwei Neubauten verfügen über
einen Aufzug und sind somit
barrierefrei erschlossen. „Mit
dieser hochwertigen Bebauung
entlang der Stadtmauer am
Bleichweiher haben wir der ex-
zellenten Innenstadtlage Rech-
nung getragen, in der sich Jung
und Alt wohlfühlen wird.“ so
Gerd Schmiedehausen, Ge-
schäftsführer der impleaPlus
GmbH. O
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Fendt-Kommunaltour 2006:

Große Leistung für alle Fälle
Komplettes Programm im Gebirgseinsatz

In Lofer, auf der Hebalm und in Ötscher zeigte der bekannte
Traktorenhersteller Fendt im März seine Spitzenprodukte für
multifunktionellen Einsatz während des ganzen Jahres. Der
Schwerpunkt der Veranstaltungen lag auf dem Thema Winter-
dienst. In den Bergen lag noch tiefer Schnee. Aber die rund 250
Besucher, die jeder Event zu verzeichnen hatte, machten sich
natürlich bereits Gedanken über die Aufgaben, die die kom-
mende Sommersaison mit sich bringt.

Große Leistung auf kleiner
Spur bewies beispielsweise
während der Fendt-Kommu-
naltour der Schmalspurschlep-
per Fendt 207 VAK. Mit seiner

Frässchleuder zeigte er ein-
drucksvoll welche Schnee-
mengen sich mit diesem kom-
pakten Kommunaltraktor be-
wegen lassen.

412 Vario mit Trommelfräse

Der Fendt 412 Vario wühlte
sich in Lofer unaufhaltsam und
stufenlos durch die Schneemas-
sen. Als besonderen Vorteil wür-
digten die Besucher das Fendt-
Variogetriebe: Stets maximaler
Durchsatz beim Fräsen - ohne
weiteres Zutun des Fahrers. So
wird jede der 128 Pferdestärken
optimal eingesetzt. Die Halbrah-
menbauweise erlaubt darüber
hinaus den Anbau von Schnee-
pflügen bis 3 m Scharbreite di-
rekt an der Anbauplatte ohne zu-
sätzliche Verstärkung.

Schneller Gerätewechsel

Schneller Gerätewechsel -

saubere Umwelt. Mit diesen
Schlagworten lässt sich der auf
der Hebalm gezeigte Fendt 716
Vario beschreiben. Dank robu-
stem Schneepflug-Anbaukon-
zept über Schubrahmen und der
hydraulischen Vorderachsfede-
rung lässt sich der Wechsel von
Schneepflug auf Frontlader in
kürzester Zeit erledigen. Der op-
tionale Dieselpartikelfilter sorgt
dafür, dass die 175 PS Ihren Bei-
trag zum Umweltschutz leisten.

Welche Schneeberge sich mit
310 stufenlosen PS versetzen
lassen demonstrierte der Fendt
930 Vario mit einer Frässchleu-
der den interessierten Besuchern
in Ötscher. Mit der ab Werk er-
hältlichen Rückfahreinrichtung
und dem Vario-Getriebe zeigte
der stärkste Traktor aus dem
Hause Fendt sein Können.

128 Fendt-PS wühlten sich
stufenlos und unaufhaltsam
durch den Schnee. Ein Fendt 412
Vario mit einer Fräse im Front
und einem Dreipunktstreuer im
Heck am Ötscher.

Spitzenmodell

Das Spitzenmodell von Fendt,
der 930 Vario mit einer Maxi-
malleistung von 310 PS im Ein-
satz am Phyrn. O936 Vario mit Frässchleuder in Ötscher. O

Im Sommer- wie im Wintereinsatz bewährt: Der Fendt 200 V kommunal mit Amazone Mäher.

Innovative Technologien im Raupenbau realisiert:

Stärkster Traktor weltweit
MT 875 B - ein gigantisches Flaggschiff mit 600 PS

Zur Agritechnica 2005 in Hannover präsentierte Challenger
erstmals die neu entwickelte B-Serie der MT 800 Raupenschlep-
per. Markantestes Kennzeichen: eine komplett neue Motorenge-
neration von Caterpillar mit der ACERTTM-Technologie.

Aus dem Programm der Chal-
lenger-Raupentraktoren wurden
vier Modelle der erfolgreichen
Baureihe MT 700 und fünf Mo-
delle der neuen Baureihe MT
800 B vorgestellt. Als weltweit
einzige Raupentraktoren verfü-

insgesamt vier Hauptsysteme
des Motors: die Luftzuführung
(Air-Management-System), die
Kraftstoffzuführung (HEUI-
Kraftstoffanlage), die Elektro-
nik (CAT(r) Elektronik ADEM
4) und das Abgas-Aufberei-

bot an Optionalausstattungen
wurde ebenfalls erweitert; für die
Challenger-Raupen sind jetzt
beispielsweise auch Aktivkohle-
Kabinenfilter und Sonnenblen-
den für die Seitenscheiben er-
hältlich.

Neue Software

Die Raupen der B-Serie haben
eine neue Software erhalten, die
zur Optimierung der Maschi-
nenauslastung wesentlich wei-
terentwickelt wurde. Die MT
875 B Raupe ist zusätzlich mit
der Anlagenschutzsoftware MS-
PS (Machine System Protect
Software) ausgerüstet worden.
Sie sendet Warnmeldungen aus,
wenn bei Geschwindigkeiten un-
ter 6 km/h mit hoher Belastung
gearbeitet wird. Ändern sich die
Lastbedingungen nicht, wird die
Motorleistung verringert, so dass
auch bei härtesten Anforderun-
gen keinerlei Gefahren für die
Antriebseinheit bestehen.

Die Maschinen der neuen B-
Serie verfügen darüber hinaus
über all die Technologien, die
sich bereits bei den bisherigen
Challenger-Modellen im harten
Alltagseinsatz hervorragend be-
währt haben: zum Beispiel die
Fahrwerksfederung Opti-Ri-
deTM und die Laufbandvor-
spannung Mobil-TracTM-Sys-
tem. Auch das hydraulisch an-
gesteuerte Zugpendel mit
Schwimmstellung gehört dazu -
in dieser Form einzigartig auf
dem internationalen Markt. O

Das neue Flaggschiff von Challenger, der MT 875 B, ist mit 600
PS Maximalleistung zur Zeit der stärkste Traktor weltweit. OO

gen beide Baureihen über gefe-
derte Raupenlaufwerke und er-
reichen eine Höchstgeschwin-
digkeit von 40 km/h. Die gesam-
te Bedienung der Raupen erfolgt
zentral über ein Traktor-Mana-
gement-Center - höchster Be-
dienkomfort ist damit garantiert.

Neue Motorengeneration

Die Maschinen der neuen MT
800 B-Serie verfügen über neu
entwickelte Caterpillar®-Moto-
ren mit ACERTTM-Technolo-
gie. Jetzt werden die Motorenty-
pen C15 mit 15,2 Litern Hub-
raum beim MT 835 B, MT 845
B mit MT 855 B beziehungswei-
se die Motorentypen C18 beim
MT 865 B und MT 875 B mit
18,1 Litern Hubraum eingesetzt.
Sie erreichen Leistungen zwi-
schen 274 kW (368 PS) und 446
kW (600 PS). Das neue Flagg-
schiff von Challenger, der MT
875 B, ist mit diesen 600 PS Ma-
ximalleistung somit zurzeit der
stärkste Traktor weltweit.

Innovation pur

Die innovative ACERTTM-
Technologie stellt eine Reihe
von evolutionären Verbesserun-
gen dar - sie überwacht zentral

tungssystem.
Das Air-Management-System

verwendet Turbolader, um kalte
und saubere Luft in die Brenn-
kammer zu leiten. Die Elektro-
nik steuert die erforderliche
Menge je nach Belastung und
Geschwindigkeit. Querstromzy-
linderköpfe und vier Ventile pro
Zylinder sorgen für eine deutli-
che Verbesserung der Luftrege-
lung, fördern damit des An-
sprechverhalten des Motors und
verbessern so Kraftstoffeffizienz
und Leistung.

Elektronische Steuerung

Die HEUI-Kraftstoffanlage
sorgt dafür, dass Kraftstoff in
vielen kleinen Nebeneinsprit-
zungen zum richtigen Zeitpunkt
vor und nach der Haupteinsprit-
zung - die vom elektronischen
Steuermodul (ECM) bestimmt
wird - in die Brennkammer ein-
gespritzt wird. Die exakte Steue-
rung der Kraftstoffmenge, wäh-
rend der Zündverzögerung und
der Haupteinspritzung zuge-
führt, wird dadurch ermöglicht,
dass die HEUI-Kraftstoffanlage
unabhängig von der Motordreh-
zahl arbeiten kann. All dies trägt
zu einer besseren Verbrennung
bei, reduziert Emissionen und
Geräuschpegel.

Weniger Emissionen

Das elektronische Steuermo-
dul CAT® Electronics ADEM 4
ist vollständig integriert und
senkt somit die Emissionen un-
ter Beibehaltung des günstigen
Kraftstoffverbrauchs einschließ-
lich der optimalen Leistung.

Die Kraftstoff- und Luft-Ma-
nagementsysteme steuern äu-
ßerst genau den Verbrennungs-
prozess, um Stickstoffoxidemis-
sionen zu minimieren. Der Mo-
tor wurde außerdem so konstru-
iert, dass zusätzliche Technologi-
en zur Erfüllung zukünftiger
Normen nachträglich implemen-
tiert werden können, beispiels-
weise ein Dieseloxidations-Ka-
talysator, der in die Abgasanlage
integriert wird.

Komfortable Fahrerkabine

Für die Modelle der B-Serie
wurde die bisher schon sehr
komfortable Fahrerkabine noch-
mals überarbeitet. Im Zusam-
menspiel mit der neuen Moto-
rengeneration konnte der Ge-
räuschpegel um 2,3 dB auf 73
dB gesenkt werden. Das Ange-

Exorbitante
Kosten für den
Winterdienst

Die Kommunen in Bayern
wurden im vergangenen
Winter durch die anhalten-
den Schneefälle von einer
wahren Kostenlawine über-
rollt. Unser Beispiel soll le-
diglich ein Schlaglicht wer-
fen auf einen x-beliebigen
Tag im Winter.
Aus der Münchner
Rathausumschau
vom 7. März 2006:
Bilanz für den 6. 3.: An die-
sem Tag waren in der Lan-
deshauptstadt 690 Men-
schen mit 434 Fahrzeugen
im Winterdiensteinsatz. An
Streugut verbrauchten sie
399,16 Tonnen Salz und
456,10 Tonnen Split.
Die Kosten nur für diesen
einen Einsatztag beliefen
sich auf 442.402,10 Euro.
Bis zum 7. 3. waren für den
Winter 2005/2006 damit
bereits 22.483.587,61 Euro
an Kosten aufgelaufen. O
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INFO DURCH:

M O B I L K O M M U N A L F A H R Z E U G

POSTFACH 1246
84402 DORFEN
TELEFON: (08081) 414-0
TELEFAX: (08081) 414-99
www.kiefergmbh.de
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GaLaBau 2006 auf der NürnbergMesse:

Freiräume gestalten
Treffpunkt für Gestalter, Planer und Kommunen

Internationale Fachmesse für urbanes Grün und Freiräume

Auch die 17. GaLaBau, die vom 13. bis 16. September in Nürn-
berg stattfindet, steht im Zeichen der lebenswerten Gestaltung
des Wohn- und Arbeitsumfeldes. Hier treffen sich Fachbesucher
aus Kommunen, Landschaftsarchitekturbüros und Garten- und
Landschaftsbau-Betrieben, um sich über neue Trends zu infor-
mieren, aber auch, um unter den Ausstellern die geeigneten
Partner für ihre Projekte zu finden.

Das Wohnumfeld hat einen
maßgeblichen Einfluss auf die
Lebensqualität und das Wohlbe-
finden der Bevölkerung. Immer
mehr Menschen leben in Städ-
ten, in denen der begrenzte
Raum kreative Gestaltungsideen
erfordert. Denn wo wenig Wert
auf multifunktionelle Architek-
tur, lebendige Begrünung und at-
traktive Freiraumgestaltung ge-
legt wird, entwickeln sich
schnell soziale Brennpunkte. Ei-
ne Herausforderung, die Kom-
munen, Architekten, Land-
schaftsarchitekten, aber auch
Landschaftsgärtner in den kom-
menden Jahren gemeinsam mei-
stern müssen.

Umfassende Palette

Dabei spielt die ansprechende
Gestaltung urbaner Freiräume
eine erhebliche Rolle. Die Zulie-
ferer sind für diese Aufgabe gut
gerüstet. Sie bieten eine umfas-
sende Palette an Park- und Ob-
jektmöbeln, Müllboxen und
Containermöbeln oder Zaun-
und Torsystemen an - mit pfiffi-
gem Design und langlebigen
Materialien. Und sie nutzen die
GaLaBau 2006, um genau die
passenden Zielgruppen anzu-
sprechen. „Die GaLaBau ist für
uns im Bereich Freiraumgestal-
tung in diesem Jahr die wichtig-
ste Messe. Wir treffen hier auf
ein qualitativ hochwertiges Pu-
blikum“, erklärt Reinhold Kauf-

mann, Abteilungsleiter Inland
bei der Erlau AG in Aalen. Das
Unternehmen hat sich unter an-
derem mit klassisch-funktiona-
len Außenmöbeln einen Namen
gemacht.

Pflichttermin für Aussteller

Auch für die Hahn-Kunststof-
fe GmbH, ansässig auf dem
Flughafen Hahn, ist die GaLa-
Bau ein Pflichttermin. Zu den
Kunden des Unternehmens, das
bei seinen Produkten auf Recy-
clingkunststoff setzt, gehören
Kommunen, Landschaftsarchi-
tekten und Landschaftsgärtner -
drei Gruppen, die im Jahr 2004
mit insgesamt 50.000 Fachbe-
suchern auf der GaLaBau ver-
treten waren. Neue Kontakte
knüpfen, aber auch bestehende
Kontakte pflegen ist das Ziel
des Unternehmens mit Standort
im Hunsrück.

Innovative Konzepte

Der Sparzwang der Kommu-
nen geht auch an der Zulieferin-
dustrie aus dem Bereich der
Freiraumgestaltung nicht spurlos
vorüber. Schwierige Zeiten er-
fordern daher innovative Kon-
zepte. Als zukunftsweisend
könnte sich hier das Public Pri-
vate Partnership (PPP) erweisen,
also die langfristige, vertraglich
geregelte Zusammenarbeit zwi-
schen öffentlicher Hand und der

Privatwirtschaft. Wo öffentliche
Gelder knapp sind, können bei-
spielsweise private Unterneh-
men im Rahmen eines Betreiber-
modells ein Infrastrukturprojekt
errichten und betreiben. Gerade
für Aussteller, die mit ihren Pro-
dukten zu einem hochwertigen
Wohn- und Arbeitsumfeld bei-
tragen, bietet die GaLaBau die
ideale Plattform, um mit Besu-
chern aus Kommunen die Mög-
lichkeiten für PPP-Projekte aus-
zuloten.

Ausstattung auch
im Privatgarten gefragt

Natürlich wird auch im priva-
ten Umfeld Wert auf eine anspre-
chende Gestaltung gelegt. Auf
Ausstattungen im Privatgarten
hat sich die Firma Gartenakzen-
te aus dem bayerischen Eschen-
lohe spezialisiert, deren Produk-
te direkt an den Privatkunden,
aber auch an den Landschafts-
gärtner als Wiederverkäufer ver-
trieben werden. Geschäftsführer
Wolfgang Huber verspricht sich
auf der GaLaBau einen intensi-
ven Kontakt zu der Zielgruppe
aus dem Garten- und Land-
schaftsbau. Seine Aufgabe sieht
er in der umfassenden Informati-
on der Fachbesucher: „Indem sie
den Kunden im Rahmen einer
hochwertigen Gartengestaltung
auch hochwertige, fertige Aus-
stattung anbieten, haben Land-
schaftsgärtner die Möglichkeit,
sich nicht nur als serviceorien-
tierter Dienstleister zu profilie-
ren, sondern auch noch etwas zu
verdienen. Leider sehen viele
diese Chance noch nicht.“

Attraktives Umfeld

Statt passiv auf den wirtschaft-
lichen Aufschwung zu warten,
entwickelt die Branche des Gar-
ten-, Landschafts- und Sport-
platzbaues aktiv Konzepte, um
auch in Zukunft ein attraktives
Wohn- und Arbeitsumfeld zu si-
chern. Konzepte, die sich durch
die Zusammenarbeit von Pla-
nern, Kommunen, Zulieferern
und ausführenden Betrieben rea-
lisieren lassen. Mit knapp 900
Ausstellern und rund 50.000
Fachbesuchern bringt die GaLa-
Bau in Nürnberg zusammen,
was zusammen gehört.

Sonderschau
Spielplatzgeräte

Vor allem im Bereich der
Spielplatzgeräte und Freizeitan-
lagen wird die Gelegenheit ge-
nutzt, die Neuheiten der Herstel-
ler live zu erleben. Während Er-
wachsene sich mit sachlichen
Argumenten vom Nutzen eines
Produktes überzeugen lassen,
müssen Spielgeräte und Freizeit-
anlagen vor strengen und uner-
bittlichen Richtern bestehen: den
Kindern. „Bei der Planung öf-
fentlicher Spielplätze werden
Kinder regelmäßig mit einbezo-
gen“, sagt Knut Weidenhammer,
Abteilungsleiter der Planungs-
und Neubauabteilung im Garten-
bauamt Nürnberg. Entweder
zeichnen Kinder ihre idealen
Spielgeräte oder erzählen, wie
sie aussehen sollen.

Traumspielplatz

Eine andere Variante, die Land-
schaftsarchitekt Michael Adler
von Adler und Olesch in Nürn-
berg bereits erfolgreich praktiziert
hat, ist es, Kinder aus Knete oder
Naturmaterialien ihren Traum-
spielplatz formen zu lassen. Auf-
gabe der „Erwachsenen“ ist es
dann, aus den Wünschen das
technisch und wirtschaftlich
Machbare herauszufiltern.

Keine Produkte
von der Stange

Im Trend liegen Themenspiel-
plätze, die beispielsweise unter
dem Motto Dschungel, Urwelt
oder Westernstadt stehen, aber
auch Kletterwände, natürlich ge-
formte Spielelemente und Krei-
sel in allen Variationen. Da es
sich bei Spielgeräten auf öffent-
lichen Spielplätzen selten um
Produkte von der Stange handelt,
arbeiten Gartenbauämter und
Landschaftsarchitekten eng mit
Spielgeräteherstellern zusam-
men. So sind die Spiellandschaf-
ten aus Naturmaterialien, die Ad-
ler und Olesch planen, oftmals
Sonderanfertigungen. Hier sind
flexible Hersteller gefragt, die
diese Wünsche erfüllen können.

Wenig „Fertigware“

Auch auf den öffentlichen
Spielplätzen in Nürnberg gibt es
wenig „Fertigware“. „Oft wer-
den Grundgeräte mit unter-
schiedlichsten Elementen indivi-
duell ergänzt“, sagt Weidenham-
mer. Gelegenheit, die Geräte vor
dem Kauf tatsächlich live zu er-
leben, gibt es selten. Weiden-
hammer und seine Mitarbeiter
nutzen daher wie viele ihrer Kol-
legen aus anderen Kommunen
die GaLaBau, um die Neuheiten,
die sie bisher nur aus dem Kata-
log kennen, zu sehen, anzufassen
und auszuprobieren. „Vor allem
diejenigen, die mit dem Unter-
halt der Geräte betraut sind, neh-
men die Chance wahr, sich auf
der GaLaBau über Technik und
Qualität zu informieren“, berich-
tet Weidenhammer.

Sicherheit oberstes Gebot

Denn Sparzwang in Kommu-
nen hin oder her - bei Spielanla-
gen ist Sicherheit oberstes Ge-
bot. „Die Geräte sind erhebli-
chen Belastungen ausgesetzt“,
erklärt Weidenhammer. „Die Er-
fahrung zeigt, dass viele billige
Spielgeräte schnell verschleißen
oder reparaturunfreundlich sind.
Ein teures, hochwertiges Pro-

dukt ist auf Dauer deutlich preis-
werter.“ Auf der GaLaBau wird
es deshalb auch erstmals in Halle
1 eine Sonderschau zum Thema
„Spielplatzgeräte praxisnah“ ge-
ben, die die Fachzeitschrift frei-
zeit & spiel zusammen mit dem
TÜV organisiert. Die Fachbesu-
cher können dort verschiedenste
Fallschutzarten und Spielplatz-
geräte praxisnah testen.

Flexibel und kreativ

Die Zukunftsaussichten für die
Hersteller von Spiellandschaften
und Freizeitanlagen sind gut -
wenn sie flexibel sind und krea-
tive, hochwertige Produkte an-
bieten. Die GaLaBau in Nürn-
berg ist das ideale Forum, um
mehr über die Wünsche der
Kunden zu erfahren. Denn die
Fachmesse ist für Kommunen

Mehr Spielplätze für
Bayerns Kinder!

Aktion von Antenne Bayern und Franken Brunnen

„Mehr Spielplätze für Bayerns Kinder!“ lautet das Motto ei-
ner Aktion von Antenne Bayern und der fränkischen Firma
Franken Brunnen. Wer einen sanierungsbedürftigen Spielplatz
kennt, möge sich bei Antenne Bayern bewerben. Die Firma
Franken Brunnen hat finanzielle Unterstützung für weitere
Spielplätze angeboten - zehn Cent pro verkauftem Kasten Fran-
ken Brunnen Mineralwasser fließen in die Aktion.

Die ersten zwei Spielplätze sind mittlerweile bereits komplett
saniert: Die sechsjährige Johanna aus Arnstein bei Schweinfurt
machte mit ihrem Anruf auf ihren maroden Spielplatz aufmerk-
sam. Antenne Bayern-Moderator Wolfgang Leikermoser nahm
die Sache umgehend persönlich in die Hand: Er baute in Arn-
stein auf einer alten, maroden Grünfläche einen nagelneuen
Spielplatz. Mit allem drum und dran: Bunte Rutsche, Kletter-
netz, Doppelschaukel, Karussells und Feuerwehr-Rutschstange.
Ein echtes Kinderparadies also!

Spielplatz Nr. 2 befindet sich in Lindenberg im Allgäu. Der al-
te Platz war völlig heruntergekommen. Moderator Stephan Leh-
mann übernahm hier die Patenschaft: Mit Blaumann und Bag-
ger sorgte auch er für mehr Spielplätze für Bayerns Kinder. In
Lindenberg entstand eine tolle Spielanlage mit Türmen und Ver-
bindungsbrücke, ein Kletternetz, eine neue Schaukel, und eine
Feuerwehr-Rutschstange. Wen wundert’s, dass die Bürgermei-
ster der beiden Gemeinden, Linda Plappert-Metz und Johann
Zeh, ob dieser Idee mehr als angetan waren. Das ist bürger-
schaftliches Engagement im besten Sinne! DK

und Landschaftsarchitekten
nicht nur wegen des umfassen-
den Angebotes an Spielgeräten
und Freizeitanlagen ein Muss.
„Im Gegensatz zu Messen, die
sich auf einen Bereich speziali-
siert haben, finden wir auf der
GaLaBau alles, was für unsere
Arbeit wichtig ist - von Spielan-
lagen über die Maschinen für
den Unterhalt bis hin zu Baum-
schulen“, erklärt Weidenham-
mer. Ähnlich sehen es auch Kol-
legen, die nicht wie Weidenham-
mer den Standortvorteil Nürn-
berg genießen: 2004 kamen rund
ein Viertel der knapp 50.000 Ga-
LaBau-Fachbesucher von Kom-
munen, Behörden sowie von
Planungs- und Landschaftsarchi-
tekturbüros.
Weitere Informationen zur
Fachmesse GaLaBau im Internet
unter www.galabau.info-web.de

Autowaschen auch sonntags
Nach langen Debatten Mehrheit im Landtag - Genehmigung ist Sache der Gemeinden

Ab dem 4. Juni 12 Uhr mittags können Autowaschanlagen in
ganz Bayern auch an Sonn- und Feiertagen - ausgenommen ho-
he Feiertage wie Weihnachten, Neujahr, Karfreitag, Ostern und
Pfingsten - in Betrieb sein. Mit CSU-Mehrheit hat der Landtag
einen Änderungsentwurf der Staatsregierung zur Änderung des
Feiertagsgesetzes und der Bedürfnisgewerbeverordnung gebil-
ligt. Es handelt sich um keine generelle Bewilligung; ob gewa-
schen wird oder nicht, liegt im Ermessen der Gemeinden.

Diese Ermächtigung war in
der CSU lange und heftig um-
stritten. Abgeordnete aus den
Randgebieten zum Ausland und
zu deutschen Ländern mit ent-
sprechender Regelung machten
sich dafür stark. Konrad Kobler
aus Passau war in der entschei-
denden Plenarsitzung des Land-
tags ihr Wortführer. In grenzna-
hen Gemeinden sei der Umsatz
der Tankstellen bis zu 90% ein-
gebrochen, was zu Steuermin-
dereinnahmen und zur Schlie-
ßung von Tankstellen mit Ar-
beitsplatzverlust geführt habe
und noch führen werde. Ganz
deutlich sei die „Schieflage“ zu
Österreich und zu Tschechien.
Die Feiertagsruhe, auf der die
Kirchen bestanden, werde nur
minimal gestört, weil erst nach
der Zeit der Hauptgottesdienste
ab 12 Uhr mittags gewaschen
werden dürfe und neben den oh-
nehin tätigen Tankwarten nur
wenige Arbeitskräfte zur Ausga-
be von Plastikkarten für die auto-
matische Waschanlage benötigt
würden.

Für die SPD meinte Dr. Hilde-
gard Kronawitter Autowaschen
müsse nicht am Sonntag sein.
Zwar wisse man, dass im Grenz-
land viele Tankstellen aufgeben
mussten, aber dafür sei der allge-
meine „Tanktourismus“ wegen
billiger Benzinpreise im Ausland
verantwortlich. Frau Kronawitter

missbilligte, dass der Staat die
Verantwortung für das Sonntags-
Autowaschen den Gemeinden
zuschiebe, die sich mit den Pfar-
rern und den Gewerkschaften
auseinandersetzen müssten. Dr.
Christian Magerl (Grüne) befand,
es handle sich um eine Petitesse,
mit der die Tankstellen im Grenz-
land nicht zu retten seien.

Schwierige Rechtsfragen

Innenminister Dr. Günther
Beckstein gab zu, dass es letzt-
lich um schwierige Rechtsfra-
gen ging. Eine zentrale Lösung
habe sich als unmöglich erwie-
sen. Schon bisher sei es auf die
Unterscheidung von Tanken
und Waschen in der Rechtspre-
chung angekommen. Als Pri-
vatfahrer habe er festgestellt,

dass die Tankwarte am Sonn-
tagswaschen nichts auszusetzen
hatten, wenn schon die Tankan-
lage geöffnet sei.

In der Begründung des vom
Kabinett schließlich dem Landtag
vorgelegten Änderungsgesetzent-
wurfs heißt es, die Ermächtigung
stelle zwar für die Gemeinden ei-
ne neue Aufgabe dar, der Verwal-
tungsaufwand beschränke sich je-
doch darauf, durch Verordnung
eine einmalige Entscheidung zu
treffen. Von einer Entscheidung
nach Einzelfällen oder nach „Ge-
bietstypen“ habe die Staatsregie-
rung wegen der juristischen Pro-
blematik abgesehen. Auf die Ge-
meinden kämen nur geringfügi-
ge, „im einzelnen nicht messba-
re“ Kosten zu.

In namentlicher Abstimmung
wurde die Vorlage mit 84 gegen
42 Stimmen bei 5 Enthaltungen
angenommen. Die Neuregelung
tritt am 1. Juni in Kraft. so dass
sie am Sonntag, 4. Juni erstmals
wirksam werden kann - sofern
entsprechende Verordnungen
von Städten oder Gemeinden er-
lassen werden. rm
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kommunale Ausstattung
Bayerischer Branchentreff

2006

informieren • diskutieren • probieren •
Ausstellung für kommunale Fahrzeuge und Ausstattung

Aus der Praxis für die Praxis

Sind Sie Hersteller und Anbieter von:
Kommunalfahrzeugen / Kommunalinnovationen / Kommunaltechnik / Kommunal-Dienstleistungen / Sicherheitskleidung?

Dann ist Ihr Pflichttermin der 10. – 12. Oktober zum 1. Bayerischen Branchentreff im Herzen Bayerns in Ingolstadt.

In Zusammenarbeit mit den Ingolstädter Kommunalbetrieben AöR

denn dort finden Sie eine optimale Plattform auf einem neuen Messegelände
mit modernster Infrastruktur und großem Freigelände für Demonstrationen zur Präsentation Ihrer Leistungsfähigkeit.

Kontakt
Sandner Messen + Ausstellungen
Stauffenbergstraße 2b
85049 Ingolstadt
Tel. 08 41 / 15 88
info@sandner-ausstellungen.de

komufa - Branchentreff für
Kommunalfahrzeuge und Ausstattungen

Sandner GmbH veranstaltet erstmals die komufa
mit Unterstützung der Ingolstädter Kommunalbetriebe AöR

Angesprochen werden auf der Messe Praktiker, Planer und Ent-
scheider aus dem kommunalen Bereich sowie private Firmen.
Die Veranstalter planen ein Konzept, in dem Aussteller, kommu-
nale Entscheidungsträger und Branchen-Besucher im angeneh-
men Rahmen ihre speziellen Fragen mit unmittelbaren Demon-
strationsmöglichkeiten verknüpfen können.

Hersteller und Händler von
kommunalen Fahrzeugen und
Ausstattungen, von Sicherheits-
kleidung, Software-Programmen
bis hin zu Berater-, Leasingfir-
men und Banken werden sich in

Ingolstadt ihren Kunden präsen-
tieren. Neben zahlreichen Pro-
dukten aus der Branche, sollen
Ihnen vielfältige Vorträge wert-
volle Informationen liefern.

Das Konzept des Branchen-

treffs ist innovativ und soll im
Zusammenspiel mit Informatio-
nen für die Fachbesucher und ei-
nem integrierten Vortragsforum
für alle Beteiligten zu einem
großen Erfolg werden. Dabei
steht der Erfahrungsaustausch
mit den Kolleginnen/Kollegen
und Anbietern an erster Stelle.

Aus der Praxis
für die Praxis

Konkrete Themenbereiche bei
den Vorträgen sind u.a.:

1. Kommunalbetriebe die Zu-
kunft kommunaler Betriebsfor-
men?

2. Kauf, Miete oder Mietkauf
kommunaler Fahrzeuge?

3. Erdgasfahrzeuge für den
kommunalen Betriebshof vor-
teilhaft?

Der komufa Branchentreff
wird sich in drei Teile gliedern:
Die Fachmesse, den theoreti-
schen Teil mit Fachvorträgen
und für die Praktiker das Testen
der Fahrzeuge mit dem damit

Gute Bodenpflege, guter Rasen:

Frühjahrsputz im Grünen
Zur Wahl stehen Spezial- und Universalgeräte

Zum Frühling bereiten sich Galabau-Betriebe, Platzwarte
und Grünanlagenbetreiber auf die Rasenregeneration vor.
Geeignete Anbaugeräte für Kompakttraktoren helfen dabei.

Anders als vielfach vermutet kommt es auf die Wurzeln an:
Finden diese beste Wachstumsbedingungen, gedeiht auch der
Rasen darüber prächtig - vielfach sogar ganz ohne Dünger. Oft
leiden die Wurzeln unter verfestigten Böden, die für Wasser-
führung, Gasaustausch und Porenvolumen sprichwörtlich we-
nig Raum lassen. Für viele Fachleute gilt regelmäßiges
Lockern als wichtigster Beitrag für gesunde und optisch an-
sprechende Grasnarben.

Hier empfehlen sich Geräte zur Tiefenlockerung und -belüf-
tung. Lanzen am Gerät stechen Löcher in den Boden, die mit
„luftigem“ Sand gefüllt werden. Eine Dämpfung sollte mög-
lichst vibrationsarmes Arbeiten gestaten. Zur Rasenregeneration
eignen sich auch entsprechende Universalgeräte, besonders
wenn eher kleinere Flächen zu pflegen sind. Es gibt „Multita-
lente“ für die gesamte Wachstumssaison, die zahlreiche Funk-
tionen budgetfreundlich durch separat erhältliche Arbeitswerk-
zeuge integrieren - neben Tiefenlockern beispielsweise auch
Sandeinbürsten, Vertikutieren oder Igelwalzen und Nachsaat.
Besonders das Vertikutieren zählt zur Frühjahrspflicht - wenn
der Rasen so richtig wüchsig ist, um Rasenfilz zu entfernen. Ab-
gestorbenen Rasengräsern, Unkräutern und Moos wird damit
der Garaus gemacht, und der Boden für ausbessernde Nachsaa-
ten vorbereitet. Generell wichtig bei Anbaugeräten sind indivi-
duelle Verstellmöglichkeiten, am besten zentral zu bedienen, da-
mit die Arbeit bequem und schnell von der Hand geht. Die Gerä-
te sollten mit Kompakttraktoren aller Marken verwendbar sein -
wer auf Insellösungen setzt, büßt Flexibilität ein. O

Garten- und Landschaftspflege:

Gute Stimmung bei
Maschinenherstellern

Mit einem Wachstum von 21 Prozent belebte sich der deutsche
Markt von Maschinen und Geräten der Garten- und Land-
schaftspflege im vergangenen Jahr deutlich. Damit ging eine
markante Nachfrageschwäche der zwei Jahre zuvor zu Ende,
die geprägt waren von finanziellen Engpässen in den Kommu-
nen sowie dem trockenen Sommer 2003. „2005 waren die Wet-
terbedingungen sowohl für den Verkauf von Geräten für die
Grünflächenpflege als auch den Winterdienst nahezu ideal“,
bestätigt Siegfried Arndt, Geschäftsführer der Agria-Werke
GmbH und Vorsitzender der Fachgruppe Garten- und Land-
schaftspflege im VDMA.

Der Markt für Rasentraktoren
und Aufsitzmäher verlief in den
letzten Jahren stabil und der
Umsatz konnte 2005 um etwa 5
% gesteigert werden. Die
Wachstumsraten bei den übri-
gen Produktgruppen lagen zwi-
schen 20 und 25 %. Hierzu
zählen Kompakttraktoren, ein-
achsige Motorgeräte sowie die
Anbaugeräte für Einachser und
Traktoren. Besonders gut
schnitten dabei die Balkenmäh-
geräte und Motorhacken ab.

Export gestiegen

Deutlich gesteigert werden
konnte das Exportgeschäft der
deutschen Hersteller. Mit 192
Mio. Euro lagen die Ausfuhren
von Rasen- und Motormähern
sowie Motorhacken und
Einachsschleppern um 31 %
höher als in den stagnierenden
Vorjahren. Die höchsten Zu-
wachsraten gab es in den mittel-
und osteuropäischen Ländern.
Die meisten Exporte der deut-

schen Hersteller fließen nach
wie vor nach Frankreich, das
mit einem Exportzuwachs von
37 % glänzend abschnitt. Leicht
rückläufig war dagegen der Ver-
kauf in den Niederlanden, dem
zweitgrößten Abnehmer deut-
scher Mäher und Einachser. Die
Exportquote stieg im vergange-
nen Jahr leicht an und liegt
branchenweit bei über 40 %.

Optimismus

Für den weiteren Geschäfts-
verlauf 2006 ist die Branche op-
timistisch. „Es gibt weiterhin ei-
nen großen Markt für Qualitäts-
produkte, und die Hersteller von
Geräten für die Garten- und
Landschaftspflege werden den
Weg hoher Zuverlässigkeit und
des guten Service für ihre Gerä-
te weiter beschreiten“, so Arndt.
Dabei geben technische Trends
wie hydrostatisch betriebene
Geräte sowie Spezialmaschinen
mit Zusatznutzen die Marsch-
richtung vor. O

verbundenen Erfahrungsaus-
tausch.

Das neue Ingolstädter Messe-
gelände mit modernster Infra-
struktur und großem Freigelände
ist eine optimale Plattform für
Demonstrationen zur Präsentati-
on Ihrer Leistungsfähigkeit.

Die Aussteller müssen ge-
währleisten, dass die Fahrzeuge,
Maschinen usw. auf dem Gelän-
de den Fachbesuchern zu
Testzwecken zur Verfügung ste-
hen - gemäß dem Motto „aus der
Praxis für die Praxis“.

Messestandort

Ingolstadt als Austragungsort
dieser Messe ist ideal. Der zen-
trale Messestandort Ingolstadt
bietet viele Vorteile. Ingolstadt
liegt im Herzen Bayerns zwi-
schen München und Nürnberg
und ist sehr gut erreichbar. Das
moderne Messegelände Ingol-
stadt im Gewerbepark Nord-Ost
mit 50.000 qm direkt an der Au-
tobahn A 9, nahe dem neuen
Factory-Outlet-Center, hat eine
optimale Verkehrsanbindung,
ausreichend Parkplätze für Aus-
steller und Besucher.

Ab Sommer 2006 verfügt In-
golstadt über einen ICE-System-
halt und ist somit auch auf dem
Schienenweg hervorragend und
schnell zu erreichen. O

Ford präsentiert
„grüne“ Fahrzeuge

Ford präsentierte auf derAuto Mobil International (AMI) in
Leipzig auch zwei „grüne“, besonders umweltverträgliche
Fahrzeuge: einen Ford Focus mit Bio-Ethanolantrieb und ei-
nen Ford Focus C-MAX mit Erdgasantrieb.

Damit soll die Technologieführerschaft des Unternehmens auf
dem Gebiet der alternativen Antriebe unterstrichen werden. Jür-
gen Stackmann, Direktor Marketing und Verkauf der Ford-Wer-
ke GmbH: „Unsere Bio-Ethanol- und Erdgas- Fahrzeuge leisten
gemeinsam einen wertvollen Beitrag zu nachhaltiger Mobilität.
Denn beide Antriebskonzepte haben eine sehr gute CO2-Bilanz
und sind Beispiele für unseren breit gefächerten Ansatz, um-
weltverträgliche Technologien zu attraktiven Preisen auf den
Markt zu bringen“.

Der Ford Focus C-MAX mit Erdgasantrieb wurde gezeigt als
Editionsmodell „Fun“. Der Ford Focus C-MAX CNG (CNG =
Compressed Natural Gas = Erdgas) wird darüber hinaus auch in
den Ausstattungsvarianten „Ambiente“, „Trend“ und „Ghia“
ausgeliefert. Ausgerüstet ist der Ford Focus C-MAX CNG mit
dem 2,0 Liter-Duratec-Motor in Kombination mit einem 5-
Gang-Schaltgetriebe. Dieses Aggregat leistet 107 kW (145 PS)
im Benzinbetrieb beziehungsweise 93 kW (126 PS) im Erdgas-
modus. Der Ford Focus FFV mit Bio-Ethanol-Antrieb wurde zu-
sammen mit dem ebenfalls Bio-Ethanol-tauglichen Kompakt-
Van Ford Focus C-MAX FFV vorgestellt. Die Typ-Bezeichnung
„FFV“ (Flexi Fuel Vehicle) verdeutlicht, dass diese Fahrzeuge
„kraftstoff-flexibel“ sind: Sie können sowohl Bio-Ethanol (ein
Alkohol), als auch Superbenzin, als auch als auch jede beliebige
Bio-Ethanol-Benzin- Mischung tanken. Da Bio-Ethanol aus
Pflanzen wie zum Beispiel Getreide, Zuckerrüben, Holz sowie
aus sonstiger Biomasse gewonnen wird - und damit aus nach-
wachsenden pflanzlichen Rohstoffen - liegt der hauptsächliche
Umweltvorteil der Ford Bio-Ethanol- Fahrzeuge in der Verrin-
gerung der CO2-Emissionen. O

Bundesverband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau e. V.:

BGL fordert Zertifizierung für
Baumkontrolleure

Arbeitskreis Baumpflege setzt sich für einheitliche Prüfung ein

Bad Honnef. Der Arbeitskreis Baumpflege des Bundesverban-
des Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau e. V. (BGL) setzt
sich für eine einheitliche Prüfung von Baumkontrolleuren ein.
Einstimmig sprachen sich die Teilnehmer des BGL-Arbeitskrei-
ses im Rahmen ihrer Mitgliederversammlung in Berlin jetzt für
eine Zertifizierung der Baumkontrolleure aus.

Falk Dolze, der Vorsitzende
des BGL-Arbeitskreises Baum-
pflege, verwies zunächst auf
die erfolgreiche Einführung
der Baumkontrollrichtlinie der
Forschungsgesellschaft Land-
schaftsentwicklung Landschafts-
bau e. V. (FLL). Er erklärte, nun
sei es auch notwendig, das
Know-how der Baumkontrolleu-
re zu prüfen – und zwar auf der

Basis vom Berufsstand festge-
legter Zertifizierungen.

Unterschiedliche
Prüfungsangebote

Dolze machte deutlich, es dür-
fe nicht sein, dass die verant-
wortliche Tätigkeit der Baum-
pfleger durch unterschiedliche
Prüfungsangebote verschiedener

privater Schulträger verwässert
werde. Auch die Interessenver-
tretung Deutsche Baumpflege
schließt sich dieser Auffassung
an. Der BGL wird in Kürze die
entsprechenden Organisationen
und Verbände zu einem ersten
Gespräch über die angestrebte
einheitliche Zertifizierung von
Baumkontrolleuren einladen.

Mitgliederwerbung

Michael Hartmann, Geschäfts-
führer der Firma Bollmann aus
Ellerau, wurde jetzt von den Mit-
gliedern des BGL-Arbeitskreises
Baumpflege für weitere drei Jah-
re in den Vorstand gewählt. Ein
Hauptaufgabenfeld sieht Hart-
mann nicht nur in der Regel-
werksarbeit der FLL, sondern
ebenso in einer engagierten Mit-
gliederwerbung für den BGL-
Arbeitskreis Baumpflege.

Die Mitglieder begrüßten auch
einen ersten Entwurf der überar-
beiteten Broschüre „Bäume pfle-
gen und erhalten“. Sie wurde in-
haltlich aktualisiert und außer-
dem an das attraktive Erschei-
nungsbild der Image- und PR-
Kampagne der Landschaftsgärt-
ner angepasst.

Im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung wurde auch die Ar-
beit auf europäischer Ebene the-
matisiert.

European Tree Worker

Im Mittelpunkt der Mitglie-
derversammlung des BGL-Ar-
beitskreises Baumpflege stan-
den außerdem die Entwicklung
des „European Tree Worker“
und „European Tree Technici-
an“ in Deutschland und in Eu-
ropa. Zwei interessante Vorträ-
ge zur Baumkontrolle rundeten
das Programm ab. Dr. Hans-
Joachim Schulz referierte über
erste Verbesserungsvorschläge
für die Zukunft und Erfahrun-
gen mit der Baumkontroll-
richtlinie. Ralf Semmler (Da-
tenbankgesellschaft aus Fal-
kensee) veranschaulichte in
seinem Beitrag eine optimierte
Organisation und Durch-
führung der Baumkontrolle.

Die Mitglieder des BGL-Ar-
beitskreises Baumpflege nah-
men am zweiten Veranstaltungs-
tag gemeinsam mit den Mitglie-
dern des neugegründeten BGL-
Arbeitskreises Gebäudebegrü-
nung an einer Exkursion zu fünf
hervorragenden Grünprojekten
in Berlin-Mitte teil. Der Tilla-
Durieux-Park, das Sony Center
und die Arkaden am Potsdamer
Platz, der Leipziger Platz, der
Bundesrat und die Schering AG
fanden hinsichtlich ihrer Grün-
planung und ihrer Bauaus-
führung größte Zustimmung sei-
tens der Exkursionsteilnehmer.

Maschinenringe:

Unentbehrliche Partner
Die bayerischen Maschinenringe übernehmen nach Ansicht
von Landwirtschaftsminister JosefMiller eine immer wichtige-
re Rolle, die Zukunft der bäuerlichen Landwirtschaft in Bay-
ern zu sichern.

Bei der Jahreshauptversamm-
lung des Maschinen- und Be-
triebshilfsrings Rosenheim sagte
er, das Dienstleistungsangebot
biete auch kleineren Bauernhö-
fen die Mechanisierungsvorteile
großer Betriebe und erhalte da-
mit ihre Wettbewerbsfahigkeit.

Das Spektrum der flächen-
deckenden Leistungen wie über-
betrieblicher Maschineneinsatz
und die Vermittlung von Arbeits-
kräften wird laut Miller von den
Landwirten immer besser ange-
nommen. 2005 erzielten die 76
Maschinen- und Betriebshilfs-
ringe einen Umsatz von über 270
Millionen Euro - das sind 50
Millionen Euro mehr als alle
außerbayerischen Maschinenrin-
ge zusammen.

Beim Maschineneinsatz haben
sich die Selbsthilfeeinrichtungen
als starker Partner der Landwirte
fest etabliert, so Miller. Dies sei
für die Höfe ein wichtiges Instru-
ment, um die Produktionskosten
in den Griff zu bekommen. Zu-
dem können die Mitglieder stets
den neuesten Stand der Technik
einsetzen ohne finanzielle Risi-
ken einzugehen.

Gut aufgestellt sind die Ma-
schinenringe, um den wachsen-
den Bedarf an ausgebildeten Ar-
beitskräften und Spezialisten in
Wachstumsbetrieben zu decken

sowohl fur den Ausbau der land-
wirtschaftlichen Erzeugung als
auch der Einkommenskombina-
tion. Miller: „Mit den Maschi-
nenringen bleiben unsere Bauern
flexibel und können neue Markt-
chancen nutzen.“ O
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Integration ist möglich
Kelheimer Modell mit Vorbildcharakter für Europa

„Ein bisserl stolz“ ist er schon, Scout zu sein, sagt der 9-jährige
Markus auf Nachfrage. „Schön war’s“, meint die 10-jährige
Vanessa offen über das erste Mal, als sie mit dem gelben Käppi
der Scouts den Pausenhof betrat. Die beiden Viertklässler sind
Scouts an ihrer Grundschule in Mainburg. Ihre Aufgabe ist es,
Gewalt auf dem Pausenhof vorbeugen und wo möglich Streit zu
schlichten. Dabei haben sie einiges zu tun, denn ihre Grund-
schule ist mit 580 Kindern die größte in Niederbayern. Ein Drit-
tel der Schüler spricht zu Hause nicht deutsch.

Bevor ein Streit eskaliert, tre-
ten die Scouts dazwischen und
versuchen zu schlichten. Klappt
das nicht, schalten sie einen Leh-
rer ein. Allzuoft ist das aber nicht
nötig. Vielfach schaffen es Mar-
kus und Vanessa entweder
selbständig Streithähne ausein-

anderzuhalten oder zusammen
mit anderen Scouts.

„Die Situation auf dem Schul-
hof verändert sich zum Positi-
ven. Vor drei Jahren wurden die
Scouts eingeführt. Seither ent-
spannt sich die Atmosphäre auf
dem Pausenhof. Entwickelt hat

das Konzept der Grundschul-
scouts der ehemalige Konrektor
der Schule, Hans Dasch. Um den
Kindern in ihrer Rolle als Streit-
schlichter Autorität zu verleihen,
werden die Scouts von ihrer
Klasse demokratisch gewählt, in
einer Feier der Schulgemein-
schaft vorgestellt und ihr Foto
auf einer Ehrentafel in der Schu-
le ausgehängt. „Trotzdem war
Akzeptanz anfangs das größte
Problem“, erinnert sich der heu-
tige Konrektor Dr. Tobias Bar-
wanietz. Alle vierzehn Tage
coacht er die 26 Scouts der

Schule, bespricht mit ihnen die
Alltagsprobleme und übt in Rol-
lenspielen hilfreiche Reaktionen
ein. Die Scouts werden jeweils
für ein Schuljahr gewählt.

Kulturscouts

Die Kinder lernen den Um-
gang miteinander von klein auf.
Aber was ist mit den Erwachse-
nen? Jeder vierte Einwohner im
Landkreis Kelheim hat keinen
deutschen Pass. „Und trotzdem
sitzen in einem Konzert nur
Deutsche“, benennt vhs-Vorsit-
zender Hans Dasch das Problem,
„Das kann doch nicht sein.“

Im Landkreis Kelheim soll es
auch nicht mehr lange so sein. In
Anlehnung an die Grundschul-
scouts entwickelte der Pädagoge

Deimer wird
Ehrenbürger

Der langjährige Oberbürger-
meister von Landshut und
frühere bayerische Städtetags-
chef Josef Deimer, wird Ehren-
bürger seiner Heimatstadt. Dies
beschloss der Landshuter Stadt-
rat in nichtöffentlicher Sitzung.
Deimer fungierte bis 2004 als
Rathauschef. Mit 35 Amtsjah-
ren war er der damals dienstäl-
teste deutsche Oberbürgermei-
ster. DK

Wahlen in Michelau
und Unterthingau
Neuer Bürgermeister der Ge-

meinde Michelau im Landkreis
Lichtenfels ist Helmut Fischer
von der CSU, der auch von den
Freien Wählern unterstützt wur-
de. Auf den Diplomkaufmann
entfielen 76 Prozent der abge-
gebenen Stimmen. Sein Gegen-
kandidat, der SPD-Politiker Ha-
bich, erhielt 24 Prozent. Fischer
war bislang zweiter Bürgermei-
ster der oberfränkischen Ge-
meinde. Neuer Bürgermeister der
Marktgemeinde Unterthingau im
Ostallgäu ist der 62-jährige Spe-
ditionskaufmann Schramm von
der Wahlgemeinschaft „Gewerbe
und Arbeitnehmer“. Er bekam
50,8 Prozent der Stimmen. Seine
Kontrahenten Schrägle (Freie
Wählergruppe) und Hofbauer
(Wählergemeinschaft Oberthin-
gau) erhielten 41,4 bzw. 7,8 Pro-
zent der Stimmen. DK

Haisch tritt zurück
Überraschend hat nach 28-

jähriger Amtszeit der Unterall-
gäuer CSU-Landrat Hermann
Haisch seinen vorzeitigen Ru-
hestand angekündigt. Das 67-
jährige kommunalpolitische Ur-
gestein sagte, er wolle ab Au-
gust mehr Zeit mit seiner Fami-
lie verbringen. Mit Spitzenwer-
ten bei der Zahl der Selbständi-
gen und der bundesweit niedrig-
sten Quote bei Sozialhilfeemp-
fängern gehörte der beliebte Po-
litiker zu den erfolgreichsten
Landräten Bayerns. DK

Konferenz der Regensburger Landkreisbürgermeister:

Wenn der Biber an
den Nerven nagt

Mit einem breiten Spektrum an Themen, das von substanziellen
Sorgen, wie der Finanzausstattung der Gemeinden, über die Zu-
kunft der Hauptschulen bis hin zur beständig beklagten Biber-
plage reichte, befasste sich die jüngste Konferenz der Bürger-
meister im Landkreis Regensburg. Hoch über Wiesent, auf dem
Hermannsberg, begrüßte der designierte Chef der Katholischen
Jugendfürsorge (KJF), Michael Eibl, selbst als 2. Bürgermeister
von Beratzhausen aktiv, als „Hausherr“ die Gäste.

Regensburgs Landrat Herbert
Mirbeth selbst hatte sich das
Thema der „Kommunalen Da-
seinsvorsorge“ vorgenommen
und die Frage aufgeworfen, ob
es sinnvoll sei, die Grundversor-
gung der Bürger mit Wasser, Ab-
wasser und Strom privaten Ge-
sellschaften zu überlassen. Mit
Ausnahme der Stromversor-
gung, die ohnehin meist auf die
Energieversorgungsunterneh-
men übertragen ist, gab der
Landrat den Gemeinden den Rat,
diese elementaren Dienstleistun-
gen nur im Rahmen einer bür-
gerschaftlichen Mitverantwor-
tung, sprich in einer Partner-
schaft mit der Privatwirtschaft zu
organisieren, um auch künftig
über Qualität und Preis mitbe-
stimmen zu können.

Der Eindruck trügt

Als Kreisvorsitzender des
Bayerischen Gemeindetags ging
Barbings Bürgermeister Albert
Höchstetter auf aktuelle Themen
der Verbandsarbeit ein, wobei es
besonders um die Finanzaus-
stattung der Kommunen ging.
Höchstetter betonte, dass der
Eindruck, wonach es den Ge-
meinden finanziell spürbar bes-
ser gehe, trüge. Die Einnahmen
aus der Gewerbesteuer seien
tatsächlich etwas gestiegen, je-
doch vor allem zu Gunsten der
großen Städte. Wie knapp die
Gelder seien, gehe aus der Tatsa-
che hervor, dass fast die Hälfte
der Landkreisgemeinden keinen
ausgeglichenen Haushalt vorle-
gen konnte. Franz Muck, Rech-
nungsprüfer des Landratsamtes,
rief dazu auf, alle Möglichkeiten,
z. B. Grundsteuer, Gewerbesteu-
er oder Straßenausbausatzung,
zu Gunsten der Einnahmen des
Gemeindehaushaltes zu nutzen.

Dass die zurückgehenden
Schülerzahlen auch an die Sub-
stanz einiger Hauptschulen im
Landkreis gehen werden, darauf
verwies der Leiter des Staatli-
chen Schulamtes, Leonhard
Renner. Obwohl der Landkreis
Regensburg einen Einwohnerzu-
wachs auch in den kommenden
Jahren durch Zuzüge zu erwar-
ten habe, werden die Schüler-
zahlen einbrechen, prognosti-
zierte Renner. Man werde des-
halb in absehbarer Zeit auch
auf weitere schulorganisatori-
sche Maßnahmen im Bereich der
Hauptschulen nicht verzichten
können, wobei in erster Linie die
einzügigen Hauptschulen zur
Diskussion stehen. Gerade weil
die Hauptschule in Zukunft noch

mehr Betreuungsaufwand benö-
tige, was in konzentrierter Form
besser zu organisieren sei, rief
Renner die Bürgermeister auf,
sich rechtzeitig nach „Partnern“
für eine eventuelle Zusammenle-
gung umzusehen.

Der Einsturz der Eishalle in
Bad Reichenhall hat auch bei
den Bürgermeistern Besorg-
nis ausgelöst. Oberregierungsrat
Herbert Straubmeier und Ober-
amtsrat Werner Kölbl informier-
ten über die zu beachtenden ge-
setzlichen Bestimmungen zur
Haftung und Überwachung von
Hallendächern. Kölbl stellte klar,
dass die Vorschriften über Statik
und Standsicherheit genügen
und nicht erhöht werden müssen.
Dort, wo es zu Einstürzen kam,
wären nicht Fehler bei der stati-
schen Berechnung Schuld gewe-
sen, sondern Baumängel.

Der Biber nagt nicht nur an
Bäumen und Sträuchern, son-
dern auch an den Nerven der
Bürgermeister. Fast die Hälfte
der Biber, die in der gesamten
Oberpfalz gezählt werden, leben
im Landkreis Regensburg, wie
Gerold Schmitzer von der Unte-
ren Naturschutzbehörde betonte.
Die Dämme der Biber verur-
sachten Wasserstau und Über-
schwemmungen, ihre „Röhren“
lassen landwirtschaftliche Ma-
schinen einstürzen. Die Zahl der
Biber nehme ständig zu, aller-
dings habe die Regierung der
Oberpfalz auch die Fanggeneh-
migungen erhöht. Wo es örtlich
Probleme gebe, riet Schmitzer,
Kontakt mit den ehrenamtlichen
Biberberatern im Landkreis auf-
zunehmen.

Beispielhaftes Modell

An der „Interkommunalen Zu-
sammenarbeit“, über die Klaus
Zeiser berichtete, komme kein
Kommunalpolitiker vorbei. Die
demografische Entwicklung wer-
de den Druck, wirtschaftlicher
und kostengünstiger zu arbeiten,
noch erhöhen. Zeiser, der in ganz
Bayern dieses „Regensburger
Modell“ vorstellt, konnte Bei-
spielhaftes aus dem Landkreis
anführen, so jüngst die Grün-
dung eines Vereins durch mehre-
re Gemeinden, der es ermögli-
che, Fachkräfte in der gemeind-
lichen Jugendarbeit einzuset-
zen. Allein könne dies eine Ge-
meinde nicht bewältigen. Zu-
sammenarbeit spare Geld, kön-
ne aber nur funktionieren, wenn
Vorurteile abgebaut und auch
frühzeitig die Mitarbeiter einge-
bunden würden. DK

sein nächstes Konzept: die Kul-
turscouts. Ein peer-to-peer-An-
satz für Erwachsene. Der Land-
tagsabgeordnete Martin Neu-
maier war gleich begeistert.
„Wenn der türkische Dönerbu-
denbesitzer, der polnische Hand-
werker, der russische Fußballer
jeweils ihre eigenen Leute an-
sprechen und zum Treffen mit
anderen Kulturen einladen -
dann kommen die auch“, ist
Neumaier, Vorsitzender des Ar-
beitskreises Integration und Is-
lam im Bayerischen Landtag,
überzeugt.

Integrations-Arbeitskreis

„Typisch deutsch“ wurde erst-
mal ein Verein gegründet: der
„Integrations-Arbeitskreis e.V.“
Das Vereinsziel: Die kulturelle
Vielfalt fördern - unter dem
Dach des Grundgesetzes. Der
CSU-Abgeordnete übernahm
auch hier den Vorsitz - aus Über-
zeugung: „Die Politik muss für
die Integration aktiv werden.“
Auch die beiden weiteren Vorsit-
zenden sind Überzeugungstäter:
Dr. Clemens Prokop, Leiter des
Amtsgerichts Kelheim und zu-
gleich Präsident des Deutschen
Leichtathletikverbandes will vor
allem seine sportlichen Verbin-
dungen in den Dienst des Ver-
eins stellen. Der dritte Vorsitzen-
de, der türkische Grundschulleh-
rer Levent Cakir, nutzt bereits
seine guten Kontakte zur türki-
schen Bevölkerung und organi-
siert seit drei Jahren interna-
tionale Kinderfeste in Mainburg.
„Bislang arbeiten die Men-
schen nur zusammen“, sagt der
Pädagoge, „Ich will sie auch
privat zusammenbringen.“

Der Verein will gezielt die
Kommunen einbinden. Dem-
nächst geht ein Schreiben an alle

Bürgermeister im Landkreis mit
der Bitte, geeignete Kulturscouts
aus allen Bevölkerungsgruppen
zu benennen. Auf einem Work-
shop im Januar meldeten sich
schon erste Freiwillige: eine rus-
sische Ärztin, ein türkischer
BMW-Mitarbeiter, ein Englän-
der, eine Polin, Griechen und Ita-
liener. Und ein paar Deutsche.
Die Kelheimer Kultur-Scouts
können auf diese Weise tätig
werden, müssen es aber nicht.
Die Volkshochschule Mainburg
bietet ihnen für ihre ehrenamtli-
che Aufgabe eine fundierte Aus-
bildung: Einen Lehrgang zur In-
terkulturellen Kompetenz, den
der Bayerischen Volkshoch-
schulverband gemeinsam mit
der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität entwickelt hat. „Ohne
Bildung geht die Integration
nicht voran“, ist Grundschulleh-
rer Cakir in einem umfassenden
Sinn überzeugt. Und Landtags-
abgeordneter Neumaier sieht das
Zusammenspiel zwischen Poli-
tik und Volkshochschule als
„Idealzustand“ - der sich aller-
dings gut auf andere Regionen
übertragen lässt. Tatsächlich lie-
fen bei ihm schon Anfragen aus
München und Brüssel ein.
Staatsregierung wie EU zeigten
sich äußerst interessiert an die-
sem „Kelheimer Modell“. O

V. l.: Langweids 2. Bürgermeister Gert Jungbauer, Jahns Ehe-
frau Sieglinde, Landrat Dr. Karl Vogele, CSU-Fraktionsvorsit-
zender im Augsburger Kreistag, Dr. Walter Michale, und Josef
Hartmann, Geschäftsführer der Wohnungsbau GmbH für den
Landkreis Augsburg. OO

Langweids Bürgermeister
Jahn feierte 60. Geburtstag
Landrat Dr. Karl Vogele gratulierte jetzt Bürgermeister Karl
Heinz Jahn zu seinem 60. Geburtstag. Vogele hatte Jahn und sei-
ne Gattin Sieglinde zu einem gemeinsamen Essen ins Landrats-
amt eingeladen.

Seit fast 30 Jahren an der Spit-
ze der rund 7.500 Einwohner
zählenden Gemeinde Langweid
am Lech, gehört Jahn zu den
dienstältesten Bürgermeistern im
Landkreis Augsburg. Vogele be-
zeichnete seinen langjährigen
Weggefährten als einen konse-
quenten, verantwortungsvollen
und dynamischen Anwalt der In-
teressen seiner Bürgerschaft.

1978 erstmals zum Bürger-
meister gewählt, habe Karl Heinz
Jahn Gestaltungskraft bewiesen
und sich an die Verwirklichung
großer, zukunftsweisender Vorha-
ben gemacht. Einen Meilenstein
seiner Arbeit sieht Jahn selber in
der Fertigstellung der B2-Umfah-
rung um den Langweider Ortsteil
Stettenhofen im Jahr 2003. „Mit
großem Engagement und vor-
bildlicher Hingabe weichst Du
auch größten Herausforderungen
nicht aus. Man merkt, dass Dein
Herz für die Lechtalgemeinde

schlägt“, lobte der Landrat den
Jubilar.

Langweids Gemeindeober-
haupt sei ein Mann, der alles
von sich abverlange, doch da-
bei nie das Ziel aus den Augen
verliere - den Ort zu einem
blühenden Gemeinwesen zu ge-
stalten. Dabei habe er auch als
Kreisrat immer den größeren Le-
bensraum im Blick gehabt. Des
Öfteren hat Jahn den Landrat in
seiner Funktion als Aufsichts-
ratsvorsitzender der Wohnungs-
bau GmbH für den Landkreis
Augsburg vertreten.

Seit 1972 trägt Jahn als Ge-
meinderat Mitverantwortung in
der Kommunalpolitik. 1996 wur-
de Jahn erstmals in den Kreistag
des Landkreises Augsburg ge-
wählt. Bereits 1993 erhielt er die
Medaille für besondere Verdien-
ste um die kommunale Selbstver-
waltung von Innenminister Dr.
Günther Beckstein verliehen. O

Dillingen - Mit einem besonderen Festakt ehrten die Große
Kreisstadt Dillingen und der Landkreis Dillingen Ministerial-
direktor a. D. Dr. Dr. h.c. Karl Böck zum 90. Geburtstag. Im
glanzvollen Rahmen des Goldenen Saales der früheren Jesui-
ten-Universität würdigten Oberbürgermeister Hans-Jürgen
Weigl den Ehrenbürger des „Schwäbischen Rom“ (wie die
Stadt wegen ihrer herausragenden Bedeutung für die Kirche
von Augsburg genannt wird) und Landrat Leo Schrell den
Träger des Goldenen Ehrenringes des Landkreises. Im Bild
von links: Hochschulprofessor Prälat Dr. Hermann Lais, Ober-
bürgermeister Hans-Jürgen Weigl, Dr. Böck und seine Frau
Anna, Landrat Leo Schrell, Staatssekretär a.D. Otto Meyer,
Professor Ludwig Häring. Text und Bild: -jdt-
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„Frühling lässt sein blaues
Band...“ Mein Chef, der Bür-
germeister, kommt in letzter
Zeit immer öfter beschwingt
und guter Laune ins Büro und
gibt dann auch schon mal et-
was von den Rudimenten sei-
ner poetischen Halbbildung
zum Besten.

Ist ja auch kein Wunder,
denn der lange, kalte Winter
hat doch bei uns allen an den
Nerven gezehrt und auf dem
Gemüt gelastet. Gut, das Frühjahr war bisher
auch nicht gerade umwerfend. Ostern ging nur
deshalb als wettermäßig annehmbar durch, weil
die Wettervorhersagen noch schlechter als das
tatsächliche Wetter waren. Und auch danach
immer wieder diese elenden Regentage.

Aber da wir nicht mehr verwöhnt sind, geben
wir uns auch mit der gegenwärtigen kleinen
Münze zufrieden. Ab und zu mit dem Fahrrad
zum Dienst fahren können. Die ersten Espressi

im Straßencafé. Und natürlich das neue frische
Grün der Blätter, die Farben der Blumen und
Blüten überall.

Das ist ja der eigentliche Knüller des Früh-
lings: Aus dem Grau des November und dem
Weiß des Winters zaubert er im Nu eine Farb-
palette, die von Michelangelo bis Leonardo je-
den Maler blass aussehen lässt. Und die Kraft
des einmal entfesselten Wachstums ist jedes
Jahr aufs Neue staunenswert. Heuer ist die Ve-
getation doch bestimmt zwei oder drei Wochen
hinten dran im Vergleich zu früher. Trotzdem ist
das Gras auf Wiesen, die vor Ostern noch mehr
braun als grün waren, jetzt schon so hoch, dass
ein erstes Mähen fällig wäre.

Hohe Zeit und Großkampftage für die städti-
schen Gärtner, die die Stadt in den Anlagen,
Parks und Pflanztrögen wieder so richtig toll
herausputzen. Die verstehen es, aus einer Ver-
kehrsinsel einen Blickfang zu machen, aus ei-
nem schmalen Handtuch städtischen Grüns die
Ahnung einer Bauernwiese zu zaubern und sie

setzen in den Plattensee der
Fußgängerzone Inseln der
Farbpracht und Harmonie.
Los gings mit den robusten
Narzissen und farbenfrohen
Tulpen. Die Rosenstöcke wur-
den fachgerecht geschnitten,
damit sie bald wieder treiben.
Und ich hoffe sehr, dass im In-
nenhof des Rathauses auch
heuer wieder prächtige Son-
nenblumen den Triumph der
Natur über das eintönige As-

phaltgrau verkünden werden.
Natürlich gibt es auch bei uns Leute, die fra-

gen, warum die Stadt, die für sonst kaum etwas
Geld übrig hat, ausgerechnet den Gänse-
blümcheningenieuren vom Gartenbau jedes
Jahr die Möglichkeit gibt, sich auszutoben. Für
mich ist, ganz ehrlich, der Blumenschmuck die
falscheste Stelle zu sparen. Nicht umsonst hat
jeder zu Hause und im Büro mehr oder weniger
üppigen Pflanzenschmuck. Weil halt Menschen
Pflanzen um sich wie die Luft zum Atmen brau-
chen. Und ausschließlich hart gesottene Geiz-
hälse behaupten, nur Männer mit schlechtem
Gewissen würden Blumen verschenken. Erfah-
rene Latin-Lover, solide Ehemänner und nette
Chefs wissen, dass kaum etwas eine Frau mehr
freut als ein hübscher Strauß ab und zu.

Mein Chef, der Bürgermeister, legt sehr viel
Wert auf eine grüne Stadt und sorgfältige An-
pflanzungen. Für ihn sind das Parameter der
Lebensqualität und des Sich-Wohlfühlens im
Städtchen. Übrigens durchaus auch im Sinne ei-
nes Marketinginstruments, denn ob Besucher,
Einkäufer aus dem Umland, potentielle Investo-
ren oder Zuzügler: Nichts nimmt mehr für eine
Stadt ein, als ein freundliches, buntes, blühen-
des Erscheinungsbild. Auf dem Kalenderblatt
steht heute übrigens ein Spruch des Dichters
Emanuel Geibel, der vielleicht sogar meinem
vor Aktivität und Tatkraft strotzenden Chef ein
Lächeln entlocken wird: „Frühling ist die schö-
ne Jahreszeit, in der der Winterschlaf aufhört
und die Frühjahrsmüdigkeit beginnt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

„Frühling lässt sein
blaues Band...“

Freie Wähler Oberbayern:

„Politik muss wieder Interessen
der Bürger vertreten“

Auf ihrer jüngsten Vorstandssitzung in Allershausen sprachen sich die Freien Wähler Ober-
bayern klar für eine Umkehr in der bayerischen Politik aus. „Wir müssen es wieder schaffen,
den Bürger mit seinen Ängsten und Problemen ernst zu nehmen und zu respektieren. Nur so
können wir erreichen, dass er die Politik und damit uns ernst nimmt,“ so Eva Gottstein, Be-
zirksvorsitzende von Oberbayern. Gottstein weiter: „Wir Freie Wähler treten mit all unserer
Macht dafür ein, dass unsere Kommunen, die die kleinsten politischen Einheiten darstellen,
wieder mit vernünftigen finanziellen Mitteln von Seiten des Landes Bayern her ausgestattet
werden und wieder mehr in den wirklich bürgernahen Gremien entschieden werden kann!“

Als Gast war der neue Landesvorsitzende der Freien Wähler Bayern anwesend. Hubert Ai-
wanger stellte zunächst sich und anschließend seine politischen Forderungen vor: „Die Freien
Wähler fordern, dass die Politik die Interessen der einfachen Bürger wieder respektiert. Es
muss Schluss damit sein, dass die Parteien von oben her Dinge durchdrücken, die der Bürger
nicht will. Die Ohnmacht der Öffentlichkeit etwa gegen die grüne Gentechnik, die 80 Prozent
der Bevölkerung ablehnen, aber trotzdem aus Kommerzinteressen durchgesetzt werden soll, ist
ein Beispiel hierfür. Die CSU hat auch in der Bildungspolitik versagt, immer mehr Schüler ver-
lassen die Schule ohne Abschluss und landen damit in der Arbeitslosigkeit. Die Freien Wähler
fordern kleinere Klassen und mehr Lehrer.“ OO

Regionalkonferenz des Landkreises Kelheim:

„Lasst den ländlichen Raum leben!“
„LEADER+ ist eine Erfolgsgeschichte, die ihre Fortsetzung
braucht“, erklärte Landrat Dr. Hubert Faltermeier bei einer Re-
gionalkonferenz des Landkreises Kelheim. Seit Beginn von
LEADER+ im Jahr 2002 seien etwa 70 Projekte - zum großen
Teil aus LEADER+-Mitteln gefördert - in verschiedenen The-
menbereichen organisiert und koordiniert worden.

Laut Faltermeier wurden die
Themenbereiche „Vom steten
Tropfen“ - Gewässerschutz im
Landkreis“, „On Tour“ - Touris-
mus auf neuen Wegen“, „Begeg-
nung auf dem Land“ - Dorfkul-
tur im Landkreis“, „Facettenrei-
che Landschaft“ - unsere bäuer-
liche Kultur“, „Kinder, Jugend,
Senioren, Familie - Leben im
Landkreis Kelheim. Wir helfen
uns!“, „Denkanstöße“ - Qualifi-
zierung vor Ort“ sowie „Quer-
denken“ - Kooperation mit Hoch-
schulen“ „beackert“. Diese The-
menpalette zeige die weit ge-
fächerte Bandbreite der Projekte
und demonstriere, wie vielfältig
die Bedürfnisse in der Region
seien. Der Landrat: „LEADER+
war und ist dafür auf Grund sei-
nes Förderspektrums ein maßge-
schneidertes Förderinstrument.“

Löwenanteil fließt
in den Landkreis

Ursprünglich seien für den ge-
samten LEADER+-Zeitraum
von 2002 bis 2008 etwa 4,0 Mio.
Euro für den Landkreis Kelheim
vorgesehen gewesen. Mittler-
weile seien jedoch bereits Maß-
nahmen in einer Größenordnung
von über 6 Mio. Euro bewilligt
und weitere Projekte in einer
Größenordnung von ca. 3 Mio.
Euro konkret beantragt - „eine
enorme Summe, mit der anfäng-
lich wohl niemand kalkuliert
hatte“, so Faltermeier. Mit 36
Prozent der niederbayerischen
Fördermittel fließe damit der
Löwenanteil der EU-Gelder in
den Landkreis Kelheim.

Mit Blick auf die Zukunft be-
tonte Faltermeier, das Bemühen,
den klassischen Gegensatz -
Wachstum kontra Ressourcen-
schonung - zu harmonisieren, sei

in vielen Betrieben und Institu-
tionen spürbar. Verbraucher ori-
entierten sich verstärkt an der
Öko-Bilanz von Gütern und
Dienstleistungen. Dieser Trend
müsse im Sinne einer nachhalti-
gen Entwicklung in der Region
und im Kontext eines freien
Wettbewerbes noch weiter inten-
siviert werden. Darin sehe der
Landkreis Kelheim auch eine ge-
meinsame Aufgabe. Auch aus
diesem Grund habe das Landrats-
amt beispielsweise die Sonder-
beilage „Wärmedämmung und
Energieeinsparung“ initiiert, die
an alle Landkreis-Haushalte ver-
teilt wurde.

Kontakt zum Bürger

Dr. Uwe Brandl, 1. Bürger-
meister von Abensberg und Prä-
sident des Bayerischen Gemein-
detags, verwies darauf, dass der
ländliche Raum Kommunen be-
inhalte, „bei denen - gerade we-
gen ihrer vergleichsweise gerin-
gen Größe - noch ein ganz inten-
siver Kontakt zwischen den Bür-
gerinnen und Bürgern und ihrer
politischen Gemeinde besteht“.
Letztlich könne man den ländli-
chen Raum weitgehend mit dem
kreisangehörigen Bereich gleich-
setzen.

Definitionssache

Verfolge man die Diskussion
zum Thema „ländlicher Raum“,
die gerade im Zusammenhang
mit der Überarbeitung des Lan-
desentwicklungsprogramms ge-
führt werde, stünden die Chan-
cen der Kommunen in diesem
Bereich nicht gerade im Vorder-
grund. Doch müsse immer wie-
der betont werden, „dass Bayern
sich eben nicht nur über seine ur-

banen Zentren, sondern auch
und gerade über den ländlichen
Raum - übrigens eine der Beson-
derheiten in Europa - definiert“,
meinte Brandl.

Immer noch lebten zwei Drit-
tel der bayerischen Menschen
außerhalb der Großstädte. In den
Gemeinden des ländlichen
Raums stecke eine ungeheure
Vielfalt, ein außerordentliches
Potential und eine enorme Krea-
tivität, die zum Nutzen des ge-
samten Freistaats aktiviert wer-
den müssten. Deshalb Brandls
Appell an alle Verantwortlichen
insbesondere auf der landespoli-
tischen Ebene: „Lasst den ländli-
chen Raum leben, gebt ihm die
Spielräume, sich eigenständig
entfalten zu können!“

Immense Chancen

Wie Brandl weiter darstellte,
„werden in den nächsten Jahren
und Jahrzehnten technische und
gesellschaftliche Umbrüche das
Leben bestimmen, die die bishe-
rigen Entwicklungen in den
Schatten stellen - siehe Informa-
tionstechnologien.“ Dass dieser
Bereich für den ländlichen Raum
eine immense Chance darstellt,
liege klar auf der Hand. Das LEP
hingegen gehe immer noch von
der Leitidee aus, dass sich der
Mensch bewegt und nicht die In-
formation.

Mittelfristige Zuwächse

Ein weiterer Punkt sei die de-
mografische Entwicklung. Auch
in diesem Punkt sieht der Kom-
munalpolitiker optimistisch in
die Zukunft: „ Zum einen wer-
den auch Gemeinden im ländli-
chen Raum mittelfristig mit Zu-
wächsen zu rechnen haben; zum
anderen können auch Schrump-
fungsprozesse durchaus zu po-
sitiven Ergebnissen führen,
wenn die Gemeinde frühzeitig
reagiert und steuert“, so Brandl
abschließend. DK

Fachtagung im Erdinger Landratsamt:

Was zeichnet eine
kinderfreundliche Gemeinde aus?
Wie lassen sich die Bedürfnisse Jugendlicher in der gemeindli-
chen Planung berücksichtigen? Was bringt Bürgerbeteili-
gung? Diese und zahlreiche andere Aspekte rund um das The-
ma „Integration durch eine kinder- und jugendfreundliche
Planung und Beteiligung in den Gemeinden“ diskutierten zahl-
reiche Kommunalpolitiker und weitere Fachleute im Land-
ratsamt Erding.

Zu der Fachtagung eingela-
den hatten das Landratsamt Er-
ding, der Kreisjugendring, die
Katholische Jugendstelle und
die Offene Jugendarbeit der
Stadt Erding.

Im Mittelpunkt der von
Kreisjugendpflegerin Angelika
Klarl-Sigl moderierten Veran-
staltung standen zwei Vorträge,
die das Thema aus unterschied-
lichen Perspektiven beleuchte-
ten: Günter Beltzig, Architekt
aus Pfaffenhofen/Ilm, stellte
praktische Gesichtspunkte in
den Vordergrund und erläuterte
anhand von Fotos, was für Kin-
der und Jugendliche wichtig ist:
Rückzugsmöglichkeiten, meh-
rere dezentrale attraktive (Spiel-)
Plätze, farbig gestaltete und da-
durch sich selbst erklärende
Wege etwa.

Das Terrain erorbern

„Kinder können heute nichts
mehr unbeobachtet und ohne
Erlaubnis der Eltern machen“,
monierte Beltzig. Patentrezepte
habe er keine, aber einen Bau-
wagen als Treffpunkt für Ju-
gendliche beispielsweise halte
er für „eine hervorragende Sa-
che“. Der Planer, der bereits in
Ingolstadt an wegweisenden
Projekten beteiligt war, betonte,
dass auch Kinder „sich erst inte-
grieren müssen“. Insofern sollte
man ihnen auch die Chance ge-

ben, sich ihr Terrain zu erobern.
Die konkrete Konzeption für

eine umfassende Betreuung und
Begleitung von Kindern und
Jugendlichen stellte anschlies-
send Taufkirchens Bürgermei-
ster Franz Hofstetter vor. Er er-
zählte, wie sich aus einzelnen
Ideen und Initiativen im Laufe
der Jahre ein speziell auf Tauf-
kirchen zugeschnittenes Kon-
zept entwickelt hat, das auf Ver-
netzung der vorhandenen Ein-
richtungen abzielt, auf „kurze
Wege für alle“. Dieser Grund-
gedanke wurde mit dem neu ge-
bauten Kinder- und Jugendhaus
auch baulich verwirklicht. Hof-
stetter betonte, dass es dabei
nicht um ein Gegeneinander
von Erziehung im Elternhaus
einerseits und Betreuung in den
entsprechenden Einrichtungen
andererseits gehe, sondern um
ein Neben- und Miteinander.
Beides müsse sich ergänzen.

Sensibilisierung
der Teilnehmer

Die Bilanz der Veranstalter
stellte sich als durchaus positiv
dar: Die Teilnehmer seien noch
einmal sensibilisiert worden für
das aktuelle Thema Integration,
das sich schließlich nicht nur
auf Migranten beziehe, sondern
auch für Neubürger allgemein
oder eben Kinder und Jugendli-
che von zentraler Bedeutung

sei, erklärte die Leiterin des Er-
dinger Jugendzentrums, Petra
Heilmann. Beide Referenten hät-
ten deutlich herausgearbeitet,
dass Integration ein längerfristi-
ger Prozess sei, der ohne das En-
gagement und die Ausdauer von
führenden Kräften und Bürgern
im Ort wohl nur schwer gelingen
könne, fügte Martine Driessen,
Fachkraft für offene Jugendarbeit
beim Kreisjugendring, hinzu.

Das Klima muss stimmen

Wenn darüber hinaus das Kli-
ma in einer Gemeinde stimme
und das Bewusstsein sowie die
Bereitschaft vorhanden seien,
Zeit, Geld und Raum in integra-
tive Projekte für Kinder und Ju-
gendliche zu investieren, seien
dies die besten Voraussetzungen
für eine kinder- und jugendge-
rechte Gemeinde. Dies werde
am Beispiel Taufkirchen positiv
sichtbar. DK

Rathauschef
Hoffmann †

Gerd Hoffmann, Bürger-
meister von Schondorf am
Ammersee, ist im Alter von
66 Jahren verstorben. Bei
einer Festrede zum zehn-
jährigen Bestehen der örtli-
chen Musikschule ereilte
ihn der Tod. Hoffmann war
1984 für die Freien Wähler
in den Gemeinderat einge-
zogen und seit 16 Jahren
Bürgermeister in Schon-
dorf. O
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www.behoerdenmanagement.de
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Wasserzähler
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selbstaufnehmende

Schacht-Ausrüstungen
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Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Beutelsbacher
Fahnenwelt
Inh. Bernd Knödler
Heinkelstraße 44
71384 WEINSTADT
Tel. 07151 - 99 5160
Fax 07151 - 99 5166

info@beutelsbacher-fahnenwelt.de
www.beutelsbacher-fahnenwelt.de
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Papierkörbe

KOMPAN GmbH
Raiffeisenstraße 11 . 24941 Flensburg
Tel.: +49 461 77306-0 . Fax: +49 461 77306-35
E-Mail: kompan.gmbh@kompan.com
www.kompan.com
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Vorschau auf GZ 10
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 10, die am 18. Mai
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
`̀ Abfall und Recycling
`̀ Kommunales Verkehrswesen - ÖPNV
`̀ Sicherheitstechnik - Brand- und Katastrophenschutz
`̀ Schulungen
`̀ Kommunal-Marketing

Oberpfälzer Kommunalgipfel in Weiden:

Gemäßigtes Ja
zur Metropolregion

„Die Oberpfalz darf sich trotz Metropolregion nicht in der po-
litischen Diskussion auseinander fransen lassen“, warnte Si-
mon Wittmann, Landrat Neustadt a. d. Waldnaab und Be-
zirksvorsitzender des Landkreistags beim Oberpfälzer Kom-
munalgipfel in Weiden. Vor über 100 Mandats- und Funkti-
onsträgern stellten er und der CSU-Bezirksvorsitzende, Wirt-
schaftsstaatssekretär Hans Spitzner, fest, dass Metropolregio-
nen keinesfalls als Einstieg in einen Verwaltungsverbund ak-
zeptabel sind. Weder dürften sie ihren eigenen Weg vergessen
noch bei der Förderung bevorzugt werden.

Wittmann forderte, im neuen
Landesentwicklungsprogramm
die besondere Förderung des
ländlichen Raumes zu veran-
kern, um „gleichwertige Le-
bensbedingungen“ zu realisie-
ren. Dabei sei vor allem im LEP
die Gewichtung zugunsten der
ländlichen Räume in folgenden
Bereichen zu verändern: Beim
ÖPNV sei im LEP als Ziel eine
gleichgewichtige Förderung von
ländlichen Regionen aufzuneh-
men. Nur so sei es zu verhin-
dern, dass die Kürzung der Re-
gionalisierungsmittel durch den
Bund sich allein zu Lasten des
ländlichen Raumes auswirkt
und dort mühsam aufgebaute
Strukturen zusammenbrechen.

Zentrale Forderungen

Die Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur im ländlichen
Raum müsse im LEP stärker be-
tont werden, da eine bessere Er-
reichbarkeit und die Anbindung
an die Ballungsräume einen we-
sentlichen Standortfaktor dar-
stellten. Wichtige Förderungen
aus oberpfälzischer Sicht seien

dabei der Ausbau des Staats-
straßennetzes an der Grenze zu
Tschechien, die Elektrifizierung
der Bahn von Regensburg nach
Hof, die Verbesserung der An-
bindung an den Flughafen Mün-
chen durch die Marzlinger
Spange und an den Flughafen
Nürnberg sowie der Ausbau der
Telekommunikation und der
schnellen DSL-Anbindungen
ans Internet.

Versorgung muss
gewährleistet sein

Insbesondere müsse auch
durch das LEP gewährleistet
werden, dass eine Versorgung
des ländlichen Raumes mit
Handel, Dienstleistung sowie
sonstigen Geschäften des tägli-
chen Lebens gesichert ist, fuhr
Wittmann fort. Die verschie-
denen Förderprogramme zur
Entwicklung des ländlichen
Raumes von Bund, Land und
EU seien abzustimmen, zu ko-
ordinieren und übersichtlicher
zu gestalten. Die Zusammenar-
beit zwischen Umwelt, Wirt-
schafts- und Landwirtschafts-

ministerium sei verbesserungs-
würdig.

Clusterpolitik

Zudem dürfe die Bayerische
Clusterpolitik nicht in bayern-
weiten Clustern stehen bleiben.
Auch in der Oberpfalz gebe es
regional innovative und zu-
kunftsweisende Betriebe. Des-
halb sei die Bildung und Förde-
rung von Clustern nicht auf Bal-
lungsräume zu beschränken.
Auch kleinere und mittlere Un-
ternehmen müssten durch regio-
nale Netzwerke an der Wert-
schöpfungskette teilhaben.

Marketinginstrument

Metropolregionen sind laut
Wittmann angesichts der inter-
nationalen Funktion durchaus
als Marketinginstrumente ge-
eignet. Die Ausstrahlungsef-
fekte müssten im Gesamtraum
Bayerns genutzt werden. Wegen
der Unterscheidung nach metro-
politanem Kern und metropoli-
tanem Netz müssten die einzel-
nen Regionen der Oberpfalz in
eigener Verantwortung über die
Intensität der Mitarbeit ent-
scheiden.

Kommunalwahlen im Visier

Mit Blick auf die Kommunal-
wahlen 2008 (Spitzner: „Wir
können nicht früh genug mit
den Vorbereitungen beginnen“)
formulierten die „CSU-Lokal-
fürsten“ ihre Forderungen nach-
drücklich.

Wie KPV-Bezirksvorsitzen-
der Landrat Herbert Mirbeth er-
läuterte, biete die CSU ein ge-
samtpolitisches Handlungs- und
Entscheidungsangebot - auf der
Ebene der Kommunalpolitik,
der Landespolitik, des Bundes-
tages und des Europäischen Par-

laments - und könne somit im Ge-
gensatz z. B. zu den Freien
Wählern mit einer gesamtpoliti-
schen Kompetenz für die Fragen
der Menschen aufwarten.

Ab 2008 erwartet der Re-
gensburger Landrat eine Entla-
stung der Kommunen beim
Solidarausgleich für die neuen
Länder: „Allein die 41 Ge-
meinden im Landkreis Re-
gensburg haben seit 1995 über
100 Millionen Euro in den So-
lidartopf bezahlt.“

Kommunen im
Schraubstock

Mirbeth kritisierte den Um-
stand, dass die Kommunen „im
Schraubstock der sozialen Lei-
stungsgesetze eingezwängt“
und dabei allmählich erdrückt
würden. Mirbeth erzählte von
einer kleinen Gemeinde, die fi-
nanziell so blank sei, dass sie
wegen 48.000 Euro Solidar-
umlage zur Bank gehen muss:
„Gleichzeitig verkauft die Stadt
Dresden 48.000 Wohnungen
für 1,3 Milliarden Euro - und
entschuldet sich. Das ist ein
Skandal!“

Gewerbesteuer
ohne Alternative

Für die Beibehaltung der Ge-
werbesteuer plädierte Ambergs
Oberbürgermeister Wolfgang
Dandorfer: „Zur Gewerbesteuer
gibt es keine Alternative. Es
muss eine steuerliche Nabel-
schnur zu den Unternehmen ge-
ben, sonst kümmern sich die
Kommunen nicht mehr um die
Wirtschaft“, meinte er. Statt des
bisherigen „Durchgriffsrechts“
von oben forderte der Rat-
hauschef bei der Gesetzgebung
ein verbindliches Anhörungs-
recht der Kommunen.

„Mehr Vertrauen“ der öffent-
lichen Hand wünscht sich Hans
Bögl jun., Chef eines Neumarkter
Bauunternehmens: „Es ist fatal,
wenn bei jeder Baumaßnahme
Projektleiter und Juristen das
Heft in die Hand nehmen.“ Die
Kommunen könnten die Wirt-
schaft dadurch unterstützen,
dass sie ein Lebens- und Woh-

numfeld schaffen, das den
Menschen Zufriedenheit ver-
mittelt. Günstiges Bauland tra-
ge durch die Schaffung von
Wohneigentum in der Region
dazu bei, dass die Mitarbeiter
von Firmen im Umfeld der
Firmen verwurzelt sind und
bleiben.

Wettbewerbsnachteile
ausgleichen

Trotz Billigkonkurrenz schuf
Bögl 1500 neue Arbeitsplätze
und zählt - als größtes privates
Bauunternehmen Deutschlands
- rund 4500 Mitarbeiter. Das
Unternehmen versteht sich als
Technologie- und Dienstlei-
stungsunternehmen und setzt
auf qualifizierte, motivierte

Mitarbeiter. „Denn es ist Spit-
zenleistung notwendig, um die
Wettbewerbsnachteile auszu-
gleichen.“

Aufruf zu Kooperation
und mehr Optimismus

Sämtliche Porsche-Rennautos
fahren mit Hör-Getrieben, und
in der Formel 1 läuft ohne die
Spitzentechnik aus Weiden fast
nichts. Albrecht Hör, Inhaber
von Hör Technologie mit 220
Mitarbeitern und Standorten in
Weiden und Mitterteich, appel-
lierte abschließend an die Kom-
munen, regional zusammenzu-
arbeiten und rief zu mehr Opti-
mismus - „angesichts unserer
hervorragenden Lage mitten in
Europa“ - auf. DK

Arbeitsgemeinschaft Fränkischer Oberbürgermeister:

Pia Beckmann
neue Vorsitzende

Würzburgs Oberbürgermeisterin Dr. Pia Beckmann ist in
Rothenburg zur neuen Vorsitzenden der Arbeitsgemein-
schaft Fränkische Oberbürgermeister gewählt worden. In
den letzten eineinhalb Jahren hatte das Nürnberger Stadt-
oberhaupt Dr. Ulrich Maly dieses Amt inne.

Die 1988 gegründete, 22 Gemeinden umfassende Arbeits-
gemeinschaft, trifft sich halbjährlich zum Erfahrungsaus-
tausch zu aktuellen Themen sowie zur Formulierung und
Durchsetzung gemeinsamer fränkischer Interessen. Bei der
jüngsten Sitzung ging es um die Zweitwohnungssteuer, die
Vermarktungsmöglichkeiten für die Ausrichter- und Quartier-
städte der Fussball-Weltmeisterschaft sowie Entwicklungen in
Bezug auf die Metropolregion Nürnberg.

Gemeinsame Resolution

Als gemeinsame Resolution wurde einstimmig die For-
derung verabschiedet, dass die Fernverkehrsverbindung Frank-
furt bzw. Stuttgart-Nürnberg-Markredwitz-Eger/Cheb-Pilsen-
Prag beibehalten werden soll. Die Arbeitsgemeinschaft befürch-
tet, dass dieses Projekt sowohl vom Freistaat Bayern als auch von
der Deutschen BahnAG wie auch der Bundesregierung, trotz des
deutsch-tschechischen Verwaltungsabkommens von 1996 und
der bereits laufendenAusbauarbeiten auf der tschechischen Seite,
nicht konsequent weiterverfolgt wird. „Die für Franken so wich-
tige Verbindung muss in den vordringlichen Bedarf im Bundes-
verkehrswegeplan aufgenommen werden“, betonte Pia Beck-
mann. Derzeit werde seitens des Freistaates dieAchse München -
Prag über Schwandorf favorisiert. DK


